
07





Vision  ii

Vorwort  iV

LeitbiLd  Vi

Finanzmarkt Liechtenstein  Viii

der auFsichtsrat  Xii

die GeschäFtsLeitunG  XiV

1. auFsicht  1
 1.1 bankenaufsicht 7
 1.2 wertpapieraufsicht 20
 1.3 Versicherungsaufsicht 45
 1.4 Vorsorgeaufsicht 58
 1.5 aufsicht andere Finanzintermediäre 67

2. reGuLierunG  83 
 2.1 banken- und wertpapieraufsicht 85
 2.2 Versicherungsaufsicht 91
 2.3 Vorsorgeaufsicht 94
 2.4 aufsicht andere Finanzintermediäre 95

3. aussenbeziehunGen  101
 3.1 nationale aussenbeziehungen 102
 3.2 internationale aussenbeziehungen 102

4. unternehmunG  107
 4.1 bereiche 109
 4.2 integrative einheiten 109
 4.3 Finanzen 111
 4.4 Öffentlichkeitsarbeit 114

5. team  117
 5.1 team der Fma 118
 5.2 Fachspezifische aus- und weiterbildungen 120

tabeLLenVerzeichnis  122

GraFikVerzeichnis  124

abkürzunGsVerzeichnis  128

i n h a lt



Vision



Wir gewährleisten in verantwor- 
tungsbewusster Erfüllung unseres 
hoheitlichen Auftrages die Stabilität 
des Finanzmarktes, den Schutz 
der Kunden, die Vermeidung von  
Missbräuchen sowie die Umset-
zung und Einhaltung anerkannter 
internationaler Standards. Damit 
leisten wir einen Beitrag zu Wett-
bewerbsfähigkeit und Ansehen 
des Finanzmarktes und somit zum 
Wohle des Landes Liechtenstein.

V i s i o n
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Vorwort



das Jahr 2007 war für den Finanzplatz Liechtenstein erneut von einem starken wachstum geprägt. die 
zugelassenen Finanzintermediäre verzeichneten praktisch im gesamten Finanzmarkt überdurchschnitt-
liche wachstums- und ertragsfortschritte. neue märkte im nahen osten und in südostasien wurden 
erschlossen, sodass das business der liechtensteinischen Finanzintermediäre noch internationaler wurde. 
hinzu kam das erschliessen neuer marktnischen bzw. Finanzprodukte wie beispielsweise Vermögens-
verwaltungsgesellschaften, Pensionsfonds und Versicherungsbroker.

im 2. halbjahr 2007 erschütterte die us-amerikanische hypothekarkrise (sub-prime) die weltwirt-
schaft und zog die bankenwelt sowie die börsen in mitleidenschaft. die auswirkungen dieser krise gilt 
es im 2008 im auge zu behalten.

das Jahr 2007 stand im zeichen der erarbeitung einer Fma-strategie und deren umsetzung sowie des 
iwF-assessments. nach einer zweijährigen aufbauarbeit war der zeitpunkt gekommen, basierend auf 
den bisher gemachten erfahrungen und unter beizug eines europaweit renommierten strategiebera-
tungsunternehmens die strategische ausrichtung der Fma festzulegen und entsprechende strategische 
initiativen umzusetzen. die Prüfung (assessment) des Finanzplatzes durch den internationalen wäh-
rungsfonds (iwF) im märz / april 2007 war eine weitere herausforderung für die Fma, was neben dem 
ordentlichen tagesgeschäft und der umsetzung der strategie eines zusätzlichen, ausserordentlichen  
efforts der Fma-mitarbeitenden bedurfte.

die Fma meisterte all diese herausforderungen bzw. aufgaben. dies war allerdings nur dank des gross-
artigen einsatzes des gesamten Fma-teams möglich. ein herzlicher dank und anerkennung für die im 
Jahr 2007 geleistete arbeit gebühren daher allen Fma-mitarbeitenden.

die Fma wird auch zukünftig alles daran setzen, ihren hoheitlichen auftrag verantwortungsbewusst 
und professionell wahrzunehmen, um die stabilität des Finanzmarktes, den schutz der kunden, die 
Vermeidung von missbräuchen und die einhaltung anerkannter internationaler standards zu gewähr-
leisten. damit wird die Fma einen beitrag zu wettbewerbsfähigkeit und ansehen des Finanzmarktes 
und somit zum wohle des Landes Liechtenstein leisten.

rené h. melliger
Vorsitzender des aufsichtsrates
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Leitbild



1. AUFSICHT
wir erteilen bewilligungen verantwortungsbewusst und speditiv, beaufsichtigen konsequent und fair, 
be kämpfen missbräuche, sanktionieren Verstösse und schützen damit die kunden des Finanzmarktes.

2. REGULIERUNG
wir regulieren unter beteiligung der betroffenen, in erfüllung internationaler standards sowie unter 
berücksichtigung der wettbewerbsfähigkeit des Finanzmarktes Liechtenstein.

3. AUSSENBEZIEHUNGEN
wir pflegen den dialog in unseren aussenbeziehungen und werden aufgrund unserer kompetenz und 
Leistung national und international anerkannt.

4. UNTERNEHMEN
wir sind unabhängig, intern nach privatwirtschaftlichen Grundsätzen ausgerichtet, kundenorientiert 
und zeichnen uns durch herausragende Qualität und pragmatische Lösungen aus. 

5. TEAM
wir sind ein team, begegnen einander in gelebter wertschätzung, identifizieren uns mit unseren zielen 
und aufgaben, handeln unternehmerisch und sind stolz, einen beitrag zum erfolg zu leisten. 

l e i t b i l d
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Finanzmarkt Liechtenstein

auch im Jahr 2007 verzeichnete der Finanzplatz Liechtenstein ein starkes wachstum. das netto ver-
waltete Vermögen per 31. dezember 2007 stieg von chF 228,9 mrd. auf chF 277,72 mrd., was eine 
zunahme von 21,3 % ausmacht. die 16 in Liechtenstein konzessionierten banken verwalteten per  
31. dezember 2007 ein konsolidiertes kundenvermögen von chF 201,3 mrd. dies bedeutet im Ver-
gleich zu 2006 einen zuwachs von 16,1 %. die investmentunternehmen verzeichneten eine steigerung 
von 14,25 % und verwalteten per 31.12.2007 ein Vermögen von rund chF 30,45 mrd. noch beacht-
licher ist das wachstum des Vermögensverwaltungsstandortes Liechtenstein. Gegenüber 2006 betrug 
das wachstum rund 92,1 %. der Grund hierfür liegt, wie bereits im letzten Jahr, im Gesetz über die 
Vermögensverwaltung (VVG), welches per 1. Januar 2006 in kraft getreten ist. die Versicherungsun-
ternehmen konnten insgesamt kapitalanlagen von chF 21,3 mrd. ausweisen und somit im Vorjahres-
vergleich ein Plus von 43,9 % erzielen. das verwaltete Vermögen der Vorsorgeeinrichtungen stieg um 
6,9 % auf ca. chF 3,1 mrd.

Tabelle 1: Überblick Entwicklung netto verwaltetes Kundenvermögen per 31. Dezember 2007

in Mrd. ChF 2004 2005 2006 2007
Veränderung in % 

2006 / 2007
Veränderung in % 

2004 / 2007

banken 119,4 148,7 173,4 201,3 16,1 68,6

investmentunternehmen (Fonds) 15,6 20,6 26,6 30,45 14,25 95,5

Vermögensverwaltungsgesellschaften – – 11,2 21,52 92,1 – 

Versicherungsunternehmen 5,1 10,2 14,8 1) 21,3 3) 43,9 317,6

Vorsorgeeinrichtungen 2,8 3,1 2,9 2) 3,1 3) 6,9 10,7

Total 4) 142,9 182,6 228,9 277,72 21,3 94,3

1)   neue basis ab 2006: Prämienüberträge, deckungsrückstellungen und versicherungstechnische rückstellungen für Lebensversiche-
rungsverträge, soweit das anlagerisiko von den Versicherungsnehmern getragen wird, anstelle der gesamten kapitalanlagen.

2)   neue basis ab 2006: Vorsorgekapital aktive Versicherte und rentner anstelle Gesamtkapital. zusätzlich sind die zahlen der Pensions-
versicherung für das staatspersonal enthalten.

3)   provisorische zahlen 2007
4)   die rubrik total enthält doppelzählungen, da die angaben für die banken auch verwaltete Vermögen der anderen Finanzinter-

mediäre (z. b. investmentunternehmen) beinhalten.
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Grafik 1: Bestand Finanzmarktteilnehmer 2004 bis 2007 (Anzahl)

ende 2007 waren insgesamt 2’089 in Liechtenstein ansässige Finanzmarktteilnehmer auf dem Platz tä-
tig. dies entspricht einer zunahme von 191 Finanzmarktteilnehmern oder von rund 10 % im Vergleich 
zum Vorjahr. den grössten teil der zunahme machten die inländischen investmentunternehmen aus 
(49 %). ebenfalls einen grossen anteil an dem zuwachs hatten die Vermögensverwaltungsgesellschaften 
mit rund 22 % sowie die Versicherungsvermittler mit 17 %. die zahl der notifizierten Finanzmarktteil-
nehmer stieg im Jahr 2007 von 1’344 auf 1’634.
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Tabelle 2: Finanzmarktteilnehmer unter Aufsicht der FMA per 31. Dezember 2007

2004 2005 2006 2007
Zuwachs 

06 / 07
Banken / Wertpapierfirmen / Liecht. Post AG
banken 16 16 16 16 0
wertpapierfirmen (ab 01.11.2007) – – – 0 0
liechtensteinische Post ag 1 1 1 1 0
bankengesetzliche revisionsstellen 9 9 9 10 1
Vermögensverwaltungsgesellschaften
Vermögensverwaltungsgesellschaften (ab 01.01.2006)  –  – 48 90 42
Investmentunternehmen
tätige Verwaltungsgesellschaften – – 28 27 – 1
     davon Fondsleitungen 19 20 1
     davon anlagegesellschaften 9 7 – 2
inländische investmentunternehmen 141 166 208 303 95
     davon segmentierte 42 45 48 59 11
     mit insgesamt segmenten (einzelvermögen) 141 156 179 224 45
ausländische investmentunternehmen 208 239 5) 137 136 – 1
     davon segmentierte 52 56 13 18 5
     mit insgesamt segmenten (einzelvermögen) 580 659 48 89 41
gesetzliche revisionsstellen nach iug 9 10 10 10 0
Vertriebsberechtigte nach iug (ab 01.09.2005) – – 6 8 2
Versicherungsunternehmen
Versicherungsgesellschaften mit sitz in liechtenstein 28 32 35 37 2
gesetzliche revisionsstellen nach Versag 10 10 10 9 – 1
Versicherungsvermittler
Versicherungsvermittler (ab 01.07.2006)  –  – 3 35 32
Vorsorgeeinrichtungen
Vorsorgeeinrichtungen 40 41 39 36 – 3
gesetzliche revisionsstellen nach bPVg – – 0 12 12
Pensionsversicherungsexperten nach bPVg – – 0 10 10
Pensionsfonds
Pensionsfonds – – 0 2 2
Andere Finanzintermediäre
treuhänder 82 86 84 88 4
treuhänder mit eingeschränkter bewilligung 23 27 27 27 0
treuhandgesellschaften 284 295 277 257 – 20
treuhandgesellschaften mit eingeschränkter bewilligung 10 13 15 17 2
wirtschaftsprüfer 23 24 24 23 – 1
revisionsgesellschaften 28 26 25 24 – 1
rechtsanwälte 110 116 124 128 4
eintragungsfähige liechtensteinische rechtsanwälte 48 55 55 63 8
niedergelassene europäische rechtsanwälte 18 18 19 20 1
rechtsanwaltssozietäten 27 28 26 25 – 1
Zweigniederlassungen von rechtsanwaltsgesellschaften  – 1 0 0 0
Konzipienten 58 64 71 65 – 6
rechtsagenten 5 5 5 5 0
Patentanwälte 12 13 13 10 – 3
Patentanwaltsgesellschaften 5 5 4 4 0
Personen mit einer bestätigung gem. art. 180a Pgr 438 461 495 505 10
wechselstuben 1 1 2 2 0
immobilienmakler  * 16 18 18 0
händler mit wertvollen gütern und Versteigerer  * 17 37 38 1
spielbanken  * 0 0 0 0
sonstige sorgfaltspflichtige  * 21 27 28 1
TOTAL (inkl. Doppelzählungen) 1634 1816 1898 2089 191

*  seit 1. Februar 2005 dem sPG unterstellt
5)  der starke rückgang der ausländischen investmentunternehmen lässt sich dadurch erklären, dass per 1. dezember 2006 die notifi-

zierten Finanzmarktteilnehmer erstmals gesondert ausgewiesen werden.

X
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Finanzmarktteilnehmer unter der Aufsicht der FMA im Rahmen  

des freien Dienstleistungsverkehrs per 31. Dezember 2007

2004 2005 2006 2007
Zuwachs 

06/07
Banken / Wertpapierfirmen
Freier dienstleistungsverkehr von ewr-banken 72 88 108 141 33
Freier dienstleistungsverkehr von ewr-wertpapierfirmen 653 737 840 1049 209
niederlassungen von ewr-wertpapierfirmen 0 1 1 1 0
Freier dienstleistungsverkehr von e-geld-instituten – – – 5 5
Freier dienstleistungsverkehr multilateraler  
handelssysteme (ab 01.11.2007)

– – – 2 2

Versicherungsunternehmen
Freier dienstleistungsverkehr  
von ewr- und schweizerischen unternehmen

201 225 240 271 31

niederlassungen schweizerischer unternehmen 26 23 26 25 – 1
niederlassungen von ewr-unternehmen 1 1 1 1 0
Verwaltungsgesellschaften  
und Investmentunternehmen
Freier dienstleistungsverkehr  
von ewr-Verwaltungsgesellschaften

– – 1 3 2

Freier dienstleistungsverkehr  
von ewr-investmentunternehmen

– – 103 110 7

     davon segmentierte – – 42 49 7
     mit insgesamt segmenten (einzelvermögen) – – 694 773 79
Zweigstellen von ewr-Verwaltungsgesellschaften – – 0 0 0
Andere Finanzintermediäre
wirtschaftsprüfer im freien dienstleistungsverkehr – 2 3 5 2
revisionsgesellschaften im freien dienstleistungsverkehr 18 20 21 21 0
TOTAL 971 1097 1344 1634 290

neben dieser quartalsweisen Gesamtübersicht der Finanzmarktteilnehmer sind weitere laufend aktualisierte bestandeslisten pro auf-
sichtsbereich unter www.fma-li.li (servicepoint / Publikationen / Listen) abrufbar.

e i n l e i t u n g
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Der Aufsichtsrat

der aufsichtsrat wurde im oktober 2004 vom liechtensteinischen Landtag (Parlament) für die erstma-
lige mandatsperiode 2005 bis 2009 in folgender zusammensetzung gewählt:

Vorsitzender (im Vollamt) rené h. melliger, schaan (FL)1

Stv. Vorsitzender dr. Jochen hadermann, triesen (FL)2

Mitglieder dr. martin batliner, eschen (FL)3

 dr. hans haumer, klosterneuburg (a), Vaduz (FL)4

 dr. stefan Jaeger, teufen (ch)5

3

5
1

2 4
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auch im dritten Geschäftsjahr nahm der aufsichtsrat seine vielschichtigen aufgaben und kompetenzen inner-
halb der Fma verantwortungsbewusst wahr und traf sich vor diesem hintergrund in der regel monatlich.

in zusammenarbeit mit der Geschäftsleitung wurde eine Fma-strategie erarbeitet. die Fma hat sich 
auf der basis des gesetzlichen Leistungsauftrages anhand von zentralen kriterien positioniert und damit 
ein selbstverständnis entwickelt. basis für die mission 2009 (als zwischenziel) sind die Vision, das 
Leitbild und die Fma-strategie.

um die mission 2009 zu erreichen, sind im strategieprojekt folgende zielsetzungen beschlossen worden: 
optimierung der aufsichtssysteme und aufsichtspraxis (aufsicht), erarbeitung von transparenten regu-
lierungsgrundsätzen und einer weitsichtigen Planung (regulierung), ausbau von reputation und Ver-
trauen in die Fma und den Finanzmarkt Liechtenstein (aussenbeziehungen), laufende unternehmens-
entwicklung, entwicklung von Leistungen, ablauforganisation und aufbauorganisation (unternehmen) 
und optimierung des markt- und Fachwissens bei den mitarbeitenden (team). auf dieser Grundlage 
sind insgesamt 11 strategische initiativen gestartet bzw. teilweise bereits umgesetzt worden. im rahmen 
des strategieprojektes wurde auch eine zeitgemässe und professionelle it-Lösung evaluiert.

unter aufsicht des aufsichtsrates wurde im berichtsjahr 2007 zudem im hinblick auf weitere Prozess-
optimierungen mitte 2007 ein eigenes Fma-rechnungswesen implementiert. damit wurden die finan-
ziellen Führungsinstrumente der Fma für den aufsichtsrat und die Geschäftsleitung bedarfsorientiert 
ausgestaltet.

im berichtsjahr 2007 genehmigte der aufsichtsrat zuhanden der regierung ein Fma-Gebührenmodell, 
welches die kosten der Fma im Verhältnis zum tatsächlichen aufsichtsaufwand der einzelnen auf-
sichtsbereiche auf die jeweiligen beaufsichtigten Finanzintermediäre feststellt bzw. umlegt. das Fma-
Gebührenmodell lehnt sich an ausländische Vorbilder an. damit würden die kosten nach aufwand 
verteilt und die Finanzierung der Fma wäre gesichert.

im rahmen der Pflege der aussenbeziehungen fanden wiederum monatlich sowie anlassbezogen be-
sprechungen mit dem regierungschef statt, um insbesondere die regierung im sinne des gesetzlichen 
auftrages in finanzmarktstrategischen Themen zu beraten und grundsätzliche Fragen der regulierung 
des Finanzplatzes gemeinsam zu erörtern.

neben weiteren meetings auf nationaler ebene, insbesondere mit der Finanzkommission des Landtages 
und der Finanzkontrolle des Landes als revisionsstelle der Fma, nahm der Vorsitzende des aufsichtsrates 
ebenfalls an diversen internationalen anlässen teil. besonders hervorzuheben ist das 4-Länder-treffen der 
deutschsprachigen Finanzmarktaufsichtsbehörden (dachL), welches im Jahr 2007 in Vaduz stattfand und 
wo die Fma Gastgeberin war. besonders intensiv und wertvoll gestaltete sich die Vertretung Liechtensteins 
durch rené h. melliger im auftrag der regierung in den rechnungsprüfungsausschüssen der eFta in 
brüssel und der entwicklungsbank des europarates in Paris. weitere schwerpunkte waren der aufbau und 
die Pflege der beziehungen mit dubai, singapur und china.

e i n l e i t u n g
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Die Geschäftsleitung

Vorsitzender dr. stephan ochsner, eschen (FL)1 *
Stv. Vorsitzender und  mario Gassner, triesenberg (FL)2

Leiter Versicherungs- und Vorsorgeaufsicht
Leiter Banken- und Wertpapieraufsicht  christian reich, st. Gallen (ch)3

Leiterin Aufsicht Andere Finanzintermediäre miriam chiara klier, st. Gallen (ch)4

* austritt per 30. april 2008

43
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die schwerpunkte der Geschäftsleitung lagen auch im dritten operativen Geschäftsjahr der Fma ins-
besondere auf der internen reorganisation, Prozessoptimierung sowie konsolidierung. durch die in-
kraftsetzung neuer Gesetze (Pensionsfondsgesetz, marktmissbrauchsgesetz, übernahmegesetz, Finanz-
konglomeratsgesetz) erweiterten sich zudem auch die aufsichts- bzw. entscheidungskompetenzen der 
Geschäftsleitung. in diesem zusammenhang sowie aufgrund der positiven rahmenbedingungen war 
erneut ein markanter anstieg der eingereichten bewilligungsgesuche zu beobachten (insbesondere Ver-
mögensverwaltungsgesellschaften, investmentunternehmen, Versicherungsunternehmen und Versiche-
rungsvermittler).

in bezug auf die aufbauorganisation wurden weitere kompetenzen an die bereiche delegiert, wobei ein 
monatliches reporting an die Geschäftsleitung zu erfolgen hat. die stabsstelle integrative aufgaben und 
der bereich banken- und wertpapieraufsicht wurden zudem neu strukturiert.

die internationale zusammenarbeit wurde auch im Jahr 2007 weiter vertieft und intensiviert. so stan-
den besuche bei den aufsichtskollegen in dubai, singapur und china im Vordergrund, um den liech-
tensteinischen Finanzintermediären zugang zu den märkten im nahen osten und in südostasien zu 
ermöglichen. dabei ist insbesondere der erfolgreiche abschluss eines memorandum of understanding 
(mou) mit der chinesischen wertpapieraufsichtsbehörde (csrc) hervorzuheben. nach der schaffung 
der Pensionsfondsgesetzgebung hat die Fma die mitgliedschaft bei der international organisation of 
Pension supervisors (ioPs) angestrebt, um den liechtensteinischen Pensionsfonds die weltweite Ge-
schäftstätigkeit zu ermöglichen. im bereich der Pensionsfonds und der Versicherungsvermittler wurden 
weiter zusammenarbeitsprotokolle im rahmen der ewr-aufsichtsbehörden unterzeichnet. schliess-
lich konnte mit einer ergänzung des direktversicherungsabkommens zwischen Liechtenstein und der 
schweiz das sitzlandprinzip im bilateralen Verhältnis auch auf die Versicherungsvermittler ausgedehnt 
werden.

das iwF-assessment im Frühjahr 2007 war für die Fma eine sehr grosse herausforderung. im Vorder-
grund der Prüfung des iwF standen die einhaltung der internationalen standards im bereich der Geld-
wäschereibekämpfung und der terrorismusfinanzierung sowie der banken- und wertpapieraufsicht. 
bereits heute kann gesagt werden, dass sich der ausserordentliche einsatz der Fma und der weiteren 
involvierten Personen gelohnt hat. die Publikation der berichte ist für anfang 2008 vorgesehen.

aufgrund des ausscheidens eines Geschäftsleitungsmitgliedes konnte ab april 2007 die fachliche kom-
petenz der Geschäftsleitung mit dem eintritt von Frau lic. iur. hsG miriam chiara klier als Geschäfts-
leitungsmitglied und bereichsleiterin aufsicht andere Finanzintermediäre erweitert werden.

die regulatorischen arbeiten nahmen im berichtsjahr 2007 erneut einen grossen teil der ressourcen 
der Geschäftsleitung in anspruch. dabei standen insbesondere die arbeiten zur umsetzung der miFid-
richtlinie und die Finanzkonglomeratsgesetzgebung im Vordergrund.

e i n l e i t u n g
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die erarbeitung der Fma-strategie in abstimmung mit dem aufsichtsrat und die umsetzung der ein-
zelnen strategischen initiativen, insbesondere im bereich der aufsicht, forderte die Geschäftsleitung 
zusammen mit dem gesamten Fma-team im Jahr 2007 besonders.

im Jahr 2008 werden der weitere ausbau der reputation und der anerkennung der Fma im in- und 
ausland, die umsetzung und der review des strategieprojektes sPir-it, der aufbau des Fma-Füh-
rungsmodells, die konsolidierung der organisation und des mitarbeiterportfolios sowie die sicherung 
der Finanzierung der Fma im Vordergrund stehen.
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martin risch



Wir erteilen Bewilligungen verant-
wortungsbewusst und speditiv, 
beaufsichtigen konsequent und 
fair, bekämpfen Missbräuche, 
sanktionieren Verstösse und 
schützen damit die Kunden des 
Finanzmarktes.

wir vollziehen die Gesetze über den Finanzmarkt Liechtenstein.
wir erteilen bewilligungen verantwortungsbewusst und nach sorgfältiger, speditiver Prüfung.
wir beaufsichtigen unabhängig, weisungsfrei, integriert und vorausschauend.
wir beaufsichtigen unter berücksichtigung des jeweiligen risikos konsequent und fair.
wir bekämpfen missbräuche und sanktionieren Verstösse.
wir schützen die kunden des Finanzmarktes.
wir tauschen im rahmen des geltenden rechts informationen mit in- und ausländischen behörden aus.

a u F s i C h t
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Gesetzesaufsicht und -vollzug
im Verlauf des berichtsjahres 2007 traten das Pen-
sionsfondsgesetz, das marktmissbrauchsgesetz,  
das übernahmegesetz sowie das Finanzkonglome-

ratsgesetz in kraft. dadurch erweiterte sich die 
aufsichts- und Vollzugszuständigkeit der Fma, 
welche ende 2007 23 finanzmarktrechtliche er-
lasse umfasste.

Tabelle 3: Gesetze unter Aufsicht und Vollzug der FMA per 31. Dezember 2007

 1. gesetz über die banken und Finanzgesellschaften (bankengesetz)

 2. gesetz über die tätigkeit von e-geld-instituten (e-geld-gesetz)

 3. gesetz über die liechtensteinische landesbank

 4. gesetz über die ausführung von Überweisungen (Überweisungsgesetz)

 5.  gesetz über die wirksamkeit von abrechnungen in Zahlungs- sowie wertpapierliefer-  
 und -abrechnungssystemen (Finalitätsgesetz)

 6.  gesetz über die offenlegung von bedeutenden beteiligungen an einer börsennotierten gesellschaft  
 (offenlegungsgesetz)

 7.  gesetz über die erstellung, Kontrolle und Verbreitung des bei öffentlichen angeboten von wertpapieren  
 zu veröffentlichenden Prospekts (Prospektgesetz)

 8. gesetz über investmentunternehmen (investmentunternehmensgesetz; iug)

 9. gesetz über das liechtensteinische Postwesen (Postgesetz)

 10. gesetz über die rechtsanwälte (rechtsanwaltsgesetz; rag)

 11. gesetz über die treuhänder (treuhändergesetz; trhg)

 12. gesetz über die wirtschaftsprüfer und revisionsgesellschaften (wirtschaftsprüfergesetz; wPrg)

 13. gesetz über die Patentanwälte (Patentanwaltsgesetz; Pag)

 14. gesetz betreffend die aufsicht über Versicherungsunternehmen (Versicherungsaufsichtsgesetz; Versag)

 15. gesetz über die beruflichen sorgfaltspflichten bei Finanzgeschäften (sorgfaltspflichtgesetz; sPg)

 16. gesetz über die betriebliche Personalvorsorge (bPVg)

 17.  gesetz über den Versicherungsschutz der gebäude gegen Feuer- und elementarschäden  
 (gebäudeversicherungsgesetz; gVersg)

 18. gesetz über die Vermögensverwaltung (Vermögensverwaltungsgesetz; VVg) 

 19. gesetz über die Versicherungsvermittlung (Versicherungsvermittlungsgesetz; VersVermg)

 20.  gesetz betreffend die aufsicht über einrichtungen der betrieblichen altersversorgung  
 (Pensionsfondsgesetz; PFg)

 21. gesetz gegen Marktmissbrauch im handel mit Finanzinstrumenten (Marktmissbrauchsgesetz; Mg)

 22. gesetz betreffend Übernahmeangebote (Übernahmegesetz; Übg)

 23.  gesetz über die zusätzliche beaufsichtigung von unternehmen eines Finanzkonglomerats  
 (Finanzkonglomeratsgesetz; FKg)

bewilligungstätigkeit
die bewilligungstätigkeit stellte auch im Jahr 
2007 einen schwerpunkt der tätigkeit der Fma 
dar. neben der erteilung umfasst die bewilli-
gungstätigkeit auch die abänderung, ablehnung, 

den entzug sowie die Löschung einer bewilli-
gung. Generell standen bewilligungsänderungen 
sowie neuerteilungen von bewilligungen im Vor-
dergrund. 
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Grafik 2: Bewilligungstätigkeit*

*die bewilligungstätigkeit umfasst die erteilung, abänderung, ablehnung, den entzug sowie die Löschung einer bewilligung.

Prüftätigkeit
das Prüfwesen umfasst ordentliche und ausseror-
dentliche Prüfungen. während die bereiche die 
vorgeschriebenen revisionen grundsätzlich durch 
von der Fma zugelassene revisionsgesellschaften 
durchführen lassen, werden anlassbezogene Prü-
fungen vor ort selbst vorgenommen, sofern dies 
die ressourcen zulassen. insgesamt fanden 2007 
13 solcher Vor-ort-kontrollen statt. 

0

50

100

150

200

250

300

350

400

450

2006 2007

Bereich Banken- und
Wertpapieraufsicht (BWA)

A
nz

ah
l

464

157157

275

247

62

Bereich Versicherungs- und
Vorsorgeaufsicht (VVA)

Bereich Aufsicht Andere
Finanzintermediäre (AFI)

500

a u F s i C h t

3



missbrauchsbekämpfung
während im bereich VVa die anzahl an miss-
brauchsfällen abnahm, war in den bereichen 
bwa sowie aFi eine starke zunahme erkennbar. 
bei den aufgedeckten Fällen handelte es sich ins-
besondere um Personen und unternehmen, wel-
che bewilligungspflichtige tätigkeiten auf dem 

Finanzmarkt anboten, ohne jedoch im besitz der 
entsprechenden bewilligung zu sein. die durch 
die Fma festgestellten missbräuche wurden vor-
wiegend durch aufsichtsrechtliche massnahmen 
beseitigt. in weiteren Fällen war eine weiterlei-
tung von meldungen an die staatsanwaltschaft 
sowie die stabsstelle Fiu angezeigt.

Grafik 3: Anzahl Missbrauchsfälle

Tabelle 4: Übersicht Kontrolle von Revisionsberichten

2006 2007

prudenziell gemäss sPg prudenziell gemäss sPg

banken 16 15 16 15

Vermögensverwaltungsgesellschaften 0 0 21 15

Verwaltungsgesellschaften 26 2 26 2

investmentunternehmen 145 0 190 0

Versicherungsunternehmen 30 15 32 14

Vorsorgeeinrichtungen 39 0 36 0

andere Finanzintermediäre 0 240 0 156

Total 256 272 321 202
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Grafik 4: Übersicht Massnahmen / Sanktionen der FMA

amtshilfe
Gegenüber dem berichtsjahr 2006 nahm die zahl 
der abgeschlossenen amtshilfegesuche zu. total 
gingen in der berichtsperiode 20 Gesuche ein.  
14 Gesuche konnten in diesem zeitraum abge-
schlossen werden, wovon einige aus den vergan-
genen berichtsperioden stammten. 11 Gesuche 
waren per 31. dezember 2007 noch pendent.

beschwerdefälle
im berichtsjahr 2007 konnten 4 beschwerdefälle 
gegen Verfügungen und massnahmen der Fma 
abgeschlossen werden. ein Fall ist beim staatsge-
richtshof hängig. 
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Tabelle 5: Beschwerdefälle

2006 2007

abgeschlos-
sen

pendent  
per 31.12.

abgeschlos-
sen

pendent  
per 31.12.

bereich bwa

FMa-beschwerdekommission 
(FMa-bK)

11 0 0 0

Verwaltungsgerichtshof (Vgh) 0 0 0 0

staatsgerichtshof (stgh) 2 0 0 0

bereich VVa

FMa-beschwerdekommission 
(FMa-bK)

0 0 3 0

Verwaltungsgerichtshof (Vgh) 0 0 0 0

staatsgerichtshof (stgh) 0 0 0 0

bereich aFi

FMa-beschwerdekommission 0 0 1 0

Verwaltungsgerichtshof (Vgh) 0 0 0 0

staatsgerichtshof (stgh) 0 4 0 1

Total 13 4 4 1

6

a u F s i C h t



1.1 Bankenaufsicht

1.1.1 Bankenstandort Liechtenstein
Per ende 2007 setzte sich der heimische ban-
kenplatz aus 16 bewilligten banken zusammen, 
von denen sich 1 derzeit in freiwilliger Liquida-
tion befindet. 9 der 15 aktiven banken werden 
von investoren aus Liechtenstein, 3 von investo-
ren aus dem ewr (Österreich) und 3 aus einem 
drittstaat (schweiz) wirtschaftlich beherrscht. 
es bestehen derzeit weder zweigniederlassungen 

ausländischer kreditinstitute in Liechtenstein, 
noch bestehen zweigniederlassungen liechten-
steinischer banken im ausland. Jedoch besitzen 
4 liechtensteinische banken repräsentanzen im 
ausland.

bei betrachtung aller in Liechtenstein bewillig-
ten banken vereinen die 3 grössten banken am 
heimischen bankenplatz 89 % der bilanzsumme 
und 85 % des verwalteten kundenvermögens auf 
sich.

Grafik 5: Die drei grössten Banken zusammen im Verhältnis zum gesamten Bankplatz
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die haupttätigkeit sowie das wichtigste Ge-
schäftsfeld der heimischen banken ist das Pri-
vate banking mit dem depotgeschäft und allen 
damit zusammenhängenden dienstleistungen. in 
diesem bereich arbeiten die banken eng mit pro-
fessionellen Vermögensverwaltern und Fondsge-
sellschaften zusammen. das kreditgeschäft spielt 
eine untergeordnete rolle (Lombardkredite wer-
den jedoch bei entsprechenden sicherheitsleistun-
gen von allen banken angeboten). hypothekar- 
und kommerzkredite, wenn überhaupt von den 
banken angeboten, beschränken sich zumeist auf 

den heimischen markt. das akkreditiv- und das 
emissionsgeschäft spielen ebenfalls nur eine sehr 
bescheidene rolle. aufgrund der strategischen 
ausrichtung der heimischen banken auf das Pri-
vate banking sowie der untergeordneten rolle der 
anderen bankgeschäfte liegen die hauptrisiken 
der banken im reputations- und marktrisiko. 
die gesetzlichen bestimmungen für die ausübung 
des bankgeschäfts in Liechtenstein, wie auch ins-
besondere jene zum risikomanagement, entspre-
chen den harmonisierten regelungen im ewr 
und sind stark an jene der schweiz angelehnt. 
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das Geschäftsjahr 2007 brachte für die heimischen 
banken wiederum ein sehr erfreuliches ergebnis. 
bei einer konsolidierten betrachtungsweise nahm 

das ergebnis aus der normalen Geschäftstätigkeit 
um rund 19,2 % auf chF 846,6 mio. zu. 

Grafik 6: Ergebnis der normalen Geschäftstätigkeit (in Mio. CHF, konsolidiert)

diese erfreuliche Performance der banken hängt 
zum Grossteil mit der positiven entwicklung der 
Finanzmärkte zusammen, welche sich naturgemäss 
stark auf den bereich Private banking auswirkt. 
ausserdem waren die liechtensteinischen banken 
nicht direkt von der subprime-krise betroffen, 
sondern lediglich indirekt von den dadurch aus-
gelösten turbulenzen an den aktienbörsen. 

das total des verwalteten kundenvermögens 
konnte um rund 16,1 % auf chF 201,3 mrd. ge-
steigert werden. der neugeldzufluss machte dabei 
71 % der zunahme aus. auch die bilanzsumme 
der banken nahm im Gegensatz zum Vorjahr  
um 24,6 % zu und beläuft sich damit auf  
chF 60,1 mrd. des weiteren wurde die mitar-
beiteranzahl um 18,8 % gesteigert. somit arbei-
teten per ende 2007 total 2’680 mitarbeiter für 
banken oder bankengruppen im inland.
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die solide eigenmittelausstattung und der zurück-
haltende risikoappetit der liechtensteinischen 
banken bieten Gewähr für den schutz der einle-
ger. zudem besteht in Liechtenstein ein einlagen-
sicherungs- und anlegerschutzsystem, an dem alle 
banken in Liechtenstein angeschlossen sind.

1.1.2 Bankenaufsicht
die bankenaufsicht in Liechtenstein erfolgt ent-
sprechend den europäischen bankenrichtlinien 
und den von den internationalen Gremien von 
aufsichtsbehörden, wie insbesondere dem basler 
ausschuss für bankenaufsicht und der interna-
tional organization of securities commissions 
(iosco), vorgegebenen kriterien.

in der Fma erfolgt die beaufsichtigung der 
banken durch die abteilung bankenaufsicht des 
bereichs banken- und wertpapieraufsicht. die 
hauptaufgaben der abteilung bankenaufsicht 
sind der Vollzug von spezialgesetzen, insbeson-
dere des bankengesetzes, der bankenverordnung, 
des sorgfaltspflichtgesetzes, der sorgfaltspflicht-

verordnung, des überweisungsgesetzes und des 
Finalitätsgesetzes. dabei ist die abteilung ban-
kenaufsicht für die prudenzielle aufsicht über 
banken und wertpapierfirmen sowie, in be-
schränktem umfang, über zweigniederlassungen 
von wertpapierfirmen aus dem ewr zuständig. 
unter prudenzieller aufsicht versteht man die 
durch die Fma nach erfolgter bewilligung aus-
geübte laufende aufsicht, die das einwandfreie 
Funktionieren des Finanzsystems als Ganzes so-
wie die aufrechterhaltung des guten rufs des Fi-
nanzplatzes zum ziel hat. diese umfasst vor allem 
das Prüfwesen gemäss dem bankengesetz und 
dem sorgfaltspflichtgesetz, das meldewesen und 
die missbrauchsbekämpfung.

die aufsichtstätigkeit der Fma beinhaltet ins-
besondere die kontrolle über die einhaltung der 
entsprechenden gesetzlichen normen durch die 
beaufsichtigten institute. die anforderungen 
an die Fma im bereich bankenaufsicht hängen 
massgeblich von der organisation und Geschäfts-
tätigkeit der banken ab.

Grafik 7: Verwaltetes Kundenvermögen seit 2002 (in Mrd. CHF)
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1.1.3 Bewilligungen 
bewilligungen nach dem bankG
wie in den vergangenen drei Jahren wurde auch 
2007 keine neue bank, Finanzgesellschaft oder 
wertpapierfirma bewilligt. im rahmen einer 
umstrukturierung bei einer bankgesetzlichen 
revisionsstelle wurde der muttergesellschaft die 
bewilligung zur Prüfung von banken und wert-
papierfirmen erteilt. 

im Geschäftsjahr 2007 wurden insgesamt  
31 abänderungen der bewilligungsvoraussetzun-
gen nach dem bankengesetz genehmigt bzw. zur 
kenntnis genommen. dabei handelte es sich vor-
wiegend um änderungen im Verwaltungsrat oder 
in der Geschäftsleitung.

Tabelle 6: Bewilligungsänderungen Bankenaufsicht (Anzahl)

2007 2006

wechsel von organen (gl / Vr) 13 15

wechsel der internen revision 1 4

genehmigungspflichtige statutenänderungen 3 5

genehmigungspflichtige geschäftsreglementsänderungen 3 3

wechsel der externen revision 0 1

wechsel von qualifizierten beteiligungen an einer bank 6 1

notifikationen im freien dienstleistungsverkehr 3 0

Firmaänderung 1 0

erweiterte bankbewilligungen 1 0

Total 31 29

single licence principle
eine liechtensteinische bank kann über den weg 
des freien dienstleistungsverkehrs im gesamten 
ewr grenzüberschreitend bankdienstleistungen 
erbringen, sofern sie bei der Fma eine entspre-
chende notifikation beantragt, welche die Fma 
in der Folge an die behörde des aufnahmemit-
gliedstaates weiterleitet. die grenzüberschreiten-
de tätigkeit untersteht der aufsicht der Fma im 
sinne des single Licence Principle (europäischer 
Pass).

es erfolgten über das gesamte Jahr 2007 hinweg 
notifikationen in 13 ewr-mitgliedstaaten (bul-
garien, estland, Lettland, Litauen, malta, Öster-
reich, Polen, rumänien, slowakei, slowenien, 
tschechische republik, ungarn, zypern). somit 
waren per ende 2007 7 liechtensteinische ban-
ken für die grenzüberschreitende erbringung von 
dienstleistungen im ewr notifiziert. hingegen 
waren in umgekehrter richtung aus dem ewr 
insgesamt 1’195 wertpapierfirmen und kreditin-
stitute im rahmen des freien dienstleistungsver-
kehrs in Liechtenstein notifiziert.

10
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1.1.4 Prüfwesen
das Prüfwesen umfasst ordentliche und ausseror-
dentliche Prüfungen. während die bankenaufsicht 
die vorgeschriebenen revisionen gemäss bankG 
und sPG grundsätzlich durch von der Fma zuge-
lassene revisionsgesellschaften durchführen lässt, 
werden anlassbezogene Prüfungen vor ort, sofern 
dies die verfügbaren ressourcen zulassen, selbst 
vorgenommen. diese Vor-ort-kontrollen führen 
zu einem besseren Verständnis, sowohl für die 
tätigkeiten der bank als auch diejenigen der re-
visionsstellen, womit die Fma bei auftretenden 
Problemen und in Lösungsfindungsprozessen zu 
einem besseren Gesprächspartner für die markt-
teilnehmer wird. zudem ermöglichen die direkt 
durch die bankenaufsicht durchgeführten Prü-
fungen vor ort schnellere und detailliertere ant-
worten zu den Fragestellungen und erlauben der 
Fma, die beurteilung der risikoprofile der ein-
zelnen banken ergänzend zu den erkenntnissen 
aus den revisionsberichten vorzunehmen. auf-
wändige, nicht klar eingrenzbare und komplexe 
Problemstellungen, deren zeitlicher aufwand sich 
nicht genau abschätzen lässt und somit die verfüg-
baren kapazitäten der Fma übersteigen könnten, 
werden nach wie vor auch durch revisionsgesell-
schaften geprüft.

ordentliche Prüfungen nach dem bankG 
die Qualität der im Jahr 2007 eingereichten ban-
kengesetzlichen revisionsberichte über das Ge-
schäftsjahr 2006 wiesen insgesamt wiederum eine 
gute Qualität auf. die darin enthaltene anzahl 
der beanstandungen hat sich im Vergleich zum 
Vorjahr merklich reduziert. waren es im Vorjahr 
noch 18 beanstandungen, musste für das Jahr 
2006 in lediglich 7 Fällen eine beanstandung 
angebracht werden. im durchschnitt kam es in 
weniger als jedem zweiten revisionsbericht zu 
einer beanstandung. am häufigsten beanstandet 

wurden Fehler bei der erstellung von bankgesetz-
lichen meldungen. weiter kam es zu kompetenz-
überschreitungen, unzulänglichkeiten in kredit-
geschäften sowie formellen mängeln. sämtliche 
beanstandungen wurden von den banken bis zur 
erstellung der revisionsberichte behoben, womit 
es für die revisionsstellen hinfällig wurde, termi-
ne für deren beseitigung zu setzen.

die entwicklung zeigt, dass die anzahl der be-
anstandungen, trotz des wachstums im banken-
sektor, in den letzten Jahren kontinuierlich abge-
nommen hat. dies ist einerseits auf das steigende 
risikobewusstsein der banken zurückzuführen, 
andererseits hat sicherlich auch die enge überwa-
chung durch die Fma zur reduktion der bean-
standungen beigetragen.

ordentliche Prüfungen nach dem sPG 
aufgrund des geltenden sorgfaltspflichtgeset-
zes sind alle banken in Liechtenstein dazu ver-
pflichtet, eine sorgfaltspflichtkontrolle durch 
die bankgesetzliche revisionsstelle durchführen 
zu lassen. dazu wird, je nach Grösse der bank, 
eine stichprobe aus den Geschäftsbeziehungen 
gezogen, welche dann dahingehend untersucht 
wird, ob sämtliche formellen und materiellen 
anforderungen gemäss sorgfaltspflichtgesetz ein-
gehalten sind. ein wichtiger Prüfpunkt ist dabei, 
ob systematische unzulänglichkeiten vorliegen, 
welche die einhaltung und überwachung der 
sorgfaltspflichten beeinträchtigen. die kontroll-
berichte für das Geschäftsjahr 2006 mussten bis 
30. Juni 2007 bei der Fma eingereicht werden. 
insgesamt betrachtet fiel das kontrollergebnis 
sehr positiv aus. Gegenüber 39 beanstandungen 
im Vorjahr über alle banken hinweg sind diese 
um 9 auf 30 zurückgegangen. knapp die hälfte 
der kreditinstitute wies keine einzige beanstan-
dung im sorgfaltspflichtbereich auf. diese erfreu-
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liche entwicklung belegt, dass die banken dem 
Thema «sorgfaltspflicht» grosse aufmerksamkeit 
schenken und im kampf gegen die Geldwäscherei 
und die terrorismusfinanzierung grosse anstren-
gungen unternehmen. häufiger Grund für eine 
beanstandung war, dass ältere Geschäftsbeziehun-
gen nicht so ausführlich dokumentiert waren wie 
neue. teilweise wurden diese Geschäftsbeziehun-
gen von anderen Finanzintermediären vermittelt, 
was die beschaffung weiterer informationen und 
dokumente über den kunden oft erschwerte. 
die am meisten genannten beanstandungen be-
trafen wie im Vorjahr inhalt, aussagekraft bzw. 
aktualität des kundenprofils sowie ungenügende 
Plausibilisierung von transaktionen. die von den 
revisionsstellen jeweils gesetzten termine für die 
beseitigung der mängel wurden in der regel ein-
gehalten. die nachkontrollen durch die revisi-
onsstellen fanden nach ablauf der gesetzten Fris-
ten statt und deren ergebnisse wurden der Fma 
daraufhin schriftlich mitgeteilt. 

experten- und managementgespräche 2007 
im Jahre 2007 führte die bankenaufsicht zum fünf-
ten mal die experten- und managementgespräche 
durch. dabei wurden im Vorfeld die revisions- 
und Geschäftsberichte sowie die sPG-kontrollbe-
richte und das meldewesen analysiert. die daraus 
resultierenden Fragen wurden im anschluss durch 
die experten der banken beantwortet.

den abschluss dieser Prüfaktivitäten bildet je-
weils das managementgespräch mit jeder einzel-
nen bank im vierten Quartal. dabei vertreten 
sind neben mitarbeitern der Fma das manage-
ment der bank sowie in der regel der Vorsitzen-
de des Verwaltungsrates. schwerpunkte dieser 
Gespräche sind die kurze zusammenfassung der 
analyseergebnisse, die aktuelle Geschäftsentwick-
lung, herausforderungen, laufende bzw. geplante 

(strategische) Projekte, budget sowie Feedback an 
die Fma. diese Plattform wird sowohl von der 
Fma als auch von den banken gerne benutzt, um 
aktuelle Themen anzusprechen und beispielsweise 
die neuesten informationen bezüglich Gesetzes-
projekte und den Finanzplatz auszutauschen. zu-
dem führen die persönlichen kontakte dazu, dass 
das gegenseitige Verständnis für die arbeit der 
banken und der Fma wächst, was sich schliess-
lich positiv auf die bankenaufsicht auswirkt.

häufig diskutierte Gesprächsthemen in den ma-
nagementgesprächen 2007 waren die umsetzung 
von miFid, basel ii und deren auswirkungen 
auf die bankensysteme sowie der ausgetrockne-
te Personalmarkt. das Feedback der banken zur 
arbeitsweise der Fma war durchwegs positiv. 
anregungen, in welchen bereichen die Fma ihre 
dienstleistung verbessern könnte, wurden dank-
bar entgegengenommen und werden nach mög-
lichkeit auch umgesetzt.

die Vor- und nachbereitung sowie die durch-
führung der managementgespräche waren wieder 
sehr arbeitsintensiv. der aufwand dafür betrug 
ca. 1’300 arbeitsstunden.

säule 2 – risk assessment 
es gehört zum ureigensten bedürfnis einer ban-
kenaufsicht, dass sie das risiko einer bank ein-
schätzen kann. das risikoprofil einer bank ist für 
die bankenaufsicht unerlässlich, um die Gefahr 
für den anleger- und Gläubigerschutz bzw. für 
das Vertrauen in den bankenplatz einzuordnen, 
die nötigen massnahmen zu ergreifen, aufsichts-
schwerpunkte zu setzen und risikoorientiert ihre 
ressourcen zu verteilen. daher verwendet die 
Fma ein risk assessment system (ras), das 
unter berücksichtigung sowohl vergangenheits-
orientierter als auch zukunftsorientierter, quanti-
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tativer und qualitativer Faktoren aussagen über 
die risikonatur einer bank dokumentiert und ein 
rating zulässt. 

überwachen, zu limitieren, kurz, zu steuern. da-
mit ändert sich für die banken eigentlich nichts 
wesentliches. bereits heute müssen banken über 
strategien und Verfahren zur Planung und über-
wachung der risiken und der entsprechenden ri-
sikovorsorge verfügen. neu ist, dass Gesetz und 
Verordnung nun detaillierter vorschreiben, wel-
che risiken konkret zu steuern und mit entspre-
chenden eigenmitteln zu unterlegen sind.

wie die banken ihre strategien und Verfahren 
gestalten, hängt von der Grösse und der komple-
xität der jeweiligen bank ab. banken, die grosse 
Geschäftsvolumen und vielseitige Geschäftsarten 
aufweisen und deren risikostruktur bedeutend 
ist, haben zur kontrolle ihrer risiken auch auf-
wendigere Verfahren einzusetzen. 

um nun beurteilen zu können, ob die banken die 
risiken nach säule 2 ausreichend steuern, wird 
seitens der Fma zunächst das risikoprofil der ein-
zelnen banken untersucht. dies geschieht anhand 
des nunmehr adaptierten risikobewertungsver-
fahrens ras. bestandteile des risikobewertungs-
verfahrens sind die beurteilung der risikoma-
nagementverfahren, risikostrategie, Finanzlage 
und der einzelnen unternehmenssegmente. in die 
risikobeurteilung fliesst nach wie vor sowohl die 
retrospektive als auch die prospektive sichtweise 
ein, damit auch die zukünftigen risiken erfasst 
und entsprechend gewertet werden. 

ziel des ras und des daraus abgeleiteten dialogs 
über das risikomanagement der banken ist die 
erhöhung der Finanzstabilität der banken und 
des Finanzsystems Liechtenstein sowie die früh-
zeitige erkennung von etwaigen schieflagen.

die sogenannte säule 2 von basel ii zielt auf 
das risikomanagement der banken ab. Gemäss  
art. 25 erV müssen banken über solide, wirk-
same und umfassende strategien und Verfahren 
verfügen, mit denen sie die höhe, die zusam-
mensetzung und die Verteilung des internen ka-
pitals, das sie zur quantitativen und qualitativen 
absicherung ihrer aktuellen und etwaigen zu-
künftigen risiken für angemessen halten, kon-
tinuierlich bewerten und auf einem ausreichend 
hohen stand halten können. diese strategien und 
Verfahren sind regelmässig intern zu überprüfen, 
um zu gewährleisten, dass sie der art, dem um-
fang und der komplexität der Geschäfte der bank 
stets angemessen sind und keinen aspekt ausser 
acht lassen.

im rahmen der überprüfung der eigenkapi-
taladäquanz in säule 2 hat die bankenaufsicht zu 
überprüfen, ob die banken geeignete strategien 
und Verfahren zur risikosteuerung einsetzen und 
über eine angemessene und ausreichende eigen-
mittelausstattung verfügen. eine ausreichende ei-
genmittelausstattung deckt die risiken der säule 
1 und sämtliche nicht oder nicht vollständig von 
der säule 1 umfassten risiken ab. die von säule 
1 nicht abgedeckten risiken und im rahmen der 
säule 2 betrachteten risiken sind z. b. zinsände-
rungsrisiko im bankbuch, konzentrationsrisiko, 
strategisches risiko, Liquiditätsrisiko, manage-
ment- und control-risiko. dabei ist es erforder-
lich, die risiken zu identifizieren, zu bewerten, zu 
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ausserordentliche Prüfungen nach dem bankG 
und sPG 
im Geschäftsjahr 2007 wurden insgesamt neun 
ausserordentliche Prüfungen durch die abteilung 
bankenaufsicht durchgeführt, acht davon direkt 
bei banken und eine bei einem anderen Finanz-
intermediär im zusammenhang mit einem sorg-
faltspflichtfall bei einer bank. 

–   Vor-Ort-Kontrollen aufgrund Verdachtsmo-
mente bezüglich SPG 

     in zwei Fällen wurde aufgrund des Pressemo-
nitorings und in zwei weiteren Fällen aufgrund 
von beanstandungen im sPG-kontrollbericht 
eine Vor-ort-kontrolle durchgeführt. dabei 
wurde aufgrund einer beanstandung im kont-
rollbericht betreffend der organisation der auf-
bewahrung von sorgfaltspflichtrelevanten doku-
menten bei einer bank eine Vor-ort-kontrolle 
durchgeführt. die aufnahme der organisation 
im bereich der aufbewahrung und die anschlies-
sende Verifizierung durch stichproben ergab, 
dass die beanstandeten Probleme behoben wur-
den. in zwei weiteren Fällen mussten die Finanz-
intermediäre zusätzliche abklärungen tätigen 

und dokumente beibringen, um die mittelher-
kunft zu dokumentieren. in einem Fall sah sich 
die Fma veranlasst, grundsätzlich eine bestan-
desaufnahme am Finanzplatz zu machen, um zu 
sehen, wie in der Praxis mit der Problematik der 
unterkonti und des wirtschaftlich berechtigten 
von transaktionen sowie deren dokumentation 
umgegangen wird. dazu wurden die jeweiligen 
externen revisionsstellen beauftragt, im rah-
men der ordentlichen kontrolle bei den banken 
diese Problematik zu untersuchen und von der 
Fma vorgegebene Fragen zu beantworten. 

–   Vor-Ort-Kontrolle aufgrund eines Kreditbe-
trugsfalls 

     einem kunden einer bank ist es gelungen, die 
auszahlung eines ungedeckten kredites in der 
höhe von mehreren hunderttausend schweizer 
Franken zu erwirken. dies veranlasste die Fma 
dazu, eine Vor-ort-kontrolle durchzuführen, 
um sich ein detailliertes bild über den ablauf des 
betrugsfalls machen zu können. es zeigte sich, 
dass die bank den kredit vor erhalt einer bestä-
tigung des rückkaufwertes und der notifikation 
einer Lebensversicherungspolice freigegeben hat. 
der kunde agierte mit viel krimineller energie 
und vermutlich unter mithilfe eines mitarbeiters 
der entsprechenden deutschen Versicherungsge-
sellschaft. der bank war zudem unbekannt, dass 
in deutschland Lebensversicherungspolicen, 
in diesem Fall mit einer einmaleinlage, ausge-
stellt werden, bevor der einmalbeitrag einbe-
zahlt worden ist. die seitens der bank anhand 
der empfehlungen der internen revision vorge-
nommenen anpassungen der reglemente, deren 
umsetzung in der Praxis vorausgesetzt, sind aus 
sicht der Fma adäquat und helfen, das risiko  
einer wiederholung eines ähnlichen Falls zu  
verhindern. der straffall ist zum jetzigen zeit-
punkt noch nicht abgeschlossen. 
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–   Bestandsaufnahme des Risikomanagement-
prozesses

     bei zwei banken wurde im Jahr 2007 eine be-
standsaufnahme des risikomanagementpro-
zesses durchgeführt. das ziel dieser bestands-
aufnahmen war es, einen überblick über das 
von der bank eingesetzte risikomanagement-
system zu bekommen, den stand der umset-
zungsarbeiten in bezug auf die säule 2 von 
basel ii zu erkennen und daraus rückschlüsse 
für die von der Fma noch zu präzisierenden  
säule-2-Pflichten im hinblick auf die Fma-
mitteilung «risikomanagement, überwachung 
und interne kontrolle in banken und wert-
papierfirmen» abzuleiten. zusammenfassend 
kann festgehalten werden, dass sich das risiko-
management bei den geprüften banken bereits 
heute auf einem hohen niveau befindet und 
dass die säule 2 bzw. deren Präzisierung in der 
genannten Fma-mitteilung keine revolution 
für den bankenplatz darstellen dürfte. 

–   Bestandsaufnahme des MiFID-Umsetzungs-
prozesses 

     im Jahr 2007 führte die Fma bei einer bank 
eine bestandsaufnahme des miFid-umset-
zungsprozesses durch. dabei ging es vor allem 
um das eruieren der (technischen) möglich-
keiten und Probleme bei der anpassung der 
bankinternen wertpapierhandels- und ab-
wicklungssysteme. daraus ergaben sich für die 
Fma hilfreiche schlüsse für das weitere Vorge-
hen, insbesondere im hinblick auf die gemäss 
miFid obligatorischen wertpapier-transak-
tionsmeldungen. 

1.1.5 Meldewesen 
zur überwachung der einhaltung der gesetzli-
chen bestimmungen und für die zeitnahe über-
mittlung von informationen ist das meldewe-

sen ein wichtiges instrumentarium. dabei wird 
grundsätzlich zwischen periodischen und anlass-
bezogenen meldepflichten unterschieden. sämt-
liche meldungen werden bezüglich fristgerechter 
einreichung sowie inhalt geprüft. bei den peri-
odischen meldungen reichen die Periodizitäten 
von monatlich bis jährlich. zudem sind gewisse 
meldungen anlassbezogen zu erstatten, z. b. bei 
änderungen in Geschäftsleitung, Verwaltungs-
rat oder des aktienkapitals sowie bei unter- bzw. 
überschreitung vorgeschriebener Grenzwerte.

beanstandungen im meldewesen
sowohl die termintreue als auch die Qualität der 
meldungen hat sich über die letzten Jahre hinweg 
stark verbessert. der stand kann mittlerweile als 
sehr gut bezeichnet werden. dennoch kommt es 
in einzelfällen vor, dass meldungen verspätet oder 
mit inhaltlichen Fehlern bei der bankenaufsicht 
eintreffen. so mussten im berichtsjahr 2007 in 
insgesamt zwei Fällen mahnungen aufgrund ei-
ner verspäteten einreichung ausgesprochen wer-
den, was einer halbierung des Vorjahreswertes 
entspricht. aufgrund der unverzüglichen nach-
reichung der meldungen durch die abgemahnten 
institute konnte auf die Verhängung einer busse 
verzichtet werden. eine meldung des vergange-
nen Jahres enthielt einen leichten mangel, wobei 
hierbei aufgrund der unwesentlichkeit des Feh-
lers auf eine korrektur und erneute einreichung 
verzichtet werden konnte.

1.1.6 Aufsichtspraxis
aufsichtsrechtliche massnahmen
aufgabe der Fma ist es, die einhaltung der unter 
ihrer aufsicht stehenden Gesetze sicherzustellen. 
erhält die abteilung bankenaufsicht im rahmen 
ihrer laufenden aufsichtstätigkeit kenntnis von 
einer mangelnden umsetzung bankenrechtlicher 
bestimmungen, so ergreift sie die erforderlichen 
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massnahmen, damit der gesetzmässige zustand 
wiederhergestellt wird. im berichtsjahr 2007 wa-
ren unter anderem in folgenden Fällen aufsichts-
rechtliche massnahmen notwendig:

–   Vor-Ort-Kontrollen durch die FMA
     im vergangenen Jahr führte die Fma aufgrund 

von beanstandungen aus revisionsberichten, 
Pressemonitoring oder anderen hinweisen  
9 Vor-ort-kontrollen durch. über die Prüfung 
wurde jeweils ein schriftlicher Prüfbericht er-
stellt. die ergebnisse aus den kon trollen führ-
te in den Fällen, bei denen mängel aufgedeckt 
wurden, dazu, dass die Fma massnahmen zu 
deren beseitigung verlangte. diese aufforde-
rung erfolgte teils in schriftlicher Form und 
teils in Form einer Verfügung. die kon trolle 
der mangelbeseitigung erfolgte entweder durch 
die Fma selbst oder die bankgesetzliche revi-
sionsstelle.

–   Überwachung der Bankenliquidation
     die Fortschritte der freiwilligen Liquidation ei-

ner bank wurden von der Fma in zusammen-
arbeit mit dem Liquidator und der bankgesetz-
lichen revisionsstelle eng begleitet. sämtliche 
rechtsverfahren konnten mittlerweile geklärt 
werden. die Löschung der Gesellschaft und 
ihre entlassung aus dem bankenstatus wird 
voraussichtlich in der ersten Jahreshälfte 2008 
erfolgen. im zuge der Liquidation konnte die 
bank allen Verpflichtungen nachkommen. 

–   Verfügung an eine Bank aufgrund von  
Mängeln im Kreditgeschäft und Risiko-
management

     aufgrund der erkenntnisse aus einer Vor-ort-
kontrolle ordnete die Fma kurzfristig verschie-
dene massnahmen an, um die vorgefundenen 
mängel zeitnah zu beseitigen. zudem wurden 

weitere massnahmen verfügt, welche die geset-
zeskonforme ausübung des kreditgeschäftes 
und das risikomanagement in zukunft sicher-
stellen.

–   Sanktionen /Anzeigen 
     im bereich der bankenaufsicht hat die Fma  

im berichtsjahr 2007 weder bussen verhängt 
noch Verstösse bei der staatsanwaltschaft zur 
anzeige gebracht. in einem Fall wurde eine 
meldung an die stabsstelle Fiu gemäss art. 16 
abs. 1 sPG erstattet.

–   FMA-Mitteilungen 
     im zurückliegenden Jahr 2007 wurden von 

der bankenaufsicht zwei Fma-mitteilungen 
mit den titeln «auslegung von begriffen der 
Finanzanalyse-marktmissbrauchs-Verordnung 
(FinmV)» und «Volatilitätsanpassungen zur 
berechnung der kreditrisikominderungseffek-
te» veröffentlicht. die Fma-mitteilungen sind 
über die homepage der Fma für jedermann 
abrufbar.

1.1.7 Missbrauchsbekämpfung
die gewerbsmässige erbringung von Geschäften 
nach art. 3 bankG ist bewilligungspflichtig. un-
ter missbrauchsbekämpfung ist in diesem zusam-
menhang die Verfolgung von dienstleistungen zu 
verstehen, die ohne erforderliche bewilligung ge-
mäss bankG erbracht werden. die Fma führt hier 
entsprechende Vorerhebungen durch und erstat-
tet anzeige bei der staatsanwaltschaft, wenn sich 
der Verdacht erhärtet, dass bewilligungspflichtige 
tätigkeiten ohne entsprechende bewilligung er-
bracht werden. weiter schreitet die Fma gegen 
Firmenbezeichnungen ein, welche eine tätigkeit 
als bank oder wertpapierfirma vermuten lassen. 
die Fma kann bewilligungen entziehen sowie 
Gesellschaften zwangsweise auflösen, die ohne 
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bewilligung als bank oder wertpapierfirma tätig 
sind.

insgesamt wurden im berichtszeitraum 3 miss-
brauchsfälle einer näheren Prüfung unterzogen. 

in einem Fall wurde das Geschäftsgebaren einer 
Gesellschaft untersucht, die im Verdacht stand, 
das bewilligungspflichtige einlagengeschäft zu 
betreiben. die untersuchungen ergaben jedoch 
keine hinreichenden Verdachtsmomente für eine 
anzeige an die strafbehörden.

Ferner wurde ein Fall geprüft, in dem eine aus-
ländische Gesellschaft unberechtigterweise mit 
dem namen eines liechtensteinischen instituts 
geworben hatte. in diesem Fall wurde die auf-
sichtsbehörde jenes Landes um Verfolgung des 
sachverhalts ersucht, in welchem der missbrauch 
aufgetreten ist.   

in einem weiteren Fall bat eine ausländische auf-
sichtsbehörde um die erteilung von auskünften 
bezüglich einer in Liechtenstein ansässigen Ge-
sellschaft, die im Verdacht stand, unerlaubte Pub-
likumseinlagen entgegenzunehmen. diese unter-
suchung ist noch nicht abgeschlossen.

1.1.8 Operative Schwerpunkte 2007 
basel-ii-Prozesse
ein zentraler operativer schwerpunkt bildete der 
aufbau von Prozessen und systemen nach basel 
ii. aus diesem Grund wurden die gesetzlichen 
Grundlagen bzw. deren entwürfe analysiert und 
dabei 247 Prozesse festgestellt, die ein agieren der 
Fma erforderlich machten. dabei lässt sich der 
Prozessbedarf aus neu hinzukommenden kom-
petenzen, ermessensspielräumen und Pflichten 
der Fma ableiten, die sich unter anderem auch 

durch die recht umfangreichen wahlrechte des 
neuen eigenmittelregimes der banken ergeben. 
dabei wurden für all jene Fälle das Vorgehen und 
die nötigen ressourcen festgelegt, bei denen die 
Fma entweder von amtes wegen oder auf antrag 
der banken bzw. anderer akteure, wie z. b. andere 
aufsichtsbehörden und ratingagenturen, zu einer 
entscheidung berufen ist.

hervorzuheben ist an dieser stelle die entwick-
lung des neuen eigenmittelmeldeformulars, die 
von einer externen softwarefirma in zusammen-
arbeit mit dem Liechtensteinischen bankenver-
band und der Fma vorangetrieben wurde. Per  
31. märz 2008 haben sämtliche banken ihre ei-
genmittelmeldungen erstmals nach diesem stan-
dard vorzunehmen.

Fma-mitteilung «risikomanagement, überwa-
chung und interne kontrolle in banken und 
wertpapierfirmen»
mit der umsetzung der basel-ii-eu-richtlinie 
(2006 / 48 / eG, 2006 / 49 / eG) in die eigenmit-
telverordnung wird von den banken verlangt, dass 
sie für eine angemessene eigenmittelausstattung 
sorgen. eine angemessene eigenmittelausstattung 
setzt sich aus den bestandteilen der säulen 1 und 
2 zusammen. dabei werden von säule 1 die min-
destanforderungen für kredit-, markt- und opera-
tionelle risiken abgedeckt und von säule 2 die von 
diesen mindestanforderungen nicht vollständig 
(z. b. kreditrisikokonzentration) oder nicht erfass-
ten (z. b. zinsänderungsrisiko im anlagebuch, Ge-
schäftsrisiken und strategische risiken) risiken so-
wie die risiken, die ausserhalb des einflussbereichs 
der bank liegen (z. b. auswirkungen des kon-
junkturzyklus). zur ermittlung der notwendigen 
eigenmittelausstattung wird von den banken die 
anwendung solider, wirksamer und umfassender 
strategien und Verfahren verlangt (art. 25 erV). 
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der Fma obliegt es, diese strategien und Verfah-
ren zu überprüfen und zu bewerten (art. 26 erV). 
es stellt sich nun die Frage, was von den banken 
zur erfüllung der säule-2-anforderungen erwar-
tet wird. deshalb hat sich die Fma entschlossen, 
dazu eine Fma-mitteilung herauszugeben, die 
diese Thematik behandelt und den banken eine 
interpretationshilfe bietet sowie die von der Fma 
erwartete mindestanforderung darstellt. 

diese mitteilung legt die anforderungen zum 
risikomanagement, zur überwachung der Ge-
schäftstätigkeit sowie zur internen kontrolle und 
deren überwachung durch die zuständigen stel-
len fest. dabei wird auf die Verantwortung des 
Verwaltungsrates und der Geschäftsleitung für 
das risikomanagement und für die internen kon-
trollverfahren eingegangen.

das risikomanagement im sinne dieser mittei-
lung umfasst die Festlegung angemessener risi-
kostrategien sowie die einrichtung angemessener 
risikomanagement- und risikokontrollprozesse. 
diese strategien und Prozesse sollen gewährleis-
ten, dass genügend internes kapital zur abde-
ckung aller wesentlichen risiken vorhanden ist 
(«internal capital adequacy assessment Process» 
– icaaP).

in zusammenarbeit mit den Verbänden soll die-
se mitteilung voraussichtlich im zweiten Quar-
tal 2008 finalisiert und Grundlage für die Prü-
fungstätigkeiten der revisionsstellen und der 
bankenaufsicht bezüglich der eingesetzten risi-
komanagementsysteme werden.

implementierung der miFid in der Praxis
am 1. november 2007 sind die in umsetzung der 
richtlinie 2004 / 39 / eG über märkte für Finanz-
instrumente (miFid) ergangenen bestimmungen 

in kraft getreten, welche in das liechtensteinische 
bankG bzw. in die bankV implementiert wurden. 
erklärte ziele der miFid sind eine Verbesserung 
des anlegerschutzes sowie eine erhöhung der 
transparenz von wertpapierdienstleistungen.

die neuen bestimmungen des bankengesetzes brin-
gen für die liechtensteinischen banken zahlreiche 
neuerungen in den bereichen organisatorische an-
forderungen und wohlverhaltensregeln mit sich. 

nach der legistischen implementierung der mi-
Fid (im auftrag der regierung) stellt nunmehr 
die praktische umsetzung dieser neuen bestim-
mungen in der Praxis einen wichtigen operativen 
tätigkeitsschwerpunkt dar. zu diesem zweck 
wurden das bankG und die bankV im hinblick 
auf den handlungsbedarf seitens der Fma (insb. 
neue aufsichtsprozesse) analysiert. 

insbesondere galt es hinsichtlich der neuen be-
stimmungen eine einheitliche aufsichtspraxis 
zu definieren. zu diesem zweck wurde mit der 
ausarbeitung interner aufsichtsrichtlinien zu den 
verschiedenen miFid-regelungsbereichen be-
gonnen. 

dies betraf insbesondere die bereiche risikoma-
nagement, kundenkategorisierung, dokumenta-
tions- und informationspflichten, eignungs- und 
angemessenheitsprüfung, bestmögliche ausfüh-
rung von kundenaufträgen, offenlegung von zu-
wendungen, auslagerung von Geschäftsbereichen.

Ferner galt es, praktische anwendungsfragen im 
bereich der auslagerung der Vermögensverwal-
tung für nicht professionelle kunden an Ver-
mögensverwalter in drittstaaten, der auf- und 
herabklassierung von kunden, des notifikations-
wesens, der registrierung vertraglich gebundener 
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Vermittler, der schlichtungsstelle und des ein-
lagensicherungs- und anlegerschutzsystems zu 
beantworten.

ein weiterer schwerpunkt der tätigkeit betraf 
die schaffung einer Fma-internen it-Lösung zur 
entgegennahme und analyse der in der miFid 
vorgesehenen Geschäftsmeldepflichten. die mel-
depflicht umfasst ausschliesslich die im anhang zur 
miFid-durchführungsverordnung enthaltenen 
mindestmeldefelder (d. h. eine meldung von kun-
dendaten wird nicht verlangt). eine weitere Funk-
tionalität dieser it-Lösung wird auch die in der 
miFid vorgesehene weiterleitung der meldungen 
an die für das jeweilige Finanzinstrument zustän-
dige behörde sein. in diesem zusammenhang galt 
es auch, seitens der marktteilnehmer vorgebrachte 
Fragen hinsichtlich des anwendungsbereichs die-
ser bestimmung zu beantworten. 

im weiteren hat die Fma anlässlich einer mi-
Fid-informationsveranstaltung des Liechtenstei-
nischen bankenverbandes im september 2007 
zum Thema «miFid(-umsetzung) aus sicht der 
aufsichtsbehörde» referiert. dabei wurden insbe-
sondere auch die neuerungen im zusammenhang 
mit den oben erwähnten Geschäftsmeldepflichten 
dargelegt.

1.1.9 Ausblick 2008 
risikoorientierte aufsicht
zur Gewährleistung einer effizienten, internatio-
nal anerkannten aufsichtsarbeit ist ein näherrü-
cken der banken und der Fma unumgänglich. 
dabei wird die Fma ihre aufsichtsschwerpunkte 
vermehrt auf jene bereiche legen, die einem erhöh-
ten risiko ausgesetzt sind. entsprechend werden 
die ressourcen in der bankenaufsicht dort einge-
setzt, wo die grössten risiken für die banken, den 
Finanzplatz oder die kunden identifiziert werden. 

aufgrund des jährlich stattfindenden analysepro-
zesses jeder einzelnen bank in Liechtenstein er-
stellt die Fma eine risikolandkarte der banken 
und bereiche, welche erlaubt, die höheren risiken 
zu identifizieren. die überwachung, dass diese ri-
siken auch von den banken korrekt identifiziert, 
angemessen bewirtschaftet, lückenlos überwacht 
und zeitnah an die Leitung kommuniziert wer-
den, erfolgt zusammen mit der bankgesetzlichen 
revisionsstelle der bank. nach wie vor bekennt 
sich die Fma klar zum system der indirekten 
aufsicht und fördert durch geeignete massnah-
men die enge zusammenarbeit zwischen Fma 
und revisionsstelle. zu diesem zweck werden 
auch wieder im Jahre 2008 revisorenworkshops 
durchgeführt und dadurch die Qualität der ban-
kenaufsicht in Liechtenstein weiter verbessert. 

basel ii
basel ii wird auch im kommenden Jahr sowohl 
bei der Fma als auch bei den banken eine zent-
rale rolle einnehmen. insbesondere, wenn es um 
die implementierung des risikomanagements, 
der überwachung und internen kontrolle in ban-
ken gemäss säule 2 von basel ii geht. zu diesem 
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Thema hat die Fma eine mitteilung vorbereitet, 
um den banken die erwartungen der aufsichts-
behörde in diesem bereich mitzuteilen. zudem 
ist die Fma dabei, den dialog mit den banken 
unter dem regime von säule 2 vorzubereiten. so 
werden ab dem zweiten Quartal 2008 die risiko-
managementsysteme der banken seitens der Fma 
laufend vor ort begutachtet werden. weitere 
schwerpunkte sind das auf die neuen Vorschriften 
angepasste reporting-tool und die offenlegungs-
pflichten der banken. 

miFid-aufsicht
besonderes augenmerk wird die Fma im rahmen 
ihrer aufsichtsrechtlichen tätigkeit der bankseiti-
gen implementierung der neuen relevanten ban-
kenrechtlichen bestimmungen schenken, wobei 
sie dem bei der umsetzung für die banken herr-
schenden zeitdruck rechnung tragen wird.

die Fma hat den bankengesetzlichen revisions-
stellen mitgeteilt, dass für den nächsten Prüfzy-
klus (Geschäftsjahr 2008) einmalig per 31. de-
zember 2008 ein Vorabbericht zum ergebnis der 
zwischenrevision im 4. Quartal 2008 vorzulegen 
ist, in welchem ausschliesslich über die miFid-
spezifischen Prüfgebiete zu berichten sein wird. 
über Form und inhalt des Vorabberichtes wer-
den die revisionsstellen noch informiert werden. 
dieser bericht soll einer zeitnahen information 
der Fma hinsichtlich der erfüllung der miFid-
anforderungen in den einzelnen banken dienen.
die Fma rechnet ferner damit, dass bei der prak-
tischen anwendung der miFid-spezifischen be-
stimmungen eine reihe weiterer auslegungsfra-
gen aufkommen werden, die es zu beantworten 

gilt. auch die bestehenden internen richtlinien 
für eine einheitliche aufsichtspraxis gilt es im 
zuge dessen zu verfeinern.

1.2 Wertpapieraufsicht

1.2.1 Investmentunternehmen (IU)
1.2.1.1 Fondsstandort Liechtenstein
trotz der turbulenzen an den Leitbörsen, welche 
die Finanzwelt gegen ende des letzen Quartals er-
schüttert haben, konnte das verwaltete Fondsver-
mögen im Verlaufe des Jahres um mehr als 14 % 
gesteigert werden. die nachteilige Performance 
konnte somit durch die mittelzuflüsse in den 
Fondsplatz Liechtenstein mehr als wettgemacht 
werden.

ende 2007 waren 303 inländische iu, davon  
59 segmentiert mit insgesamt 224 segmenten, be-
willigt oder bescheinigt; dies entspricht auf kon-
solidierter basis unter beachtung aller segmente 
468 einzelvermögen6). die inländischen iu wer-
den mittlerweile von 27 tätigen Verwaltungsge-
sellschaften (VerwG) verwaltet. zusätzlich waren 
per 31. dezember 2007 246 ausländische iu mit 
insgesamt 1’041 einzelvermögen für den Vertrieb 
ihrer anteile in Liechtenstein zugelassen. weiter 
haben 2 ausländische Verwaltungsgesellschaften 
(VerwG) den freien dienstleistungsverkehr noti-
fiziert. insgesamt sind nun 3 ausländische VerwG 
zur dienstleistungserbringung in Liechtenstein 
angemeldet. 

6) unter einzelvermögen wird die summe der nicht segmentierten iu und der einzelnen segmente aller segmentierten iu verstanden.
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die verwalteten nettovermögen der inländi-
schen iu erhöhten sich wie bereits ausgeführt um  
chF 3,8 mrd. (+14,25 %) auf chF 30,45 mrd. 
per ende 2007, was in anbetracht des turbulen-
ten Jahresendes an den Finanzmärkten eine er-
freuliche entwicklung darstellt. die banknahen 
Verwaltungsgesellschaften betreuen dabei 82 % 
des verwalteten nettovermögens des gesamten 
Finanzplatzes.

die Fma ist zuversichtlich, dass bei gleichblei-
bender wirtschaftslage das wachstum des Fonds-
platzes in dieser Form fortgesetzt werden kann. 
die Fondspromotoren schätzen nach wie vor die 
möglichkeiten, die der Fondsplatz Liechtenstein 
innerhalb der regulatorischen schranken bietet. 
auch im laufenden Jahr konnte eine vermehrte 
tendenz zum iu für qualifizierte anleger (iu für 
qa) festgestellt werden. so waren vom nettozu-
wachs 2007 von 95 investmentunternehmen 44 
(46 %) als iu für qa ausgestaltet.

Per ende 2007 waren 69 iu für qa beschei-
nigt und verwalteten ein Vermögen von rund  
chF 7,9 mrd.

1.2.1.2 aufsicht über iu
die aufsicht über iu wird in der Fma durch die 
abteilung wertpapieraufsicht des bereichs ban-
ken- und wertpapieraufsicht nach den Vorgaben 
des iuG und des sPG und unter berücksichti-
gung der korrespondierenden Verordnungen, 
richtlinien und wegleitungen vorgenommen. 
die Prämissen der international organization of 
securities commission (iosco) bilden einen 
weiteren Grundsatz, der bei der aufsicht mitbe-
rücksichtigt wird.

aufgrund seiner geringen Grösse ist der Finanz-
platz Liechtenstein prädestiniert für einen per-
sönlichen austausch zwischen der Fma und den 
einzelnen Finanzmarktteilnehmern. so können 
schnell und kompetent Lösungen zu rechtlichen 
und praxisbezogenen Fragen und zu allfälligen 

Grafik 8:  Entwicklung der verwalteten Nettovermögen inländischer Investmentunternehmen  

(in Mrd. CHF)
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beanstandungen im zusammenhang mit der auf-
sichtstätigkeit gefunden werden. 

Liechtenstein hat sich an gesetzliche maximal-
fristen für die erteilung von bewilligungen in-
ländischer iu gebunden. nach ausstellung der 
eingangsbestätigung ist über ein Gesuch auf er-
teilung einer bewilligung für iu für wertpapie-
re somit spätestens in sechs wochen und für iu 
für andere werte spätestens in vier monaten zu 
entscheiden. Für VerwG ist eine maximale bewil-
ligungsfrist von drei monaten vorgesehen. eine 
eingangsbestätigung wird bei Vollständigkeit 
der unterlagen ausgestellt, wobei der antragstel-
ler innerhalb von 10 werktagen ab eingang des 
Gesuchs darüber informiert wird, ob das Gesuch 
formell vollständig oder die einreichung weiterer 
dokumente oder informationen nötig ist. abge-
sehen von wenigen ausnahmen, bei denen die 
gesetzliche Frist aufgrund nötiger abklärungen 
und im einvernehmen mit den Gesuchstellern 
ausgesetzt wurde, entschied die Fma fristgerecht 
bzw. vor ablauf der Fristen. die durchschnittli-
che dauer für die erteilung einer bewilligung an 
ein iu betrug, unter berücksichtigung aller ein-
gegangenen Gesuche, vom eingang des vollstän-
digen Gesuches bis zur erteilung der bewilligung  
46 arbeitstage. die kürzeste dauer im Gegensatz 
dazu betrug 1 arbeitstag.

1.2.1.3 bewilligungen und bescheinigungen
bewilligungen und bescheinigungen inländischer 
iu
im Jahr 2007 wurden insgesamt 107 bewilli-
gungen bzw. bescheinigungen für inländische 
iu erteilt. davon entfallen 8 bewilligungen auf 
anlagegesellschaften (anlG). es wurden 2 Fonds-
leitungen bewilligt sowie 44 bescheinigungen für 
iu für qa ausgestellt.

unter berücksichtigung der Liquidationen und 
Löschungen von inländischen iu stieg im Jahr 
2007 die anzahl liechtensteinischer iu um  
95 iu, von insgesamt 208 auf 303, an. im Gegen-
satz dazu wurden im berichtsjahr 11 iu liquidiert 
und 1 iu gelöscht. die Gründe hierfür sind in 
den meisten Fällen in einer unterschreitung des 
gesetzlich vorgeschriebenen mindestnettovermö-
gens, nichtlancierung des iu sowie strukturopti-
mierungen (übertragung und Vereinigung von iu, 
konzentration auf eine Verwaltungsgesellschaft in-
nerhalb einer Gruppe und ähnliches) zu suchen.

22

a u F s i C h t



Per 31. dezember 2007 ergibt sich bezüglich der einzelnen bewilligungskategorien folgender stand:
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Tabelle 7: Bewilligungskategorien gemäss IUG (Anzahl Fälle / Bewilligungskategorien)

2006 2007 + / –

tätige Verwg
davon Fondsleitungen
davon anlg

28
19
9

27
20
7

– 1
+ 1
– 2

inländische iu
davon segmentiert
mit insgesamt segmenten (einzelvermögen)
davon iu für wertpapiere
davon iu für andere werte
davon iu für qualifizierte anleger

208
48

179
75

108
25

303
59

224
97

137
69

+ 95
+ 11
+ 45
+ 22
+ 29
+ 44

ausländische iu
davon segmentiert
mit insgesamt segmenten (einzelvermögen)

240
55

741

246
67

862

+ 6
+ 12

+ 121

revisionsstellen 10 10 –

bei den neu gegründeten iu für qa ist eine deut-
liche tendenz hin zur rechtsform der fremdver-
walteten anlagegesellschaft erkennbar.

die entwicklung der bewilligungen der inländi-
schen iu per 31. dezember 2007 lässt sich wie 
folgt darstellen:

Grafik 9: Entwicklung der Bewilligungen inländischer IU per 31. Dezember 2007 (Anzahl)
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weiter wird im Folgenden die entwicklung der 
vorhandenen einzelvermögen (summe von nicht 
segmentierten investmentunternehmen und ein-

zelnen segmenten der segmentierten investment-
unternehmen) per 31. dezember 2007 in einer 
Grafik dargestellt:

im Jahr 2007 waren insgesamt 187 abänderun-
gen bestehender bewilligungen und bescheini-
gungen zu behandeln. unter anderem handelte es 
sich dabei um:
– änderung von organfunktionen: 16
– änderung in delegationen: 57
– wesentliche änderungen der anlagepolitik: 4
– umbildung von typen: 2
– wechsel der Verwaltungsgesellschaft: 16
– wechsel der depotbank: 9
– wechsel der revisionsstelle: 9
– wechsel eigentumsverhältnisse: 1
– namensänderungen: 20
– schaffung / schliessung von segmenten: 8

ein wesentlicher bestandteil des Verfahrens im 
rahmen der bewilligungserteilung von Verwal-
tungsgesellschaften ist die Prüfung der involvier-

0 

50 

100 

150 

200 

250 

300 

350 

400 

450 

500 

1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 

A
nz

ah
l 

Grafik 10: Entwicklung Einzelvermögen per 31. Dezember 2007 (Anzahl Einzelvermögen)

ten Personen (Verwaltungsrat, Geschäftsleitung 
und aktionariat). die «fit und proper»-Prüfung 
der Gesellschafter wird bis auf die letztend-
lich wirtschaftlich berechtigte natürliche Person 
durchgeführt. 

zulassung ausländischer iu
die erfahrungen mit den europäischen Pässen 
für Verwaltungsgesellschaften und Fonds aus dem 
ewr sind auch in diesem Jahr als positiv zu be-
urteilen. die richtlinien von cesr (committee 
of european securities regulators) hinsichtlich 
der Vereinfachung des notifikationsverfahrens 
von ucits zeigen demnach durchaus erfolge. 
zusätzlich zu dem im letzten Jahr genutzten eu-
Pass einer ewr-Verwaltungsgesellschaft üben per 
ende 2007 zwei weitere Verwaltungsgesellschaf-
ten tätigkeiten gemäss der ucits-rL im rah-
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men des freien dienstleistungsverkehrs in Liech-
tenstein aus.

werden Fusionen, nichtlancierungen und Liqui-
dationen miteinbezogen, erhöhte sich die anzahl 
der ausländischen iu, welche über eine zulassung 
zum Vertrieb in Liechtenstein verfügen, um 4 von 
insgesamt 240 iu (2006) auf 246 iu (2007). die-
se 246 iu verfügen über insgesamt 862 segmente 

(Vorjahr 741). im Jahr 2007 stellten 4 ausländi-
sche iu den Vertrieb in Liechtenstein ein. 

die herkunftsstaaten der zum Vertrieb zugelasse-
nen ausländischen iu sind schweiz, Luxemburg, 
deutschland, Österreich, Jersey und Guernsey. 
die Gliederung nach heimatstaat lässt sich fol-
gendermassen darstellen:

Grafik 11:  Zum Vertrieb in Liechtenstein zugelassene ausländische IU nach Heimatstaat  

per 31. Dezember 2007 (Anzahl)
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die folgende Grafik zeigt die entwicklung der ausländischen iu per 31. dezember 2007 auf:

Grafik 12: Entwicklung ausländischer IU per 31. Dezember 2007 (Anzahl IU)
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Grafik 13:  Entwicklung Einzelvermögen ausländischer IU per 31. Dezember 2007  

(Anzahl Einzelvermögen)

0 

200 

400 

600 

800 

1’000 

1’200 

1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 

A
nz

ah
l 

die verwalteten einzelvermögen (summe von 
nicht segmentierten investmentunternehmen und 
einzelnen segmenten der segmentierten invest-

mentunternehmen) ausländischer iu haben sich 
in den letzten 10 Jahren wie folgt entwickelt:

zulassung von Vertriebsberechtigten
neben den im iuG genannten zugelassenen Ver-
triebsberechtigten per se, hierbei handelt es sich 
um Gesellschaften, die über eine spezialbewilli-
gung nach einem liechtensteinischen Finanzge-
setz verfügen, kann die Fma auch andere Ver-
triebsberechtigte gemäss iuG zulassen, falls diese 
einen guten ruf, entsprechende Fachausbildung, 
notwendige erfahrung, einen schriftlichen Ver-
triebsvertrag sowie informationen über die Ver-
wendung von zulässigen Vertriebsmodalitäten 
nachweisen.

2007 wurden zu den bereits bestehenden 6 Ver-
triebsberechtigten 2 weitere bewilligungen aus- 

gestellt. insgesamt sind nun 8 Vertriebsberechtig-
te bewilligt; 7 Vertriebsberechtigte sind juristische 
Personen, 1 ist eine natürliche Person.

bewilligung als revisionsstelle gemäss iuG
revisionsstellen, die investmentunternehmen 
und Verwaltungsgesellschaften prüfen, müssen 
über eine bewilligung nach iuG verfügen. eine 
ausnahme besteht für revisionsstellen, die bereits 
nach dem bankG zur revision berechtigt sind. 
diese dürfen gemäss regierungsbeschluss vom  
2. Juli 1996 ebenfalls revisionsmandate nach 
iuG übernehmen.
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im Jahr 2007 wurden keine neuen revisionsstel-
len gemäss iuG bewilligt. nach wie vor bestehen 
10 revisionsstellen, welche zur revision nach 
iuG berechtigt sind.

bewilligungspraxis
–   Bewilligungserteilung der Einzel-

portfolioverwaltung
     mit einer zusatzbewilligung der Fma kann eine 

Fondsleitung zusätzlich zum Fondsgeschäft die 
Verwaltung von einzelportfolios übernehmen. 
im Jahr 2007 wurden 4 zusatzbewilligungen 
ausgestellt, womit per 31. dezember 2007  
9 Fondsleitungen die berechtigung haben, 
die einzelportfolioverwaltung durchzuführen. 
Für eine bewilligung nach art. 24 abs. 3 iuG 
zur einzelportfolioverwaltung müssen keine 
zusätzlichen unterlagen eingereicht werden, 
wenn es sich um eine bereits bewilligte Fonds-
leitung handelt. die Fondsleitungen müssen 
jedoch diverse Vorschriften des Vermögens-
verwaltungsgesetzes sowie der dazugehörenden 
Verordnung einhalten. 

–   Prospektänderungen bei IU für qA
     die revisionsstelle bestätigt, dass die vorge-

nommenen änderungen im Prospekt Gesetz 
und Verordnung entsprechen. sobald die Fma 
den erhalt der bestätigung der revisionsstel-
le sowie des geänderten Prospekts bescheinigt, 
können die änderungen des Prospekts für 
wirksam erklärt werden.

     beziehen sich die änderungen des Prospekts 
jedoch auf den wechsel der VerwG, der de-
potbank, der revisionsstelle oder auf die de-
legation von aufgaben an dritte sowie auf die 
schaffung und schliessung von segmenten, so 
wendet die Fma ein zweistufiges Verfahren an. 
in einem ersten schritt werden die zuvor ge-

nannten änderungen von der Fma nach art. 
29 abs. 1 iuG genehmigt. in einem zweiten 
schritt können die änderungen in den Pros-
pekten nach erhalt der bestätigung der revi-
sionsstelle und ausstellen der bescheinigung 
durch die Fma für wirksam erklärt werden.

1.2.1.4 Prüfwesen
das Prüfwesen umfasst die gesetzlich vorgesehe-
nen und jährlich durchzuführenden ordentlichen 
Prüfungen gemäss iuG und sPG sowie im be-
darfsfall anzuordnende ausserordentliche Prüfun-
gen. die Prüfungen erfolgen in der regel durch 
die revisionsstellen (system der indirekten auf-
sicht). es besteht aber für die Fma auch die ge-
setzliche möglichkeit, selbst Prüfungen vorzuneh-
men. die revisionsstellen verbinden die Prüfung 
gemäss dem Gesetz über das Personen- und Ge-
sellschaftsrecht (PGr) mit der spezialgesetzlichen 
Prüfung nach iuG und sPG.

die VerwG sind gesetzlich dazu verpflichtet, bei 
der Fma einen halbjahresbericht und einen Jah-
resbericht innerhalb der gesetzlich vorgegebenen 
Fristen einzureichen. deren Gliederung hat nach 
anhang 3 iuV zu erfolgen. die berichte müssen 
allen anlegern kostenlos zur Verfügung gestellt 
werden.

des weiteren müssen die VerwG vierteljährlich 
über die aktuelle Vermögensentwicklung der ein-
zelnen iu berichten und bei besonderheiten wie 
z. b. einer überdurchschnittlichen Performance 
ein statement abgeben. 
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die daten aus diesen berichten werden erfasst, 
analysiert und dienen einerseits dazu, aufsichts-
rechtliche massnahmen bei auffälligkeiten zeit-
nah einzuleiten. andererseits können durch sta-
tistische analysen trends auf dem Fondsplatz 
Liechtenstein aufgezeigt werden.

ordentliche Prüfung nach dem iuG
die indirekte aufsicht erlaubt es, dass gesetzliche 
revisionsstellen für die prudenzielle aufsicht vor 
ort als verlängerter arm der Fma fungieren kön-
nen. nach art. 27 iuG muss jede VerwG mindes-
tens einmal jährlich von einer unabhängigen und 
von der Fma anerkannten revisionsstelle geprüft 
werden. diese überprüfen jährlich insbesondere 
die dauernde einhaltung der bewilligungsvoraus-
setzungen und die laufende Geschäftstätigkeit an-
hand der gesetzlich vorgeschriebenen inhalte und 
fassen die ergebnisse in einem revisionsbericht 
zusammen. des weiteren hat die Fma auch die 
möglichkeit, unangemeldete Prüfungen anzuord-
nen.

216 revisionsberichte von VerwG (26) und iu 
(190) wurden im berichtsjahr durch die Fma 
analysiert und ausgewertet. 195 revisionsberich-
te (90 %) hatten keine beanstandungen aufzuwei-
sen. Von den 21 revisionsberichten (10 %) mit 
beanstandungen handelt es sich um 9 VerwG und 
12 iu. zahlreiche kontakte zu den verantwort-
lichen Geschäftsleitungen während des berichts-
jahres trugen dazu bei, dass die anzahl der bean-
standungen aus den Vorjahren reduziert werden 
konnte.

im berichtsjahr wurden die revisionsberichte der 
iu für qa ausführlich geprüft. in diesem bereich 
mussten keine beanstandungen zur weiterverfol-
gung aufgegriffen werden. dies ist umso erfreu-
licher, da es sich beim iu für qa um ein relativ 

neues Produkt handelt. der hauptgrund ist si-
cher auch darin zu sehen, dass der Löwenanteil 
der gegründeten iu für qa durch die etablierten 
Fondsleitungen erfolgte, die auf ein gut funktio-
nierendes netzwerk in rechtlicher und praktischer 
hinsicht zurückgreifen können.

im Vergleich zum vergangenen berichtsjahr wur-
den die schwerpunkte nicht grundlegend verla-
gert. das augenmerk wurde hauptsächlich auf die 
einhaltung der anlagepolitik, die diversifikation 
und auf die berechnung der ausgabe- und rück-
nahmepreise von anteilen der iu gelegt.

es wurden folgende mängel festgestellt:
– Verstoss gegen die anlagerichtlinien
– unterschreitung des mindestnettovermögens 
– unterschreitung des eigenkapitals
– fehlerhafte berechnung von Gebühren
– nichtumsetzung der wohlverhaltensregeln
–  Verstoss gegen Veröffentlichungspflichten im 

Publikationsorgan
– fehlende diversifikation
– sollsaldo von Verrechnungskonten
– delegation der anlageentscheide
–  Verstoss gegen die Vorschriften zur berech-

nung des nettovermögens sowie der ausgabe- 
und rücknahmepreise

eine konzentration der mängel konnte im be-
richtsjahr im bereich der Verstösse gegen die 
anlagerichtlinien festgestellt werden. meist wa-
ren diese jedoch passiver natur und wurden oft 
schon kurze zeit nach bekanntwerden ausgegli-
chen. die Fma hat aufgrund der von den revi-
sionsstellen beanstandeten Punkte die einzelnen 
VerwG dazu aufgefordert, die mängel fristgerecht 
zu beheben und dazu stellung zu nehmen, welche 
organisatorischen massnahmen getroffen werden, 
um künftige beanstandungen zu vermeiden. die 
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meisten beanstandungen wurden von den VerwG 
bereits innert kurzer Frist nach der intervention 
durch die revisionsstellen behoben. in diesen Fäl-
len wurde eine stellungnahme der Fma zu den 
beanstandeten Punkten an die VerwG gesandt, 
zum teil ebenfalls mit der aufforderung, die or-
ganisatorischen massnahmen an die gesetzlichen 
Vorgaben anzupassen. es mussten keine sanktio-
nen verhängt werden.

da im berichtsjahr keine schwerwiegenden be-
anstandungen aufgedeckt wurden, wurde auf die 
sonst übliche persönliche besprechung mit Ge-
schäftsleitungen im rahmen der jährlichen kon-
trolle der VerwG und iu verzichtet.

ordentliche Prüfungen nach dem sPG
im berichtsjahr wurden aufgrund der ausnahme-
bestimmung nach art. 4 sPG lediglich 2 VerwG 
überprüft, wobei der schwerpunkt wie im vergan-

genen berichtsjahr auf die materielle kontrolle 
gelegt wurde. in diesem bereich musste auf keine 
beanstandungen eingegangen werden.

ausserordentliche Prüfungen nach dem iuG und 
sPG
es wurden im berichtsjahr keine ausserordentli-
chen Prüfungen nach dem iuG und sPG ange-
ordnet.

1.2.1.5 meldewesen
die VerwG sind verpflichtet, revisions-, Quar-
tals-, halbjahres- und Geschäftsberichte über die 
von ihnen verwalteten iu einzureichen. auch die 
VerwG selbst muss diese berichte mit ausnahme 
des Quartalsberichtes bei der Fma einreichen. 
die abteilung wertpapieraufsicht kontrolliert 
und analysiert diese berichte und reagiert auf un-
regelmässigkeiten mit den entsprechenden mass-
nahmen:

Tabelle 8: Meldungen von Verwaltungsgesellschaften (VerwG)

Meldung artikel
anzahl

Meldungen
anzahl 

Mahnungen
anzahl 

beanstandungen

Vierteljährliche berichterstattung art. 23 iuV 1’012 4 0

geschäftsbericht art. 20 iuV 244 0 0

halbjahresbericht art. 20 iuV 244 0 0

revisionsbericht art. 27 iug 216 0 21

die Quartalsberichte waren durchwegs von guter 
Qualität, wurden fristgerecht eingereicht und es 
mussten im berichtsjahr keine beanstandungen 
ausgesprochen werden. aufgrund der vor allem 
im letzten Quartal des berichtsjahres schlechten 
börsenlage fielen einige der iu unter das gesetz-
lich geforderte mindestvolumen von chF 2 mio. 
die betroffenen VerwG wurden dazu aufgefor-

dert, das gesetzlich geforderte mindestnettover-
mögen wiederherzustellen. das erreichen dieses 
mindestnettovermögens stellt eine bewilligungs-
voraussetzung dar und die VerwG wurden dar-
auf hingewiesen, dass diese ständig einzuhalten 
sind. bei wiederholungsfällen wurden die VerwG 
drauf hingewiesen, dass allenfalls die Liquidation 
des iu in betracht zu ziehen ist. 
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1.2.1.6 aufsichtspraxis
aufsichtsrechtliche massnahmen
werden der Fma umstände bekannt, dass ge-
setzliche erfordernisse nach iuG nicht oder nur 
mangelhaft umgesetzt werden, so hat sie die er-
forderlichen schritte anzuordnen und die ent-
sprechenden massnahmen zu ergreifen, um die 
anleger zu schützen sowie das Vertrauen in den 
liechtensteinischen Finanzmarkt zu sichern. an-
hand der untenstehenden ausführungen werden 
einige beispiele aufgeführt.

ungenügende diversifikation bei einem iu
die im Jahresbericht 2006 aufgeführte beanstan-
dung der gesetzlichen revisionsstelle, dass ein 
Fonds eine stark eingeschränkte diversifikation 
aufwies, konnte im laufenden berichtsjahr beho-
ben werden. die Verwaltungsgesellschaft hat das 
entsprechende segment liquidiert.

Verstoss gegen anlagerichtlinien
in 15 Fällen wurde ein Verstoss gegen die anla-
gerichtlinien festgestellt. in 9 Fällen handelte es 
sich um einen passiven Verstoss aufgrund von 
kursschwankungen nach art. 53 iuV. diese 
wurden innerhalb der gesetzlich vorgesehenen 
Frist bereinigt. in 5 Fällen waren die Verstösse 
zum zeitpunkt der analyse der revisionsberichte 
durch die Fma behoben oder die anlagerichtli-
nien wurden angepasst. bei einem Fall handelte 
es sich um einen Fund of hedge-Funds, welcher 
aufgrund verschiedener Lock-up-Perioden keine 
anpassungen bei den investierten hedge-Funds 
vornehmen konnte. somit konnte der einhaltung 
der anlagerichtlinien innert nützlicher Frist nicht 
nachgekommen werden. dieser Verstoss wurde 
im laufenden berichtsjahr korrigiert.

unterschreitung des mindestnettovermögens
bei 2 iu wurde das mindestnettovermögen un-
terschritten. in einem Fall wurde dies behoben, 
indem 2 segmente zusammengelegt wurden. im 
anderen Fall wurde das mindestnettovermögen 
bis zum auswertungszeitpunkt des revisions-
berichtes wieder erreicht. somit konnten beide 
unterschreitungen des mindestnettovermögens 
zeitnah korrigiert werden.

nichtumsetzung der wohlverhaltensregeln
der im letzten Jahresbericht aufgeführte mangel-
schwerpunkt im zusammenhang mit der termin-
gerechten umsetzung der wohlverhaltensregeln 
konnte bis auf 1 ausnahme behoben werden. 
diese ausnahme betrifft 1 iu, welches in er-
mangelung der korrekten umsetzung der wohl-
verhaltensregeln keine transparenten Prozesse im 
zusammenhang mit der delegation der anlage-
entscheide aufzeigen konnte. die VerwG hat nun 
die notwendigen schritte unternommen, um die 
Prozesse entsprechend den wohlverhaltensregeln 
zu gestalten. 
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Verstoss gegen Veröffentlichungspflicht  
im Publikationsorgan
in 1 Fall wurde eine veröffentlichungspflichtige 
mitteilung nicht ordnungsgemäss publiziert. das 
iu wurde allerdings kurz nach erstellung des re-
visionsberichtes liquidiert.

sollsaldo von Verrechnungskonti
Verschiedene Fremdwährungskonti eines iu wa-
ren für längere zeit im soll. diese sollsaldi sind 
während des Geschäftsjahres 2006 aufgetreten, 
waren aber per 31. dezember 2006 glattgestellt.

unterschreitung des eigenkapitals
eine VerwG hat das gesetzlich geforderte eigen-
kapital von chF 1 mio. unterschritten. die Fma 
hat die Geschäftsleitung und den Verwaltungsrat 
dazu aufgefordert, entsprechende massnahmen zu 
setzen, um das eigenkapitel wieder auf die gefor-
derte mindesthöhe zu steigern. diese massnah-
men sind per ende des berichtsjahres noch nicht 
vollständig umgesetzt worden.

Verstoss gegen die Vorschriften zur berechnung 
des nettovermögens
ein iu konnte aus verschiedenen Gründen keine 
bewertung für eines seiner segmente vornehmen. 
dieser umstand wurde von der Fma bemängelt. 
das entsprechende segment wurde liquidiert.

Fehlerhafte berechnung von Gebühren
eine fehlerhafte Gebührenberechnung hatte zur 
Folge, dass dem Fondsvermögen eines iu zu viel 
belastet wurde. die Fma hat die VerwG aufge-
fordert, ihr über die falsche berechnung und die 
gesetzten korrekturmassnahmen schriftlich be-
richt zu erstatten. die rückvergütung ist nun in 
einer art erfolgt, dass kein nachteil für die an-
teilsscheininhaber entstanden ist.

sanktionen /anzeigen
die abteilung wertpapieraufsicht sprach im Prüf-
jahr 2006 keine sanktionen gemäss iuG bzw. 
sPG aus. im Jahr 2007 musste keine anzeige an 
die strafverfolgungs- bzw. disziplinarbehörden 
oder die Fiu erstattet werden.

Fma-mitteilungen
im berichtsjahr 2007 wurden keine Fma-mittei-
lungen durch die abteilung wertpapieraufsicht 
veröffentlicht.

beantwortung von anfragen
im berichtsjahr wurden wie in der Vergangenheit 
viele anfragen von Finanzintermediären, die der 
Fma in telefonischer, schriftlicher Form und per 
e-mail zugetragen wurden, beantwortet. einer-
seits beziehen sich die Fragen auf laufende Prozes-
se wie beispielsweise bewilligungen, Prospektän-
derungen und Liquidationen, andererseits werden 
viele auslegungsfragen an die Fma herangetra-
gen. da es sich bei der beantwortung speziell bei 
auslegungsfragen immer um eine amtsauskunft 
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handelt, werden neben den nationalen rechts-
vorschriften auch in- und ausländische behörden 
konsultiert, um eine zuverlässige sowie den inter-
nationalen usanzen entsprechende auskunft zu 
gewährleisten. diese Vorgehensweise ist oft sehr 
zeit- und arbeitsintensiv und stellt einen beachtli-
chen anteil am tagesgeschäft dar. im berichtsjahr 
2007 wurden weit über 250 auslegungsfragen be-
antwortet.

1.2.1.7 missbrauchsbekämpfung
zu beginn des berichtsjahres wurde eine Presse-
mitteilung über die auflegung eines spezialfonds 
im bereich des Glücksspiels veröffentlicht. diese 
aussendung wurde in mehreren Print- und on-
linemedien veröffentlicht. nach art. 1 abs. 3 des 
iuG unterstehen VerwG und deren iu, die ihr 
domizil in Liechtenstein haben oder ihre an-
teile von Liechtenstein aus öffentlich anbieten 
oder vertreiben, dem iuG. des weiteren ist nach  
§ 168 des strafgesetzbuches (stGb) das Glücks-
spiel ausdrücklich verboten. die für diese Pres-
semitteilung verantwortlichen Personen wurden 
von der Fma dazu aufgefordert, unverzüglich die 
notwendigen bewilligungsunterlagen einzurei-
chen. der Fall ist in bearbeitung.

im Jahre 2006 wurde ein iu mit der auflage be-
willigt, per 1. Januar 2006 und somit bei inkraft-
treten des Gesetzes über die Vermögensverwaltung 
(VVG) die delegation der Vermögensverwaltung 
an einen treuhänder mit der delegation an eine 
Vermögensverwaltungsgesellschaft nach liech-
tensteinischem recht oder an eine andere dazu 
befugte Person zu ersetzen. diese auflage wurde 
nicht erfüllt. die Fma forderte sowohl die Ver-
waltungsgesellschaft als auch die gesetzliche revi-
sionsstelle zur stellungnahme auf. beide Parteien 
führten aus, dass der Vertrag mit dem treuhänder 
fristgerecht gekündigt wurde, es jedoch unterlas-

sen wurde, die Prospekte entsprechend anzupas-
sen. dies wurde umgehend nachgeholt, sodass der 
gesetzliche zustand wiederhergestellt war.

oft wurde die Fma im berichtsjahr mit Gesell-
schaftszwecken von nicht bewilligten und nicht 
beaufsichtigten Gesellschaften konfrontiert, die 
unter anderem Vermittlung von Finanzprodukten 
oder ähnliche Formulierungen enthielten. diese 
Gesellschaften wurden auf die bewilligungspflicht 
je nach ausgestaltung der tätigkeit aufmerksam 
gemacht und zu stellungnahmen aufgefordert. 
einige Fälle konnten abgeschlossen werden, an-
dere sind noch pendent.

1.2.1.8 operative schwerpunkte 2007
starke zunahme von neubewilligungen
neben dem tagesgeschäft wurde die abteilung 
wertpapieraufsicht insbesondere durch den gros-
sen ansturm von bewilligungsgesuchen gefor-
dert. während man sich im letzten Jahr an das iu 
für qa eher vorsichtig herantastete und lediglich 
24 iu für qa gegründet wurden, wurden im be-
richtsjahr 43, fast doppelt so viele iu für qa wie 
im letzten Jahr, bescheinigt. Per ende 2007 waren 
23 % der liechtensteinischen investmentunter-
nehmen iu für qa.

starke zunahme an änderungen /  
Prospektänderungen
Vor allem durch die im berichtsjahr abgelaufenen 
übergangsbestimmungen des revidierten iuG aus 
dem Jahr 2005 wurde die Fma durch die dadurch 
notwendig gewordenen Prospektänderungen in 
atem gehalten. Per 1. märz 2007 mussten sämt-
liche Prospekte mit integriertem anlagereglement 
nach bisherigem Gesetz über investmentunter-
nehmen vom 3. mai 1996 auf den vollständigen 
und vereinfachten Prospekt umgewandelt werden. 
durch die sehr späte einreichung zahlreicher Ge-

a u F s i C h t

33



suche um Prospektänderung war die fristgerech-
te erledigung der umstellungen nicht möglich. 
darüber hinaus mussten per 1. september 2007 
auch alle konzessionen und bewilligungen auf 
das neue iuG angepasst werden. dies beinhal-
tete unter anderem eine eigenmittelaufstockung 
der selbstverwalteten anlagegesellschaften und 
die zusätzliche einhaltung von Vorschriften ge-
mäss VVG bei der einzelportfolioverwaltung der 
Fondsleitungen. 

Verantwortungsübertragung im banken-  
und wertpapierbereich
im berichtsjahr wurden dem bereich banken- 
und wertpapieraufsicht von der Geschäftslei-
tung mehr kompetenzen übertragen. demnach 
können seit diesem Jahr unproblematische Fälle 
innerhalb des bereiches bewilligt werden. die  
Geschäftsleitung ist nur mehr in ausserordentli-
chen Fällen oder solchen mit Präzedenzcharakter 
zu konsultieren. diese Verantwortungsübertra-
gung hat zu einer Verkürzung des entscheidungs-
weges geführt und ist demnach mit einem zeitge-
winn verbunden.

intensivierung der kontakte zu den  
Verwaltungsgesellschaften
im Jahr 2007 wurden die bereits guten kontakte 
zwischen den Verwaltungsgesellschaften und der 
Fma intensiviert. hierbei spielt der Liechtenstei-
nische anlagefondsverband eine besonders wich-
tige rolle. die Fma versucht, mit einer engen 
zusammenarbeit Probleme frühzeitig zu erken-
nen und zeitgerechte massnahmen zu setzen.

intensivierung der kontakte zu den gesetzlichen 
revisionsstellen nach iuG
am 4. Juli 2007 wurde erstmals ein revisoren-
workshop zum Thema iuG abgehalten. dazu 
wurden die Vertreter der gesetzlichen revisions-

stellen eingeladen, an einem erfahrungsaustausch 
mit Vertretern der Fma teilzunehmen, unklar-
heiten aus dem weg zu räumen und einzelne, an-
onymisierte Fälle mit beanstandungen zu bespre-
chen. die Fma diskutierte mit den teilnehmern 
des workshops die schwerpunkte der nächsten 
Prüfung und hat Fragen, die im rahmen dieser 
Veranstaltung aufgeworfen wurden, schriftlich 
behandelt. das durchwegs positive Feedback 
der teilnehmenden revisoren bestärkt die Fma 
in dem Vorhaben, diese Veranstaltung jährlich 
durchzuführen. der nächste iuG-revisoren-
workshop findet am 14. Februar 2008 statt.

1.2.1.9 ausblick 2008
einführung eines neuen edV-tools
nachdem bereits im Jahr 2006 die initialzündung 
zu einer langfristigen edV-Lösung mit dem auf-
bau einer Fondsdatenbank und mit der weiter-
entwicklung des aufsichtstools erfolgt ist, wird für 
2008 die einführung eines neuen edV-systems, 
welches die verschiedensten Prozesse innerhalb 
der Fma unterstützen soll, erfolgen. diese im-
plementierung des neuen systems wird im Vor-
feld des Going-life einen hohen logistischen und 
personellen aufwand erfordern, soll aber künftig 
dazu beitragen, die abläufe der abteilung wert-
papieraufsicht effizienter zu gestalten.

weiterer ausbau der aufsicht /  
Vor-ort-kontrollen
die aufsicht nach dem iuG soll auch 2008 wei-
ter ausgebaut werden. dies kann zum einen durch 
begleitung der revisionsstellen durch Fma-mit-
arbeiter bei revisionen zu ausbildungszwecken 
oder durch systematische und schwerpunktmässi-
ge Vor-ort-kontrollen am sitz der VerwG erfol-
gen.
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1.2.2 Vermögensverwaltungsgesellschaften 
(VV-Ges)
1.2.2.1 Vermögensverwaltungsstandort  
Liechtenstein
im Jahr 2007 verzeichnete der Vermögensverwal-
tungsstandort Liechtenstein ein starkes wachs-
tum. der Grund hierfür liegt, wie bereits im letz-
ten Jahr, im Gesetz über die Vermögensverwaltung 
(VVG), welches per 1. Januar 2006 in kraft getre-
ten ist. bis ende 2005 war die Vermögensverwal-
tung auf einzelkundenbasis im treuhändergesetz 
(trhG) und im bankG geregelt. die Loslösung 
der klassischen Vermögensverwaltung und anla-
geberatung vom berufsbild des treuhänders wurde 
praxisgerecht ausgestaltet und entspricht den in-
ternational anerkannten, aufsichtsrechtlichen be-
stimmungen, insbesondere der rL 2004 / 39 / eG 
(miFid). durch die schaffung des VVG wur-
de ein neuer und international anerkannter Fi- 
nanz intermediär, die Vermögensverwaltungsge-

sellschaft (VV-Ges), entwickelt, der vollum-
fänglich den europäischen standards entspricht. 
durch die eu-konforme umsetzung hat der Fi-
nanzintermediär die möglichkeit, einen eu-Pass 
zu erlangen, mit welchem er im gesamten ewr-
raum tätigkeiten ausüben kann. Liechtenstein 
hat mit der raschen schaffung des VVG im Jahr 
2005 eine Vorreiterrolle in europa eingenommen, 
da bisher noch kein zugeschnittenes Gesetz für 
Vermögensverwalter existiert hat. 

ende 2007 waren in Liechtenstein 90 VV-Ges 
von der Fma bewilligt. ende 2006 belief sich die 
zahl der bewilligten VV-Ges auf 48, was beina-
he eine Verdoppelung der VV-Ges im berichts-
jahr 2007 darstellt. im berichtszeitraum wurden  
43 Gesellschaften bewilligt, wobei die Gesuchstel-
ler vorwiegend aus Liechtenstein und der schweiz 
stammen. 

2006 2007 + / –

bewilligte VV-ges 48 90 + 42

ehemalige trhg 19 38 + 19

ehemalige gewerbefirmen 3 3 0

neugründungen 26 49 + 23

aus
liechtenstein
Österreich
schweiz
deutschland

 
10
5
9
2

 
22
6

16
5

 
+ 12 

+ 1 
+ 7 
+3

die bewilligten VV-Ges beschäftigen derzeit mehr 
als 322 mitarbeiter und verfügen über 10’622 
kundenbeziehungen, wobei sie bei 7’808 ein Ver-
mögensverwaltungsmandat besitzen. das verwal-

tete kundenvermögen der VV-Ges beträgt rund 
chF 21,52 mrd., wovon ca. chF 18,24 mrd. 
bei liechtensteinischen banken angelegt sind.7)

7) diese beträge weisen doppelzählungen im Vergleich zum Fondsplatz und zu den verwalteten Vermögen der banken auf.
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2006 2007 + / –

anzahl Kundenbeziehungen aller VV-ges 3’760 10’622 + 6’862

Vermögensverwaltungsmandate 1’600 7’808 + 6’208

Verwaltetes Kundenvermögen (allgemein) ChF 11,2 Mrd. ChF 21,52 Mrd. + ChF 10,32 Mrd.

Verwaltetes Kundenvermögen bei Fl-banken ChF 9,8 Mrd. ChF 18,24 Mrd. + ChF 8,44 Mrd.

1.2.2.2 aufsicht über VV-Ges 
die aufsicht über VV-Ges fällt in der Fma in die 
Verantwortung der abteilung wertpapieraufsicht 
des bereichs banken- und wertpapieraufsicht. 
die Fma nimmt die durchführung der aufsicht 
gemäss VVG, der entsprechenden europäischen 
regulierung sowie den Grundsätzen der interna-
tional organization of securities commissions 
(iosco) wahr. zu den damit zusammenhängen-
den aufgaben zählen insbesondere die wahrneh-
mung des Prüfwesens, die kontrolle des melde-
wesens, die missbrauchsbekämpfung sowie die 
aufsicht über VV-Ges nach den bestimmungen 
des sPG.

das von der Fma durchgeführte effektive und 
umfassende bewilligungsverfahren kann als sehr 
wichtiger Pfeiler der aufsichtstätigkeit angesehen 
werden, da die tatsächlich bewilligten VV-Ges auf 
diese weise einen hohen standard aufweisen und 
die prudenzielle aufsicht massgebend davon pro-
fitieren kann. 

die prudenzielle aufsicht wurde im Jahre 2007 
aufgebaut. nachdem im Jahre 2006 die ersten 
bewilligungen für VV-Ges erteilt wurden, musste 
die kontrolle des meldewesens eingeführt werden 
und die zusammenarbeit mit den gesetzlichen re-
visionsstellen auf eine solide basis gestellt werden. 
zu diesem zwecke wurde mit den gesetzlichen 
revisionsstellen ein workshop zum Thema VVG 
durchgeführt, bei dem die Fma themenbezogen 
informierte und offene Fragen klärte.  

beim aufbau der aufsicht über VV-Ges konnte 
zu einem grossen teil auf erfahrungen in der auf-
sicht über die banken und investmentunterneh-
men zurückgegriffen werden, wobei die entspre-
chenden Prozesse an das VVG angepasst wurden.

neben der prudenziellen aufsicht standen im 
berichtszeitraum die missbrauchsbekämpfung 
sowie die beantwortung von anfragen im Vor-
dergrund.

1.2.2.3 bewilligungen
im Jahr 2007 wurden insgesamt 43 bewilligungen 
für VV-Ges erteilt. dadurch stieg am Finanzplatz 
Liechtenstein die anzahl der bewilligten VV-Ges 
auf derzeit 90 Gesellschaften. Gegenwärtig sind 
22 Gesuche bei der Fma hängig, wovon rund die 
hälfte der Gesuchsteller zusätzliche unterlagen 
nachreichen müssen. im Jahr 2007 wurden fer-
ner 3 Gesuche zurückgezogen; 1 bewilligung ist 
erloschen. es ist festzustellen, dass sich die Verfah-
rensdauer bis zur Vollständigkeit der unterlagen 
kontinuierlich erhöht hat, da die Gesuche nicht 
gemäss den wegleitungen eingereicht wurden. 
die Gesuche sind vor diesem hintergrund meist 
lückenhaft und es müssen dementsprechend 
mehrmals unterlagen nachgefordert werden. 
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im Jahr 2007 wurden 33 abänderungen beste-
hender bewilligungen beantragt bzw. gemeldet:
änderung im aktionariat: 7
änderungen von organen: 14
änderung der Firma: 9
änderung der revisionsstelle: 3

die möglichkeit des grenzüberschreitenden dienst- 
leistungsverkehrs im ewr nutzten 24 bewillig-
te VV-Ges. es wurden von der Fma im Ganzen 
78 notifikationen gestellt, wobei an 19 unter-
schiedliche aufsichtsbehörden notifiziert wur-
de: deutschland, Österreich, italien, schweden, 
Grossbritannien, irland, belgien, niederlande, 
Luxemburg, Polen, tschechei, slowakei, ungarn, 
slowenien, Finnland, malta, dänemark, norwe-
gen, spanien.

1.2.2.4 Prüfwesen
das Prüfwesen umfasst die gesetzlich vorgese-
henen und jährlich durchzuführenden ordent-
lichen Prüfungen gemäss VVG und sPG sowie 
im bedarfsfall anzuordnende ausserordentliche 
Prüfungen. die Prüfungen erfolgen in der regel 
durch die revisionsstellen (system der indirekten 
aufsicht). es besteht aber für die Fma auch die 
gesetzliche möglichkeit, selbst Prüfungen vorzu-
nehmen. die revisionsstellen verbinden die Prü-
fung gemäss dem Gesetz über das Personen- und 
Gesellschaftsrecht (PGr) mit der spezialgesetzli-
chen Prüfung nach VVG und sPG. sechs mona-
te nach abschluss des Geschäftsjahres haben die 
revisionsstellen der Fma den revisionsbericht 
vorzulegen.

ordentliche Prüfungen nach dem VVG
nachdem im Jahre 2006 die ersten bewilligungen 
für VV-Ges erteilt wurden, haben per 31. dezem-
ber 2006 oder im Laufe des Jahres 2007 21 VV-
Ges ihr erstes Geschäftsjahr beendet. bei diesen 

Gesellschaften war eine erstmalige revision durch 
die revisionsstellen durchzuführen. diese über-
prüfen jährlich insbesondere die dauernde ein-
haltung der bewilligungsvoraussetzungen und die 
laufende Geschäftstätigkeit anhand der gesetzlich 
vorgeschriebenen inhalte und fassen die ergebnis-
se in einem revisionsbericht zusammen.

die ersten ordentlichen Prüfungen nach dem VVG 
durch die revisionsstellen und die anschliessende 
analyse der revisionsberichte durch die Fma wa-
ren aufgrund der menge und neuheit des Geset-
zes für alle beteiligten eine herausforderung. um 
trotzdem eine gute Qualität der revisionen und 
der revisionsberichte zu gewährleisten, wurde 
ein intensiver dialog zwischen der Fma und den 
revisionsstellen geführt. die zusammengefassten 
erfahrungen wurden den gesetzlichen revisions-
stellen an einem gemeinsamen VVG-workshop 
präsentiert. im weiteren wurde gemeinsam ein 
muster-revisionsbericht erarbeitet, der den ge-
setzlichen revisionsstellen eine hilfestellung im 
ablauf und insbesondere in der berichterstattung 
über die revisionstätigkeit bietet. der muster-
revisionsbericht wurde dann auch ausnahmslos 
in der praktischen revisionstätigkeit eingesetzt.

Für die im berichtsjahr durchgeführten ordent-
lichen Prüfungen hat die Fma darauf verzichtet, 
spezielle Prüfschwerpunkte festzulegen. Vielmehr 
ging es darum, neben den gesetzlich vorgeschrie-
benen Prüfinhalten eine einschätzung der risi-
ken/chancen der geprüften VV-Ges zu machen. 
im weiteren galt es revisionsstellenseitig, einen 
idealen Grad der tiefe und der detaillierung der 
informationen im revisionsbericht zu erarbeiten. 
es wurde dabei in einer ersten Phase auf die er-
fahrung und das einschätzungsvermögen der lei-
tenden revisoren vertraut.
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die Fma hat im berichtsjahr 21 revisionsberich-
te von VV-Ges analysiert und ausgewertet.

die kontrollergebnisse der Prüfrunde des be-
richtsjahres 2006 können positiv gewertet wer-
den. die anzahl der beanstandungen, insbeson-
dere der gravierenden, ist gering. im Grossen und 
Ganzen ist festzustellen, dass die revisionsstellen 
die Vorgaben der Fma gut umgesetzt haben und 
dass sich bereits ein zufriedenstellender standard 
etabliert hat. 

es wurden vor allem folgende mängel festge-
stellt:

–   Nichteinhalten der Bewilligungsvorausset-
zungen

     in einem Fall wurde festgestellt, dass eine VV-
Ges per stichtag nicht über die nötigen eigen-
mittel verfügte. dies war zu bemängeln, wurde 
aber zwischenzeitlich bereits mit einer kapital-
erhöhung wieder an die gesetzlichen Vorschrif-
ten angepasst.

–   Nichteinhaltung oder nicht korrektes Ein-
halten des Meldewesens

     was der abteilung wertpapieraufsicht bereits 
im rahmen ihrer kontrolltätigkeit über das 
meldewesen aufgefallen war, fand ebenfalls 
eingang in die revisionsberichte. die einhal-
tung des meldewesens ist generell noch verbes-
serungsfähig.

–   Fehlende oder nicht vollständige Organisati-
onsreglemente, interne Weisungen, Handbü-
cher und interne Vorschriften zur Verhinde-
rung von Interessenkonflikten

     aufgrund der Vielzahl an VV-Ges sind hinsicht-
lich der genannten Themen die standards sehr 
unterschiedlich. diese standards müssen künf-

tig angeglichen und von den revisionsstellen 
kontrolliert werden.

–   Fehlende oder nicht korrekt erstellte Kun-
denprofile

     die kundenprofile werden je nach situation 
stark divergierend erstellt. Gerade in diesem 
bereich werden aber die modifizierten Vor-
schriften des VVG klarheit bringen. diese be-
stimmungen müssen sodann auch konsequent 
umgesetzt und eingehalten werden.

die Fma prüfte alle beanstandungen und leitete 
entsprechende massnahmen ein. bei den kleine-
ren Verstössen wurde im sinne eines coaching 
und in anbetracht der noch nötigen etablierung 
der neuen Vorschriften vorwiegend das Gespräch 
mit revisionsstellen und VV-Ges gesucht, um die 
beanstandungen zu besprechen und auszuräu-
men. die Fma erwartet von dieser Vorgehenswei-
se eine Verbesserung der nächsten Prüfrunde. 

ausserordentliche Prüfungen nach dem VVG
im berichtszeitraum 2007 lagen keine Verdachts-
momente vor, welche die durchführung ausser-
ordentlicher Prüfungen bei VV-Ges erfordert 
hätten.

abschliessende sPG-Prüfungen bei ex-treuhand-
gesellschaften
da viele bewilligte VV-Ges aus treuhandgesell-
schaften entstanden sind, war es wichtig, dass 
bei diesen Gesellschaften die aufsicht nach sPG, 
der alle treuhandgesellschaften unterstehen, ab-
geschlossen werden konnte. die revisionsstellen 
der fraglichen VV-Ges wurden deshalb damit be-
auftragt, abschliessende sPG-Prüfungen, zusätz-
lich zu den ordentlichen Prüfungen nach dem 
VVG, durchzuführen. im berichtszeitraum 2007 
wurden 15 derartige sPG-abschluss-Prüfungen 
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durchgeführt. alle Prüfungen wurden ohne be-
anstandungen abgeschlossen. 

1.2.2.5 meldewesen
VV-Ges sind verpflichtet, der Fma jährlich den 
Jahresbericht innerhalb von vier monaten nach 
ablauf des Geschäftsjahres sowie einen halb-
jahresbericht innerhalb von zwei monaten nach 
ablauf des kalenderjahres bzw. des halbjahres 
einzureichen. die revisionsstellen von VV-Ges 
übermitteln innerhalb von sechs monaten nach 
ablauf des Geschäftsjahres der Fma einen aus-
führlichen revisionsbericht. die Fma analysiert 
die berichte und leitet, falls notwendig, entspre-
chende massnahmen ein. die halbjahresberichte 
liefern unter anderem daten zu statistischen zwe-
cken und zeigen trends auf.

zusammenfassend ist bei vielen VV-Ges Verbes-
serungspotenzial im meldewesen auszumachen. 
insbesondere bei neu bewilligten VV-Ges sind 
hinsichtlich des meldewesens anlaufschwierig-
keiten sowohl in formeller als auch in materieller 
hinsicht festzustellen. meldungen werden entwe-
der nicht rechtzeitig, nicht korrekt oder gar nicht 

erstattet. die in diesem bereich durch die wert-
papieraufsicht getroffenen massnahmen zeigen 
sich primär in einem aktiven coaching der VV-
Ges, um ein funktionierendes und aussagekräfti-
ges meldewesen zu etablieren. sich wiederholen-
de Verstösse werden aber zukünftig konsequent 
sanktioniert. 

1.2.2.6 aufsichtspraxis
aufsichtsrechtliche massnahmen
werden der Fma umstände bekannt, dass ver-
mögensverwaltungsgesetzliche erfordernisse nicht 
oder nur mangelhaft umgesetzt werden, so hat sie 
die erforderlichen schritte anzuordnen und die 
entsprechenden massnahmen zu ergreifen, um 
die anleger zu schützen sowie das Vertrauen in 
den liechtensteinischen Finanzmarkt zu sichern. 
im berichtsjahr 2007 waren keine solchen auf-
sichtsrechtlichen massnahmen zu ergreifen.

sanktionen /anzeigen 
die Fma sprach im Jahr 2007 im rahmen der 
Vermögensverwaltungsaufsicht keine sanktionen 
aus. Jedoch musste sie zwei strafanzeigen, die in 
zusammenarbeit mit dem bereich aFi ausgear-
beitet wurden, an die strafverfolgungsbehörde 
erstatten. bei diesen Fällen waren die Gesellschaf-
ten ohne bewilligung als VV-Ges tätig. in beiden 
Fällen wurde die Fma von marktteilnehmern auf 
diese Gesellschaften und deren tätigkeiten hin-
gewiesen. sorgfaltspflichtrechtliche massnahmen 
waren keine anzuordnen.

Fma-mitteilungen
im berichtsjahr 2007 war kein erfordernis gege-
ben, die aufsichtspraxis in einer Fma-mitteilung 
zu konkretisieren.
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wegleitungen
Gemäss den empfehlungen des committee of 
european securities regulators (cesr) wurden 
die notifikationsunterlagen für den dienstleis-
tungsverkehr und die errichtung von zweignie-
derlassungen im ewr angepasst und die entspre-
chenden wegleitungen und dokumente auf der 
Fma-homepage veröffentlicht. die neuen un-
terlagen sollen die notifikation in den einzelnen 
staaten erleichtern und das einheitliche Vorgehen 
verstärken. 

beantwortung von anfragen
auch im berichtsjahr 2007 wurden der abteilung 
wertpapieraufsicht von Finanzintermediären eine  
Vielzahl von mündlichen und schriftlichen an-
fragen gestellt. ein grosser teil davon wurde 
schriftlich beantwortet. der schwerpunkt dieser 
anfragen lag in der umsetzung und auslegung 
des VVG sowie der VVo und betraf hauptsäch-
lich Fragen zur antragstellung, bewilligung sowie 
notifikation der Gesellschaften im ausland. 

1.2.2.7 missbrauchsbekämpfung
die ausübung des tätigkeitskatalogs gemäss 
art. 3 VVG sowie die Verwendung von darauf 
hinweisenden Firmenbezeichnungen ist bewilli-
gungspflichtig. die mehrzahl dieser tätigkeiten 
war gemäss treuhändergesetz (trhG) bis zum 
31. dezember 2005 den treuhändern vorbehal-
ten. Für treuhandgesellschaften wurde eine über-
gangsregelung verabschiedet, wonach diese bis 
zum 31. dezember 2006 diese tätigkeiten aus-
üben durften; bis zum 31. dezember 2007 hatten 
sie ihren Gesellschaftszweck und gegebenenfalls 
ihre Firma den geänderten rechtsgrundlagen an-
zupassen. aufgrund des ablaufes der übergangs-
fristen wurde von der Fma ein rundschreiben an 
alle treuhandgesellschaften verfasst, in dem sie 
aufgefordert wurden, bis zum 29. Februar 2008 
zu bestätigen, dass sie keine dieser tätigkeiten 
mehr ausüben und diese auch nicht mehr im Ge-
sellschaftszweck verwenden. 

bereits im bewilligungsverfahren werden die Ge-
suchsteller dahingehend geprüft, ob sie bereits vor 
bewilligungserteilung missbräuchlich tätigkeiten 
nach VVG ausgeübt haben. in der berichtsperiode 
musste die Fma bei 5 Gesuchen diesbezüglichen 
hinweisen nachgehen. in 4 Fällen erhärtete sich 
dieser Verdacht und die missbräuche mussten von 
der Fma geahndet werden.

in zusammenarbeit mit dem Grundbuch- und 
Öffentlichkeitsregisteramt wurden zudem mehre-
re Gesellschaften aufgefordert, den Gesellschafts-
zweck zu ändern. eine detaillierte überprüfung 
der hr-auszüge wird nach ablauf der zusätzlichen 
anpassungsfrist durchgeführt. bei ersteintragung 
oder änderung eines Gesellschaftszweckes trifft 
das Grundbuch- und Öffentlichkeitsregisteramt 
die notwendigen abklärungen, inwieweit spezial-
gesetzliche bewilligungen notwendig sind.
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zudem geht die abteilung wertpapieraufsicht 
hinweisen nach, die auf missbräuchliche aktivi-
täten schliessen lassen. wichtige hinweise wurden 
durch berufsverbände, betroffene marktteilneh-
mer, behörden der liechtensteinischen Landesver-
waltung an die Fma herangetragen sowie durch 
die Fma in Presse und internet gefunden. weiter 
fand eine vertiefte zusammenarbeit mit den be-
reichen VVa und aFi statt, da in mehreren Fällen 
die involvierten Personen bereits bekannt waren 
und zusätzliche bewilligungsanträge gestellt wor-
den sind. insgesamt wurden im betrachtungszeit-
raum 22 missbrauchsfälle einer genaueren Prü-
fung unterzogen.

1.2.2.8 operative schwerpunkte 2007
die Vermögensverwaltungsaufsicht setzte im be-
richtsjahr 2007 folgende schwerpunkte:

bewilligungen nach VVG
Qualitätssteigerung im bewilligungsverfahren
wie bereits in der vergangenen Periode, lag auch 
dieses Jahr das hauptaugenmerk des Vermögens-
verwaltungsteams im bereich der bewilligungen. 
alle eingegangenen Gesuche werden von der Fma 
einer Prüfung unterzogen, welche sich an einem 
ausführlichen, qualitativ hochstehenden Prüf-
muster orientiert. dieses Prüfmuster wird unter 
wahrung des Vier-augen-Prinzips bearbeitet und 
macht das Verfahren sowohl transparent als auch 
nachvollziehbar. ein wesentlicher bestandteil 
ist die Prüfung der involvierten Personen. dazu 
zählen neben den in der Geschäftsführung und 
Verwaltung tätigen Personen auch die eigentü-
mer der Gesellschaft. die Gesellschafter müssen 
bis zur letztendlich wirtschaftlich berechtigten 
natürlichen Person offengelegt werden. in dieser 
berichtsperiode wurde eine risikobeurteilung in 
den Prüfraster aufgenommen. diese beurteilung 
orientiert sich am ampelprinzip und dient im 

rahmen der aufsicht als nützliche ersteinschät-
zung. zur ganzheitlichen beurteilung des Gesu-
ches findet in der regel zusätzlich eine bespre-
chung mit den verantwortlichen Personen statt.

«hüllengesellschaften»
ein weiteres wichtiges Prüfkriterium ist die Ver-
hinderung von «hüllengesellschaften». insbeson-
dere bei der Gründung von tochtergesellschaften 
ausländischer Gesellschaften wird ein besonde-
res spannungsfeld geschaffen: zum einen sollen  
tätigkeiten aus effizienz- und kostengründen an 
die muttergesellschaft ausgelagert werden, zum 
anderen aber sind funktionsfähige organisations-
einheiten in Liechtenstein aufzubauen. die Fma 
bewilligt nur funktionierende Geschäftseinheiten, 
die nicht den charakter einer briefkastengesell-
schaft (hülle) haben, sondern ein nachhaltiges 
Geschäftsgebaren im inland sicherstellen. im Jahr 
2007 mussten mehrere Gesellschaften hinsicht-
lich ihrer auslagerung von kernaktivitäten begut-
achtet werden, wobei im Laufe des bewilligungs-
verfahrens die ausgestaltung der Gesellschaften 
zugunsten einer nachhaltigen Geschäftstätigkeit 
im inland abgeändert wurden. 

abänderung von bewilligungen
im berichtsjahr wurden vermehrt abänderungen 
von bewilligungen gemeldet bzw. beantragt. im 
Falle des eintrittes einer neuen Person oder Ge-
sellschaft in eine VV-Ges sind diese entsprechend 
einer neubewilligung zu prüfen, bevor die än-
derung bewilligt bzw. zur kenntnis genommen 
werden kann. es konnten bereits vermehrt än-
derungen durchgeführt werden und die Prozesse 
werden zunehmend standardisiert.
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Verantwortungsübertragung im banken-  
und wertpapierbereich
im berichtsjahr wurden dem bereich banken- und 
wertpapieraufsicht von der Geschäftsleitung der 
Fma mehr kompetenzen übertragen. demnach 
können seither Fälle auf bereichsstufe bewilligt 
werden. der Geschäftsleitung bleibt weiterhin die 
behandlung ausserordentlicher Fälle oder solcher 
mit Präzedenzcharakter vorbehalten. diese Ver-
antwortungsübertragung hat zu einer Verkürzung 
des entscheidungsweges geführt und damit auch 
des Verfahrens.

intensivierung der kontakte zu den  
Vermögensverwaltungsgesellschaften
im Jahr 2007 wurden die ersten Grundlagen für 
einen vertieften kontakt zwischen den VV-Ges 
und der Fma gelegt. hierbei spielt der Verein 
unabhängiger Vermögensverwalter in Liechten-
stein (VuVL) eine besonders wichtige rolle. die 
Fma versucht, mit einer engen zusammenarbeit 
Probleme frühzeitig zu erkennen und zeitgerechte 
massnahmen zu setzen.

entwicklung der aufsicht
die aufsicht über die VV-Ges unterlag im Jahr 
2007 einem verstärkten augenmerk der wertpa-
pieraufsicht. zur unterstützung der aufsichtsak-
tivitäten über VV-Ges wurde für die revisionsge-
sellschaften ein revisorenworkshop zum Thema 
VVG durchgeführt. zudem konnte die Fma ei-
nen in zusammenarbeit mit den revisionsgesell-
schaften erstellten muster-revisionsbericht zur 
Verfügung stellen.

1.2.2.9 ausblick 2008
aufarbeitung der hängigen bewilligungsverfahren
ein erster schwerpunkt wird bei der aufarbeitung 
der hängigen bewilligungsverfahren gesetzt. die-
se sollen nunmehr zeitnah mit den erweiterten 
personellen ressourcen abgearbeitet werden.

ablauf der übergangsfristen
Per 1. Januar 2008 sind sämtliche übergangsfris-
ten des VVG abgelaufen. insbesondere sollten ab 
diesem zeitraum sämtliche Gesellschafts- und 
Gesellschaftszweckbezeichnungen den Vorschrif-
ten des VVG und auch des trhG angepasst sein. 
in zusammenarbeit mit dem Grundbuch- und 
Öffentlichkeitsregisteramt können Gesellschaf-
ten, die gegen das VVG verstossen, einfacher eru-
iert und verfolgt werden.

weiterer ausbau der aufsicht / 
Vor-ort-kontrollen
die aufsicht über VV-Ges soll quantitativ und 
qualitativ ausgebaut werden. zum einen wird es 
aufgrund einer grösseren datenbasis besser mög-
lich sein, Vergleiche anzustellen, und zum anderen 
gilt es, die eingeleiteten qualitativen Verbesserun-
gen zu überwachen und zu steigern. im weiteren 
ist auch geplant, wo sinnvoll, systematisch und 
schwerpunktmässig Vor-ort-kontrollen am sitz 
der VV-Ges durchzuführen.

erweiterung der Fma-datenbank
die Fma verwendet eine eigene elektronische 
datenbank, in welche die eckdaten der einzelnen 
Finanzintermediäre aufgenommen werden. diese 
daten bilden die Grundlage für die Veröffentli-
chung der angaben über die bewilligten VV-Ges, 
welche monatlich aktualisiert werden. in diesem 
zusammenhang wird eine erweiterung der Liste 
um zusätzliche angaben zu den Gesellschaften in 
erwägung gezogen.
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Vertraglich gebundene Vermittler
Vertraglich gebundene Vermittler (vgVerm) kön-
nen unter unbeschränkter und vorbehaltloser haf-
tung für eine einzige VV-Ges tätig werden. um 
als solche tätig werden zu können, muss sich ein 
vgVerm bei der Fma registrieren lassen. VgVerm 
sollen über ein abruftool auf der webseite der 
Fma für kunden ersichtlich gemacht werden.

im Jahr 2008 werden die internen und externen 
Prozesse definiert sowie die wegleitungen und das 
elektronische abrufverfahren online gestellt. wei-
ter werden die vgVerm einer qualitativen Prüfung 
unterzogen.

aussergerichtliche schlichtungsstelle
das VVG sieht vor, dass bei streitfällen zwischen 
kunden und VV-Ges vor einem zivilrechtlichen 
Verfahren die aussergerichtliche schlichtungsstel-
le kontaktiert werden kann. diese hat zur aufga-
be, im streitfall zwischen den Parteien auf geeig-
nete weise zu vermitteln und auf diesem weg eine 
einvernehmliche Lösung herbeizuführen.

im Jahr 2008 wird die schlichtungsstelle nach 
VVG installiert. entsprechende dokumentatio-
nen werden rechtzeitig veröffentlicht.

1.2.3 Wertpapierverkaufsprospekte
1.2.3.1 wertpapieremissionsstandort  
Liechtenstein
die anzahl an emissionen und das emissions-
volumen von wertpapieren sind im Fürstentum 
Liechtenstein eher gering. Gründe dafür sind si-
cher der kleine (geografische) markt, die Finan-
zierungsstruktur der liechtensteinischen banken, 
die grösstenteils keine emissionen begeben müs-
sen sowie das Fehlen einer nationalen börse.

1.2.3.2 bewilligungen
die bewilligungstätigkeit des Jahres 2007 ist 
geprägt von der einführung des wertpapierpro-
spektgesetzes (wPPG) am 1. september 2007, 
welches gerade im bereich der bewilligungen eine 
grosse erleichterung mit sich bringt. dies betrifft 
primär den bereich der beliebten «strukturierten 
Produkte», welche bis 31. august 2007 gemäss 
dem ehemals gültigen Prospektgesetz vollum-
fänglich zu bewilligen waren. seit dem 1. septem-
ber 2007 muss lediglich ein bewilligter gültiger 
basisprospekt vorliegen, der in alle eu / ewr-
Länder notifiziert werden kann. die auf diesen 
basisprospekten basierenden strukturierten Pro-
dukte sind sodann nur noch mittels deren Final 
terms (endgültige bedingungen) bei der Fma 
einzureichen. sie müssen also nicht mehr separat 
bewilligt werden.

insgesamt wurden im Jahre 2007 5 Gesuche ge-
mäss Prospektgesetz bewilligt. es handelt sich 
dabei um 3 strukturierte Produkte, 1 anleihen-
emission und 1 aktienemission. die durch-
schnittliche bearbeitungsdauer lag bei 3,8 tagen, 
dies bei einer zulässigen bearbeitungsdauer von 
maximal 8 arbeitstagen.

seit inkrafttreten des wPPG wurden bislang noch 
keine wertpapierprospekte aufgrund der neuen 
Gesetzgebung bewilligt. ein strukturiertes Pro-
dukt wurde durch einreichung der Final terms 
zum öffentlichen Vertrieb zugelassen. 

im weiteren wurden 2 bewilligungsgesuche be-
arbeitet, welche aufgrund von auslegungsfragen 
und zeitlicher knappheit zurückgezogen wurden.

diverse das Prospektgesetz und später das wPPG 
betreffende Fragen wurden von der Fma eben-
falls beantwortet. häufiger inhalt dieser anfragen 
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war, ob eine Prospektpflicht besteht oder nicht. in 
vielen Fällen fiel die Prüfung negativ aus und eine 
Prospektpflicht konnte verneint werden. aller-
dings stiessen diese anfragen auch immer wieder 
in andere rechtsgebiete vor, sodass abgrenzungs-
fragen zu beantworten waren oder auch andere 
rechtsfragen auftauchten, welche dann ebenfalls 
beantwortet werden mussten.

1.2.3.3 missbrauchsbekämpfung
im berichtsjahr mussten 3 missbrauchsfälle von 
der Fma verfolgt werden. 
in einem Fall bot eine in Liechtenstein ansässige 
unternehmung Genussscheinkapital an, welches 
sie nur über das internet angeboten hat. dieses 
angebot wurde unterbreitet, obwohl das bewilli-
gungsverfahren noch hängig war. dieser Fall hat 
sich insofern erledigt, als dass das öffentliche an-
gebot auf erstes ansuchen der Fma beendigt und 
das Genussscheinkapital nur einem sehr begrenz-
ten anlegerkreis angeboten wurde.

im zweiten Fall kam es zu einem öffentlichen 
angebot für ein strukturiertes Produkt in den 
liechtensteinischen tageszeitungen. es stellte sich 
nachträglich heraus, dass diese anzeigen von der 
schweiz aus aufgegeben wurden, ohne dass sich 
die auftraggeber bewusst waren, dass dies in 
Liechtenstein einer bewilligung bedarf. auch hier 
handelten die Verantwortlichen (emittent und 
anbieter) sehr rasch und haben die emission so-
fort abgebrochen bzw. gar nicht gestartet.

im dritten Fall wurde, kurz nachdem das wPPG 
in kraft getreten war, ein öffentliches angebot 
in den liechtensteinischen tageszeitungen und 
im internet für ein strukturiertes Produkt ohne 
bewilligten Prospekt vorgenommen. das angebo-
tene Produkt hatte eine mindeststückelung von 
eur 40’000, was nach Prospektgesetz noch als 

ausnahmetatbestand gegolten hatte und keine 
Prospektpflicht hervorgerufen hätte. im wPPG 
wurde jedoch diese mindeststückelung auf eur 
50’000 angehoben. auch hier handelten die Ver-
antwortlichen umgehend und erhöhten die ent-
sprechende mindeststückelung auf eur 50’000, 
womit das abgeänderte öffentliche angebot nicht 
mehr unter das wPPG fiel.

1.2.3.4 operative schwerpunkte 2007
neben den bewilligungen nach dem gültigen Pro-
spektgesetz und der bekämpfung von missbräu-
chen wurden auch die letzten Fragen im zusam-
menhang mit der ausgestaltung des neuen wPPG 
erörtert. das wPPG wurde sodann im Landtag 
am 27. april 2007 in 1. Lesung behandelt und am 
23. mai 2007 in 2. Lesung beschlossen. 

1.2.3.5 ausblick 2008
die abteilung wertpapieraufsicht, in deren zu-
ständigkeit das wPPG fällt, hat 2008 noch zuge-
hörige wegleitungen auszuarbeiten und die eu-
Verordnung national so aufzuarbeiten, dass für die 
Finanzdienstleister rechtsklarheit betreffend um-
setzung, auslegung und anwendung herrscht.

die ersten erfahrungen mit dem wPPG haben 
gezeigt, dass auch mit dem wPPG die emissi-
onstätigkeit nicht stark zugenommen hat. es ist 
aber damit zu rechnen, dass gerade im bereich 
der strukturierten Produkte eine vermehrte emis-
sionstätigkeit aufgrund der vereinfachten hand-
habung eintreten wird. Viele konkrete anfragen 
und eine immer grösser werdende anzahl an noti-
fizierten basisprospekten weisen darauf hin.

44

a u F s i C h t



1.3 Versicherungsaufsicht 

1.3.1 Versicherungsunternehmen 
1.3.1.1 Versicherungsstandort Liechtenstein
ende 2007 gab es insgesamt 37 (Vorjahr: 35) 
Versicherungsunternehmen mit sitz in Liechten-
stein (19 Lebens-, 13 schaden- und 5 rückversi-
cherungsunternehmen). 11 unternehmen waren 
als eigenversicherung (sog. captives, d. h. Ver-

sicherungsunternehmen, welche ausschliesslich 
risiken des eigenen konzerns in rückdeckung 
nehmen) tätig, davon 6 als direktversicherer und  
5 als rückversicherer.

im Jahr 2007 erhielten 3 neue Lebensversiche-
rungsunternehmen eine bewilligung der Fma, 
2 Lebensversicherungsunternehmen fusionierten 
im berichtszeitraum.

Grafik 14: Entwicklung der Anzahl Versicherungsunternehmen nach Branchen 1995 bis 2007

die erst- bzw. direktversicherungsunternehmen 
waren fast ausschliesslich im wege des freien 
dienstleistungsverkehrs im ewr-raum und in 
der schweiz tätig. die Fma beaufsichtigte dabei 
als sitzlandaufsichtsbehörde die gesamte tätigkeit 
dieser Versicherungsunternehmen.

das hauptgeschäft der liechtensteinischen Ver-
sicherungsunternehmen bildete die Lebensversi-
cherung, insbesondere die fonds- bzw. anteilge-
bundene Lebensversicherung. die tätigkeit der 
schadenversicherer deckt alle entsprechenden 
Versicherungszweige ab. bei den rückversiche-
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rungsunternehmen handelt es sich in allen Fällen 
um captives.

die liechtensteinischen Versicherungsunterneh-
men unterhielten im Jahre 2007 insgesamt 3 nie-
derlassungen in mitgliedstaaten des ewr-ab-
kommens und 2 niederlassungen in der schweiz. 
die niederlassungen der 3 liechtensteinischen 
Versicherungsunternehmen im ewr befinden 
sich in italien (mailand), deutschland (köln) 
und Luxemburg. die niederlassungen der liech-
tensteinischen Versicherungsunternehmen in der 
schweiz befinden sich in zürich. die ursprünglich 
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im Lande tätigen agenturen der schweizerischen 
Versicherungsunternehmen sind im Jahre 1998 
aufgrund des direktversicherungsabkommens 
zwischen Liechtenstein und der schweiz in nieder-
lassungen umgewandelt worden. insgesamt hatten  
25 schweizerische Versicherungsunternehmen 
sowie 1 Versicherungsunternehmen mit sitz in 
einem mitgliedstaat des ewr-abkommens eine 
niederlassung in Liechtenstein.

wie in den beiden Vorjahren wurden die Versi-
cherungsunternehmen anfang 2008 aufgefordert, 
provisorische zahlen zum Geschäftsjahr 2007, 
inklusive angaben zum budget 2008, zu liefern. 
einerseits soll damit ein erster überblick über die 
entwicklung des marktes gewonnen werden, an-
dererseits können damit allfällige Probleme früh-
zeitig erkannt werden. die provisorischen zahlen 
zeigten, dass sich die positive entwicklung des 
Versicherungsplatzes weiter fortgesetzt hat. bei 
den Versicherungsunternehmen betrugen die Prä-
mieneinnahmen rund chF 6,9 mrd. im Jahre 
2007 gegenüber chF 6,8 mrd. im Jahre 2006. 

obwohl die meisten Versicherungsunternehmen 
grosse Prämiensteigerungen zu verzeichnen hat-
ten, resultierte insgesamt nur eine geringe zu-
nahme, da eine Gesellschaft eine starke abnahme 
verbuchen musste. Vom Prämienvolumen entfal-
len auf Lebensversicherungen ca. chF 6,62 mrd.  
(95,9 %), auf schadenversicherungen ca. chF 
231,6 mio. (3,4 %) und auf rückversicherungen 
ca. chF 52,6 mio. (0,7 %). die für die kunden 
in Verbindung mit fonds- oder anteilgebunde-
nen Versicherungen investierten kapitalanlagen 
stiegen von chF 14,91 mrd. im Jahre 2006 um 
40,6 % auf rund 20,97 mrd. chF im Jahre 2007. 
die bilanzsumme aller in Liechtenstein ansässi-
gen Versicherungsunternehmen betrug 2007 rund 
chF 23,76 mrd. gegenüber chF 17,03 mrd. im 
Jahre 2006. dies entspricht einer zunahme um 
etwa 39,5 %. 

die von den unternehmen eingereichten budget-
zahlen zeigen, dass weiterhin eine positive ent-
wicklung erwartet wird. 

Grafik 15:  Entwicklung der gebuchten Bruttoprämien und Kapitalanlagen 1998 bis 2007  

(in Mrd. CHF)
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bei den Lebensversicherungen rechnen 17 Ge-
sellschaften (89 %, Vorjahr: 81 %) für 2007 mit 
einem positiven ergebnis. die solvabilitätsspanne 
ist bei allen Lebensversicherungen mit genügend 
eigenmitteln bedeckt. die schaden- und rück-
versicherer weisen ebenfalls überwiegend ein po-
sitives ergebnis aus (88 %, Vorjahr: 81 %) und 
die solvabilitätsspanne ist auch in diesen spar-
ten bei allen Gesellschaften ausreichend bedeckt. 
das eigenkapital (exkl. Jahresergebnis) aller un-
ternehmen stieg im total um 42 % von rund  
chF 489,1 mio. ende 2006 auf chF 696,3 mio. 
ende 2007. die anzahl der bei den Versicherungs-
unternehmen beschäftigten mitarbeiter stieg von 
223 im Jahre 2006 auf 311 im Jahre 2007. dies 
entspricht einer zunahme von 39,5 %.

Grafik 16: Entwicklung der Bilanzsumme 1999 bis 2007 (in Mrd. CHF)

0 

5 

10 

15 

20 

25 

1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007* 

M
rd

. C
H

F 

* provisorische zahlen

1.3.1.2 bewilligungen 
bewilligungserteilung / -entzug 
die Fma erteilte im Jahr 2007 insgesamt 3 Lebens-
versicherungsunternehmen die bewilligung zur 
aufnahme der Geschäftstätigkeit nach dem Ver-
saG. 2 Lebensversicherungsunternehmen haben 
im Jahre 2007 fusioniert. insgesamt erhöhte sich 
somit die zahl der Versicherungsunternehmen 
mit sitz in Liechtenstein auf 37 (Vorjahr: 35).
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die Fma ist auch zuständig für die anerkennung 
von revisionsstellen gemäss VersaG. im Jahr 
2007 wurde keine neue bewilligung erteilt. 

abänderung von bewilligungen 
im berichtsjahr wurde einem schadenversi-
cherungsunternehmen die bewilligung zur Ge- 
schäftstätigkeit in einem zusätzlichen Versiche-
rungszweig erteilt. zusätzlich wurden änderun-
gen der genehmigten Geschäftspläne von den 
Versicherungsunternehmen gemeldet, zu welchen 
die Fma in sämtlichen Fällen ihre zustimmung 
erteilen konnte (s. ziff. 1.3.1.4).

Tabelle 9:  Versicherungsunternehmen mit Sitz in Liechtenstein, unterteilt nach  

Bewilligungskategorie (Anzahl)

Bewilligungskategorien 2006
davon 

Captives
2007

davon 
Captives

2006 / 2007
+ / –

schadenversicherung 13 6 13 6 0

lebensversicherung 17 0 19 0 + 2*

rückversicherung 5 5 5 5 0

total bewilligungen 35 11 37 11 + 2

* inklusive Fusion

Grenzüberschreitender dienstleistungsverkehr
Versicherungsunternehmen mit sitz in Liech-
tenstein bzw. bewilligung der Fma dürfen das 
direktversicherungsgeschäft in einem anderen 
ewr-Vertragsstaat durch eine niederlassung 
oder im dienstleistungsverkehr betreiben (single 
Licence). zudem können ewr-Versicherungsun-
ternehmen in Liechtenstein grenzüberschreitend 
oder über eine niederlassung in Liechtenstein tä-
tig sein. aufgrund des direktversicherungsabkom-
mens zwischen Liechtenstein und der schweiz gilt 
das Vorstehende auch im Verhältnis zur schweiz 
(siehe nachfolgende Grafik).

Grafik 17:  Grenzüberschreitende Tätigkeit der liechtensteinischen Versicherungsunternehmen, 

unterteilt nach Ländern (basierend auf den gebuchten Bruttoprämien) im Jahr 2006 

(in Mrd. CHF)
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bis ende 2007 haben 271 (Vorjahr 240) Versi-
cherungsunternehmen aus verschiedenen ewr-
staaten und aus der schweiz die aufnahme der 

grenzüberschreitenden dienstleistungstätigkeit in 
Liechtenstein über ihre sitzlandaufsichtsbehörde 
bei der Fma angezeigt. 

Tabelle 10:  In Liechtenstein im Niederlassungs- oder Dienstleistungsverkehr notifizierte  

ausländische Versicherungsunternehmen (Anzahl)

Niederlassungs- und Dienstleistungsverkehr 2004 2005 2006 2007
2006 / 2007

+ / –

niederlassungen schweizerischer Versicherungsunternehmen 26 26 26 25 – 1

niederlassungen von Versicherungsunternehmen  
mit sitz im ewr

1 1 1 1 0

Zum freien dienstleistungsverkehr in liechtenstein  
angemeldete Versicherungsunternehmen (Ch und ewr)

201 225 240 271 + 31

aufgrund des direktversicherungsabkommens 
zwischen Liechtenstein und der schweiz dürfen 
liechtensteinische Versicherungsunternehmen in 
der schweiz und umgekehrt schweizerische Ver-
sicherungsunternehmen in Liechtenstein Versi-
cherungsgeschäfte betreiben. im Jahr 2006 betru-
gen die in der schweiz gebuchten bruttoprämien  
der liechtensteinischen Versicherungsunterneh-
men in der schadenversicherung gesamthaft 
chF 97,4 mio. und in der Lebensversicherung 
chF 239,2 mio. die liechtensteinischen scha-
den- und Lebensversicherungsunternehmen wa-
ren, mit ausnahme eines Lebensversicherers, in 
der schweiz im Jahr 2006 nicht im rahmen der 
niederlassungsfreiheit, sondern nur im freien 
dienstleistungsverkehr tätig. umgekehrt nahmen 
die schweizerischen Versicherungsunternehmen 
im Jahr 2006 in Liechtenstein (freier dienst-
leistungsverkehr und niederlassungsfreiheit) in  
der schadenversicherung gesamthaft rund  
chF 151,1 mio. und in der Lebensversicherung 
rund chF 125,0 mio. bruttoprämien ein. aus 
den nachstehenden Grafiken ist das grenzüber-

schreitende Geschäft der liechtensteinischen und 
schweizerischen Versicherungsunternehmen für 
das Jahr 2006 ersichtlich, aufgeteilt nach scha-
den- und Lebensversicherung sowie nach zwei-
gen.
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Grafik 18:  Freier Dienstleistungsverkehr der liechtensteinischen Schadenversicherungsunter-

nehmen in der Schweiz im Jahr 2006 (basierend auf den gebuchten Bruttoprämien, 

in Mio. CHF)
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Grafik 19:  Freier Dienstleistungsverkehr der liechtensteinischen Lebensversicherungsunter-

nehmen in der Schweiz im Jahr 2006 (basierend auf den gebuchten Bruttoprämien, 

in Mio. CHF)
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Grafik 20:  Niederlassungsgeschäft und freier Dienstleistungsverkehr der schweizerischen  

Schadenversicherungsunternehmen in Liechtenstein im Jahr 2006 (basierend auf 

den gebuchten Bruttoprämien, in Mio. CHF)
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Grafik 21:  Niederlassungsgeschäft und freier Dienstleistungsverkehr der schweizerischen  

Lebensversicherungsunternehmen in Liechtenstein im Jahr 2006 (basierend auf den 

gebuchten Bruttoprämien, in Mio. CHF)
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1.3.1.3 Prüfwesen
ordentliche Prüfungen nach dem VersaG
die Fma hat die Versicherungsunternehmen 
zur einreichung der berichterstattung für das 
Geschäftsjahr 2006 einschliesslich Vorjahreszah-
len gemäss Vorlage aufgefordert. im Jahr 2007 
wurde gemäss art. 39 VersaG bei allen Versiche-
rungsunternehmen die berichterstattung über 
das Geschäftsjahr 2006 geprüft. drei Versiche-
rungsunternehmen, welche im 2. halbjahr 2006 
gegründet wurden, machten von der möglichkeit 
eines verlängerten Geschäftsjahres gemäss art. 
1048 PGr Gebrauch. diese unternehmen sind 
damit erst für das Geschäftsjahr 2007 berichter-
stattungspflichtig. 

die Fma hat die eingereichten unterlagen ei-
ner eingehenden Prüfung unterzogen, die daten 
plausibilisiert und die einhaltung des genehmig-
ten Geschäftsplans überwacht. das ergebnis der 
Prüfrunde 2007 kann wie folgt zusammengefasst 
werden:
–  ein Versicherungsunternehmen hat die unterla-

gen nicht fristgerecht eingereicht.
–  Gesamthaft waren die eingereichten bericht-

erstattungsunterlagen über das Geschäfts jahr 
2006 vollständig und plausibel. allerdings 
mussten die unternehmen in vielen Fällen zu 
formellen korrekturen im berichterstattungs-
formular aufgefordert werden.

–  die revisionsberichte enthielten bei einem Ver-
sicherungsunternehmen einen Vorbehalt.

die Prüfrunde 2007 konnte von der Fma wie ge-
plant ende august 2007 abgeschlossen werden.

ordentliche Prüfungen nach dem sPG 
Lebensversicherungsunternehmen unterstehen ge- 
mäss art. 3 abs. 1 bst. d sowie art. 4 sPG dem 
persönlichen und sachlichen Geltungsbereich des 

sPG. im berichtsjahr wurden bei 14 Versiche-
rungsunternehmen ordentliche sorgfaltspflicht-
kontrollen durchgeführt. der sPG-kontrollbe-
richt wurde mehrheitlich fristgerecht eingereicht. 
drei kontrollberichte wurden kurz nach ablauf 
der einreichungsfrist beigebracht.

bei einem Lebensversicherungsunternehmen 
wurde keine ordentliche sorgfaltspflichtprüfung 
durchgeführt. in diesem Fall hat die Fma einen 
spezialauftrag an die versicherungsaufsichtsrecht-
liche revisionsstelle erteilt, um die aufarbeitung 
von mangelhaften sorgfaltspflichtunterlagen zu 
prüfen.

in der Prüfrunde 2006 wurden insgesamt 14 be-
anstandungen festgestellt, wobei bei 5 Lebens-
versicherungsunternehmen keine beanstandun-
gen erfolgten. die beanstandungen waren teils 
formeller, teils materieller natur, wobei bei den 
materiellen beanstandungen in der regel die aus-
sagekraft der Profilangaben bemängelt wurde. in 
1 Fall wurde eine nachkontrolle durch die revisi-
onsstelle angeordnet.
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Gemäss den kontrollberichten der revisionsstel-
len über die sorgfaltspflichtkontrollen im be-
richtsjahr hat kein Lebensversicherungsunterneh-
men eine mitteilung an die Fiu gemäss art. 16 
abs. 1 sPG erstattet.

ausserordentliche Prüfungen
im Jahre 2007 hat die Fma Vor-ort-kontrol-
len bei 1 Lebensversicherungsunternehmen,  
1 schadenversicherungsunternehmen sowie bei 
2 captives durchgeführt. eine ausserordentliche 
Vor-ort-kontrolle erfolgte dabei zusammen mit 
der revisionsstelle, da in diesem Fall die revisi-
onsstelle die ordentliche revision nicht durch-
führen konnte, weil die notwendigen unterlagen 
physisch nicht  in den Geschäftsräumlichkeiten in 
Liechtenstein vorhanden waren (siehe dazu unter 
1.3.1.5 aufsichtspraxis).

die Prüffelder der Vor-ort-kontrollen waren 
insbesondere: generelle situation und Geschäfts-
politik, ort der hauptverwaltung und des rech-
nungswesens, besitzstrukturen, Prüfung der Ge- 
schäftsführung, Finanzierung und eigenmittelaus-
stattung, beziehungen zu externen unternehmen, 
Fonds, Vertriebssystem, sorgfaltspflichtprüfung 
(bei Lebensversicherungsunternehmen), Prozesse 
und internes kontrollsystem, rechnungswesen, 
controlling und reporting, technische Grund-
lagen.

1.3.1.4 meldewesen 
im berichtsjahr genehmigte die Fma insgesamt 
26 Geschäftsplanänderungen (z. b. änderungen 
im Verwaltungsrat oder in der Geschäftsleitung, 
wechsel der revisionsstelle, statutenänderun-
gen, änderungen beim aktienkapital). Lediglich  
1 änderung des genehmigten Geschäftsplans war 
per 31. dezember 2007 noch pendent.

1.3.1.5 aufsichtspraxis 
im rahmen der laufenden aufsicht musste die 
Fma im berichtsjahr eine ausserordentliche Vor-
ort-kontrolle durchführen:

die Fma wurde von der revisionsstelle eines 
liechtensteinischen Versicherungsunternehmens 
informiert, dass die ordentliche revision bei die-
sem unternehmen nicht durchgeführt werden 
konnte. eine revision in den Geschäftsräumen in 
Liechtenstein war deshalb nicht möglich, da die 
nötigen unterlagen physisch nicht vorhanden ge-
wesen sind. die Fma führte daher zusammen mit 
der revisionsstelle eine Vor-ort-kontrolle durch, 
bei welcher festgestellt wurde, dass verschiedene 
bewilligungsvoraussetzungen im zeitpunkt der 
ausserordentlichen Prüfung nicht gegeben waren.

das Versicherungsunternehmen wurde mit Ver-
fügung aufgefordert, den rechtmässigen zustand 
herzustellen. zudem wurde eine busse wegen 
übertretungen gemäss art. 64 abs. 3 bst. a, c und  
d VersaG in höhe von chF 30’000 fest gesetzt. 
Für die Verfügung wurde eine Gebühr von  
chF 1’000 sowie für den ausserordentlichen 
kontrollaufwand eine Gebühr von chF 10’000 
festgelegt. die Verfügung ist in rechtskraft er-
wachsen und wurde nicht angefochten.

1.3.1.6 missbrauchsbekämpfung 
im berichtszeitraum hat sich die Fma insbeson-
dere mit einem Fall beschäftigt, welcher die obli-
gatorische Gebäudeversicherung in Liechtenstein 
betraf:

ein Versicherungsunternehmen mit sitz in ei-
nem mitgliedstaat des ewr-abkommens hat 
seit mehreren Jahren einige risiken mit risiko-
belegenheit in Liechtenstein versichert, ohne dass 
dafür eine aufsichtsrechtliche Genehmigung (no-
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tifikationsverfahren im sinne von art. 28 ff. Ver-
saG) vorlag. in einem ersten schritt wurde der 
aufsichtsrechtlich korrekte zustand hergestellt. 
die für das betroffene Versicherungsunternehmen 
zuständige Versicherungsaufsichtsbehörde des 
herkunftsstaates führte das vorgenannte notifi-
kationsverfahren durch. nachfolgend wurde das 
Versicherungsunternehmen auf die besonderhei-
ten in der obligatorischen Gebäudeversicherung 
in Liechtenstein hingewiesen. 

die noch offenen zwei Fälle aus dem Vorjahr 
konnten abgeschlossen werden.

beantwortung von anfragen 
auch im berichtszeitraum 2007 beantwortete die 
Fma zahlreiche anfragen zu den verschiedensten 
Themenbereichen. Versicherungsaufsichtsrecht-
lich standen neben anfragen von beaufsichtigten 
unternehmungen zu den gesetzlichen erlassen 
insbesondere anfragen zum Versicherungsstand-
ort Liechtenstein im allgemeinen sowie zu den 
bewilligungsvoraussetzungen für die Gründung 
eines Versicherungsunternehmens in Liechten-
stein im besonderen im Vordergrund. die Fma 
erhielt ferner im Jahr 2007 anfragen von Lebens-
versicherungsunternehmen und revisionsstellen 
im zusammenhang mit dem sPG und der ent-
sprechenden Verordnung, welche in der regel 
schriftlich beantwortet wurden. 

Fma als beschwerdestelle  
im berichtsjahr gab es 20 beschwerdefälle, von 
denen 6 verschiedene Lebensversicherungsun-
ternehmen betroffen waren. die mehrzahl der 
beschwerdefälle betraf die rückkaufabwicklung, 
insbesondere die getätigten abzüge sowie die 
Falschberatung durch involvierte Versicherungs-
vermittler, die berechnung von rückkaufswerten 
sowie getätigte Provisionsabzüge. auch wurden 

seitens der Fma vermehrt sachverhalte aufgegrif-
fen, bei welchen sich Versicherungsnehmer von 
liechtensteinischen Versicherungsunternehmen 
nicht unmittelbar über das Versicherungsunter-
nehmen selbst, sondern über Finanzdienstleis-
tungsunternehmen (banken, Vermögensver walter, 
Versicherungsvermittler) beschwerten, welche mit 
inländischen Versicherungsunternehmen zusam-
menarbeiten. weiter beschwerte sich ein inlän-
discher Versicherungsnehmer gegen ein auslän-
disches Versicherungsunternehmen. in solchen 
Fällen arbeitet die Fma eng mit der zuständigen 
ausländischen aufsichtsbehörde zusammen.

derzeit sind noch 5 beschwerdefälle aus dem 
berichtsjahr und 2 beschwerdefälle aus den Vor-
jahren unerledigt. insgesamt konnte die Fma im 
berichtsjahr keine Gesetzesverstösse feststellen.

1.3.1.7 obligatorische Gebäudeversicherung 
in Liechtenstein müssen alle Gebäude obligato-
risch gegen Feuer- und elementarschäden versi-
chert sein. da elementarrisiken sehr schwierig 
zu kalkulieren sind, darf die Versicherung gegen 
Feuerschäden zwingend nur zusammen mit der 
Versicherung gegen elementarschäden angeboten 
werden. deckungsumfang und Prämientarif der 
elementarschadenversicherung für die Versiche-
rungsunternehmen sind einheitlich und verbind-
lich. die Versicherung von hausrat und übriger 
Fahrhabe ist freiwillig.

Per 31. dezember 2006 waren in Liechtenstein 
insgesamt 18 Versicherungsunternehmen in der 
obligatorischen Gebäudeversicherung tätig. da-
von haben 5 Versicherungsunternehmen ihren 
sitz in einem ewr-mitgliedstaat (einschliesslich 
Liechtenstein) und 13 in der schweiz.
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die in Liechtenstein tätigen Gebäudeversicherer 
haben einen beitrag für den brandschutz und die 
Prävention von elementarschäden im sinne von 
art. 13 des Gebäudeversicherungsgesetzes zu leis-
ten. berechnungsgrundlage für die beiträge sind 
die Feuerversicherungssummen der einzelnen 
unternehmen. 

die Feuerversicherungssumme der liechten-
steinischen Gebäude betrug per 31. dezember 
2006 für Gebäude chF 13,52 mrd. (2005:  
chF 12,53 mrd.), für hausrat chF 1,61 mrd. 

(2005: chF 1,49 mrd.) und für übrige Fahrhabe 
chF 6,73 mrd. (2005: chF 5,0 mrd.). im to-
tal betrug die Feuerversicherungssumme im Jahr 
2006 chF 21,86 mrd. (2005: chF 19,02 mrd.). 
die Prämieneinnahmen für die Feuerversiche-
rung beliefen sich 2006 auf chF 8,1 mio. (2005:  
chF 6,4 mio.). insgesamt wurden für die obli-
gatorische Gebäudeversicherung im Jahre 2006 
chF 15,8 mio. Prämien eingenommen. die 
zahlungen für schäden betrugen chF 2,8 mio. 
(chF 2,5 mio. für Feuerschäden und chF 0,3 
mio. für elementarschäden).

Grafik 22: Feuerversicherungssumme Gebäudeversicherung 2004 bis 2006 (in Mrd. CHF)
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1.3.1.8 operative schwerpunkte 2007 
Vor-ort-kontrollen
die Fma hat 2007 die im herbst 2006 begonnene 
Praxis, systematisch und schwerpunktmässig Vor-
ort-kontrollen am sitz der Versicherungsunterneh-
men durchzuführen, fortgesetzt und intensiviert. 
bis ende 2007 wurden bei 1 Lebensversicherungs-
unternehmen sowie bei 2 captives Vor-ort-kon-
trollen durchgeführt. zudem musste die Fma eine 
weitere ausserordentliche Vor-ort-kontrolle bei ei-
nem schadenversicherungsunternehmen durchfüh-
ren (siehe dazu unter 1.3.1.5 aufsichtspraxis).

1.3.1.9 ausblick 2008 
die operativen schwerpunkte bezüglich Versi-
cherungsunternehmen werden im wesentlichen 
folgende sein:

die Fma wird die meldung wichtiger kennzah-
len, welche seit 2 Jahren von den Versicherungs-
unternehmen jeweils bis ende Januar zu erfolgen 
hat, um budgetzahlen erweitern. zusätzlich wird 
in ähnlichem umfang eine vierteljährliche be-
richterstattung eingeführt, welche jeweils aggre-
gierte zahlen für die abgelaufenen Quartale des 

a u F s i C h t

55



laufenden Jahres und des Vorjahres und aktuali-
sierte schätzungen für das Jahresende enthält. 

die Fma wird im Jahre 2008 die systematischen 
Vor-ort-kontrollen bei Versicherungsunterneh-
men weiter intensivieren. zusätzlich ist geplant, 
mit managementgesprächen bei Versicherungs-
unternehmen zu beginnen. 

die im Jahre 2007 begonnenen Vorarbeiten für 
eine risikobasierte aufsicht werden im Jahre 2008 
abgeschlossen. zusätzlich wird der geforderte 
mindestinhalt des revisionsberichtes wesentlich 
erweitert, indem im detail vorgegeben wird, wel-
che Punkte und Themenkreise künftig zu prüfen 
und zu kommentieren sind. ebenso wird der Prüf-
umfang und der Prüfbericht des verantwortlichen 
aktuars vorgegeben.

die Fma wird im Jahre 2008 die Projektplanung 
zur umsetzung von solvency ii in angriff neh-
men und mit der umsetzung im 2. halbjahr 2008 
beginnen.

1.3.2 Versicherungsvermittler 
1.3.2.1 Vermittleraufsicht
am 1. Juli 2007 ist die übergangsfrist für die 
einreichung der bewilligungsgesuche nach Ver-
sicherungsvermittlungsgesetz (VersVermG) ab-
gelaufen. alle Versicherungsvermittler, die zum 
zeitpunkt des inkrafttretens des VersVermG am 
1. Juli 2006 die Versicherungsvermittlungstätig-
keit bereits ausgeübt haben, mussten das bewil-
ligungsgesuch bis spätestens 1. Juli 2007 bei der 
Fma einreichen. der Fma wurden daher kurz 
vor dem ablaufen dieser übergangsfrist zahlreiche 
bewilligungsgesuche eingereicht, welche von der 
Fma im berichtsjahr geprüft werden mussten.

1.3.2.2 bewilligungen
ende 2007 gab es insgesamt 35 bewilligte und 
registrierte Versicherungsvermittler. davon sind  
29 als juristische Personen, 3 als einzelunterneh-
men und 3 als natürliche Personen registriert. Von 
den 35 registrierten Vermittlern sind 10 als Versi-
cherungsagenten und 25 als Versicherungsmakler 
tätig.

im berichtsjahr wurden insgesamt 32 Versiche-
rungsvermittler (26 juristische Personen, 3 ein-
zelunternehmen, 3 natürliche Personen) neu be-
willigt und registriert.

1.3.2.3 meldewesen
Versicherungsvermittler haben der Fma umge-
hend alle änderungen der im bewilligungsgesuch 
enthaltenen angaben zu melden (art. 19 abs. 2  
VersVermG). im berichtsjahr 2007 erfolgten  
5 änderungen von bewilligungen, wobei in  
2 Fällen neue arbeitnehmer einer juristischen 
Person bewilligt und registriert wurden; in 1 Fall 
wurde die bewilligung auf die rückversiche-
rungsvermittlung und in 1 weiteren Fall auf die 
Vermittlung von weiteren Versicherungszweigen 
ausgedehnt.

1.3.2.4 Grenzüberschreitende tätigkeit
Versicherungsvermittler mit einer bewilligung der 
Fma können grenzüberschreitend im gesamten 
ewr-raum im rahmen des freien dienstleis-
tungsverkehrs sowie über eine niederlassung tätig 
sein. zudem können die in den anderen Vertrags-
staaten des ewr-abkommens bewilligten Versi-
cherungsvermittler im rahmen des freien dienst-
leistungsverkehrs oder über eine niederlassung in 
Liechtenstein ihre tätigkeit ausüben. aufgrund 
der erweiterung des direktversicherungsabkom-
mens zwischen Liechtenstein und der schweiz 
auf die Versicherungsvermittler, welches ab dem 
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1. Juli 2007 vorläufig angewendet wird, gilt das 
Vorstehende auch im Verhältnis zur schweiz.  
14 Versicherungsvermittler haben sich im be-
richtsjahr zur grenzüberschreitenden tätigkeit im 
ewr bzw. in der schweiz notifiziert.

1.3.2.5 aufsichtspraxis
im berichtsjahr mussten keine massnahmen ge-
mäss VersVermG zur herstellung des ordnungs-
gemässen zustandes mittels Verfügung angeord-
net werden. 

1.3.2.6 missbrauchsbekämpfung
die aufnahme und ausübung der tätigkeit  
als Versicherungsvermittler ist gemäss art. 9  
des Versicherungsvermittlungsgesetzes bewilli-
gungspflichtig. unter missbrauchsbekämpfung 
in diesem zusammenhang ist die Verfolgung von 
tätigkeiten zu verstehen, die ohne erforderliche 
bewilligung gemäss Versicherungsvermittlungs-
gesetz erbracht werden. 

bei einem Fall, in welchem die Fma im Jahr 2006 
wegen begründeten Verdachts der ausübung ei-
ner bewilligungspflichtigen tätigkeit strafanzeige 
bei der staatsanwaltschaft erhoben hat, wurde 
zwischenzeitlich diversionell erledigt.

in 9 Fällen hat die Fma geprüft, ob Personen oder 
Gesellschaften die Versicherungsvermittlungstä-
tigkeit ohne entsprechende bewilligung betreiben 
bzw. betrieben haben. die Prüfung wurde in den 
meisten Fällen aufgrund der zweckbestimmung 
im Gewerbeschein bzw. im Öffentlichkeitsregister 
vorgenommen. 6 Fälle konnten im berichtsjahr 
ohne weitere massnahmen abgeschlossen werden, 
3 Fälle sind noch pendent.

die Fma ist gemäss art. 24 des Versicherungsver-
mittlungsgesetzes beschwerdestelle bei beschwer-

den von Versicherungsnehmern und anderen 
betroffenen, insbesondere Verbraucherschutz-
verbänden, über Versicherungsvermittler. im be-
richtsjahr sind keine beschwerden bei der Fma 
eingegangen.

1.3.2.7 operative schwerpunkte 2007
im berichtsjahr lag der operative schwerpunkt 
bei der Prüfung von bewilligungsgesuchen, wel-
che vor ablauf der übergangsfrist am 1. Juli 2007 
eingereicht wurden. auch ende 2007 wurden 
weitere neue bewilligungsgesuche eingereicht.

zudem wurde ende 2007 in zusammenarbeit 
mit dem Verband Liechtensteinischer Versiche-
rungsmakler ein berichterstattungsformular für 
Versicherungsvermittler geschaffen, welches an-
fang 2008 finalisiert wird.

1.3.2.8 ausblick 2008
ein operativer schwerpunkt im Jahr 2008 wird 
erneut die bearbeitung der zahlreichen bewilli-
gungsgesuche gemäss VersVermG sein, welche im 
berichtsjahr aufgrund des grossen aufkommens 
noch nicht abgeschlossen werden konnten.
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die registrierten Versicherungsvermittler werden 
im Jahr 2008 erstmals zur jährlichen berichterstat-
tung aufgefordert. damit wird eine prudenzielle 
aufsicht über die registrierten Versicherungsver-
mittler aufgebaut. das berichterstattungsformu-
lar ist von den Versicherungsvermittlern bis zum 
31. märz 2008 der Fma einzureichen. mit der 
jährlichen berichterstattung soll zum einen ge-
prüft werden, ob die bewilligungsvoraussetzun-
gen laufend erfüllt sind, zum anderen sollen spe-
zifische marktdaten von den Vermittlern erhoben 
werden.

im herbst 2008 wird die Fma zudem basierend 
auf den ergebnissen der berichterstattung die 
ersten Vor-ort-kontrollen bei Versicherungsver-
mittlern durchführen.

zur aufrechterhaltung der erforderlichen berufli-
chen Qualifikation haben sich Versicherungsver-
mittler und ihre arbeitnehmer laufend und ange-
messen weiterzubilden. die Fma wird daher im 
Jahr 2008 in zusammenarbeit mit der hochschu-
le Liechtenstein ein aus- und weiterbildungskon-
zept für Versicherungsvermittler erarbeiten.

1.4 Vorsorgeaufsicht

1.4.1 Vorsorgeeinrichtungen
1.4.1.1 Pensionskassenstandort Liechtenstein 
der liechtensteinische Pensionskassenstandort 
(betriebliche Personalvorsorge, sog. 2. säule) 
umfasste ende 2007 insgesamt 36 (Vorjahr: 39) 
Vorsorgeeinrichtungen. davon sind 11 als sam-
melstiftungen sowie 25 als firmeneigene Vorsor-
geeinrichtungen tätig. in dieser zahl enthalten 
ist die Pensionsversicherung für das staatsperso-
nal, welche jedoch nicht der aufsicht der Fma 
untersteht. das reine Leistungsprimat wird von 
4 Vorsorgeeinrichtungen verwendet, die meisten 
bevorzugen jedoch das beitragsprimat für das 
alterssparen und das Leistungsprimat für risi-
koleistungen. im Verlauf des Jahres 2007 wurden  
2 sammelstiftungen und 1 firmeneigene Vorsor-
geeinrichtung liquidiert bzw. aus der aufsicht ent-
lassen. 1 sammelstiftung wurde im berichtsjahr 
in 1 Pensionsfonds umgewandelt. bei 7 sammel-
stiftungen ist die stifterfirma ein schweizerisches 
Lebensversicherungsunternehmen.

die folgenden angaben beinhalten, im Gegen-
satz zum Jahresbericht 2006, auch die daten  
für die Pensionsversicherung für das staatsper-
sonal. im Jahre 2006 (die definitiven angaben 
für 2007 liegen erst im sommer 2008 vor) be-
liefen sich die beiträge der arbeitnehmer auf  
chF 107,1 mio. und die beiträge der arbeitgeber 
auf chF 134,3 mio., total auf chF 263,4 mio. 
(inkl. sonder- bzw. zusatzbeiträge sowie einlagen 
in arbeitgeberbeitragsreserven).
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Grafik 23: Entwicklung der Beiträge 2004 bis 2006 (in Mio. CHF)
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die anzahl der in Liechtenstein nach bPVG 
Versicherten beträgt per 31. dezember 2006  
total 34’539 (Vorjahr 33’548 ). bei den sam-
melstiftungen sind 19’881 Versicherte (57,6 %), 
bei den betriebseigenen Vorsorgeeinrichtun-

gen 11’148 Versicherte (32,3 %) und bei der 
Pensionsversicherung für das staatspersonal  
3’510 Versicherte (10,1 %) angeschlossen. die 
Grafik 24 zeigt die aufteilung dieser Versicherten 
nach rentenbezügern und aktiven Versicherten.

Grafik 24: Aufteilung der Anzahl Versicherten nach Kategorien
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die selbst gehaltenen (nicht an Versicherungsun-
ternehmen weitergegebenen) Vermögensanlagen 
aller Vorsorgeeinrichtungen betrugen per 31. de-
zember 2006 insgesamt chF 2,87 mrd. (Vorjahr 
2,59 mrd.). die aufteilung dieser anlagen auf die 
verschiedenen anlagekategorien ist in Grafik 25 

dargestellt. der Fremdwährungsanteil an diesen 
Vermögensanlagen belief sich auf rund 27 %. die 
gewichtete durchschnittliche Performance der 
selbst gehaltenen Vermögensanlagen betrug im 
Jahre 2006 5,5 %. bei der Pensionskasse für das 
staatspersonal lag dieser wert bei 5,7 %.

Grafik 25: Aufteilung der Vermögensanlagen 2006 nach Anlagekategorien
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Grafik 26: Entwicklung der Bilanzsumme 2004 bis 2006 (in Mrd. CHF)
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die Position «Vorsorgekapital und technische 
rückstellungen» belief sich per 31. dezember 
2006 auf chF 3,07 mrd. (Vorjahr 2,91 mrd.). 
davon entfallen chF 0,85 mrd. auf das Vorsor-
gekapital der sammelstiftungen, chF 1,74 mrd. 
auf das Vorsorgekapital der betriebseigenen Vor-
sorgeeinrichtungen und chF 0,48 mrd. auf das 
Vorsorgekapital der Pensionsversicherung für das 
staatspersonal. die bilanzsumme aller Vorsorge-
einrichtungen betrug im total 2006 chF 3,45 
mrd. (Vorjahr chF 3,24 mrd.).

der deckungsgrad (nettovermögen in Prozent 
von Vorsorgekapital plus technische rückstellun-
gen) beträgt, mit einer ausnahme, bei allen von 
der Fma beaufsichtigten Vorsorgeeinrichtungen 
über 100 %. die für die Verzinsung der Vorsor-
gekapitalien verwendeten sätze bewegten sich bei 
den Vorsorgeeinrichtungen im Jahre 2006 zwi-
schen 1,0 % und 5,0 %.

wie im letzten Jahr wurden die Vorsorgeeinrich-
tungen anfang 2008 aufgefordert, provisorische 
angaben zum Geschäftsjahr 2007 zu liefern. die 
auswertungen der provisorischen angaben haben 
ergeben, dass im Geschäftsjahr 2007, aufgrund 
der geringeren Performance des aktienmarktes, 
eine im Vergleich zum Vorjahr niedrigere rendite 
der Vermögensanlagen erzielt wurde. diese ren-
dite ist jedoch für die deckung der Verzinsung des 
Vorsorgekapitals ausreichend. trotzdem konnten 
ende 2007 alle von der Fma beaufsichtigten 
Vorsorgeeinrichtungen einen deckungsgrad von 
mehr als 100 % ausweisen. allerdings fielen so-
wohl der deckungsgrad als auch die wertschwan-
kungsreserve im Vergleich zum Jahre 2006 auf-
grund der niedrigeren rendite im durchschnitt 
geringer aus. die auswertungen ergaben ausser-
dem, dass sowohl die zinssätze für das Vorsorge-
kapital als auch die rentenumwandlungssätze für 

2007 gegenüber dem Vorjahr konstant geblieben 
sind und auch für das aktuelle Geschäftsjahr 2008 
in gleicher höhe prognostiziert werden.

1.4.1.2 aufnahme und beendigung des  
Geschäftsbetriebs 
im berichtsjahr 2007 wurde keine neue Vorsorge-
einrichtung gegründet bzw. der aufsicht der Fma 
unterstellt. zwei sammelstiftungen von schweize-
rischen Lebensversicherungsunternehmen sowie 
eine firmeneigene Vorsorgeeinrichtung wurden 
im Jahr 2007 liquidiert bzw. aus der aufsicht 
entlassen. zudem wurde eine bisher dem bPVG 
unterstellte Vorsorgeeinrichtung neu dem Pen-
sionsfondsgesetz unterstellt. am 31. dezember 
2007 befanden sich eine sammelstiftung einer 
schweizerischen Lebensversicherungsgesellschaft 
sowie zwei firmeneigene Vorsorgeeinrichtungen 
– alle aufgrund freiwilliger Geschäftsaufgabe – in 
Liquidation. zudem erfolgte im Jahr 2007 eine 
Fusion von zwei sammelstiftungen.

1.4.1.3 Prüfwesen 
ordentliche Prüfungen 
die Vorsorgeeinrichtungen haben jährlich bis spä-
testens 30. Juni bericht über ihre Geschäftstätig-
keit im Vorjahr an die Fma zu erstatten (art. 23 
bPVG und art. 34 bPVV). die Fma hat deshalb 
wiederum alle im Jahre 2006 tätigen Vorsorgeein-
richtungen zur einreichung der berichterstattung 
über das Geschäftsjahr 2006 (einschliesslich Vor-
jahreszahlen) gemäss Vorlage aufgefordert. drei 
der grössten liechtensteinischen arbeitgeber ha-
ben den sitz der Vorsorgeeinrichtung in der be-
nachbarten schweiz und unterstehen damit der 
schweizerischen aufsicht. dennoch erfolgt in 
diesen Fällen in absprache mit der zuständigen 
schweizer behörde auch eine berichterstattung an 
die Fma. das Prüfergebnis wird zwischen beiden 
aufsichtsbehörden abgestimmt.
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die revisionsberichte enthielten bei fünf (Vor-
jahr: drei) firmeneigenen Vorsorgeeinrichtungen 
einen Vorbehalt bzw. eine ein schränkung. diese 
betrafen: Verletzungen der anlagebegrenzungs-
richtlinien in 2 Fällen, fehlende bestätigung des 
Pensionsversicherungs-experten, Forderung ge-
genüber der konkursiten stifterfirma, beitrags-
ausstände. die ersten 3 einschränkungen stellten 
jedoch keine gravierenden Probleme dar. Von den 
letzten beiden Fällen wurde der eine im novem-
ber 2007 bereinigt und der andere in der zwi-
schenzeit wesentlich entschärft.

die Fma hat die eingereichten unterlagen ei-
ner eingehenden Prüfung unterzogen, die daten 
plausibilisiert und die einhaltung der gesetzlichen 
und reglementarischen bestimmungen über-
wacht. das ergebnis der Prüfrunde 2007 kann 
wie folgt zusammengefasst werden:
–  in den meisten Fällen erfolgte die berichterstat-

tung termingerecht. eine Verbesserung gegen-
über dem Vorjahr war deutlich erkennbar.

–  die eingereichten berichterstattungsunterla-
gen über das Geschäftsjahr 2006 waren in den 
meisten Fällen plausibel. allerdings mussten in 
vielen Fällen die Vorsorgeeinrichtungen zu for-
mellen korrekturen bzw. ergänzungen im be-
richterstattungsformular aufgefordert werden. 

–  während im Vorjahr noch eine Vorsorgeein-
richtung eine unterdeckung aufwies, zeigte im 
berichtsjahr 2007 keine von der Fma beauf-
sichtigte Vorsorgeeinrichtung mehr einen unge-
nügenden deckungsgrad. 

die Fma schloss die Prüfrunde für das Geschäfts-
jahr 2006 im november 2007 ab.

ausserordentliche Prüfungen
im Jahre 2007 wurde eine Vor-ort-kontrolle bei 
einer sammelstiftung durchgeführt. dabei legte 
man das schwergewicht auf die Prüfung der or-
ganisation /Verwaltung, Geschäftsführung, Ver-
mögensanlage und Finanzierung.

1.4.1.4 meldewesen 
Prüfung von statuten und reglementen
insgesamt haben 7 Vorsorgeeinrichtungen ihre 
rechtsgrundlagen der Fma zur Prüfung vorge-
legt. dabei handelte es sich um die änderung  
von 2 statuten bzw. stiftungsurkunden, 3 Vor-
sorgereglementen, 4 teilliquidationsreglementen,  
5 anlagereglementen, 1 organisationsreglement, 
2 Vorsorgeplänen, 1 rückstellungsreglement,  
1 Funktionsdiagramm sowie 1 Versicherungs-
vertrag. darüber hinaus wurden im Jahr 2007 
viele rechtsgrundlagen, welche ende 2006 von 
den Vorsorgeeinrichtungen aufgrund des auf den  
1. Januar 2006 revidierten bPVG eingereicht 
wurden, geprüft.

Freizügigkeitskonti
die Freizügigkeitsleistung, also das Guthaben des 
arbeitnehmers beim austritt aus einer Vorsorge-
einrichtung, muss an die Vorsorgeeinrichtung des 
neuen arbeitgebers überwiesen werden. Falls dies 
nicht möglich ist, ist die Freizügigkeitsleistung als 
einlage für eine Freizügigkeitspolice bei einem 
Versicherungsunternehmen zu verwenden oder 
auf ein Freizügigkeitskonto bei einer liechtenstei-
nischen bank einzuzahlen. 

die liechtensteinischen banken, welche solche 
Freizügigkeitskonti führen, haben der Fma ge-
mäss art. 30 abs. 6 bPVV statistische angaben 
zu diesen konti zu liefern.
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im berichtsjahr 2007 haben 3 banken Freizügig-
keitskonti geführt. Per 31. dezember 2007 gab 
es insgesamt 3’697 (2006: 3’036) solcher konti 
mit einem verwalteten kapital von chF 111,5 
mio. (2006: chF 92,9 mio.). die durchschnitt-
liche höhe der Freizügigkeitsleistung belief sich 

auf chF 30’166 (2006: chF 30’614), die durch-
schnittliche bestandesdauer eines kontos auf 
1’586 tage (2006: 1’550 tage). insgesamt gab 
es im Jahre 2007 total 1’089 zugänge von sperr-
konti (2006: 668) und 428 abgänge (2006: 328). 
die Verzinsung lag zwischen 1,75 % und 2,00 %.

Grafik 27: Freizügigkeitskonti: Total verwaltetes Kapital 2002 bis 2007 (in Mio. CHF)
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anschlusskontrolle 
wird der sogenannte anschlussvertrag zwischen 
der Vorsorgeeinrichtung und dem arbeitgeber 
aufgelöst, so hat die Vorsorgeeinrichtung der Fma 
bis spätestens 30 tage nach auflösung des an-
schlussvertrages meldung zu erstatten. die Fma 
prüft sodann, ob der arbeitgeber auch weiterhin 
versicherungspflichtige arbeitnehmer beschäftigt, 
und gegebenenfalls, welcher neuen Vorsorgeein-
richtung er sich wieder angeschlossen hat.

im Jahr 2007 führte die Fma 74 solcher an-
schlusskontrollen durch. in einem Fall musste die 

Fma einen zwangsanschluss eines arbeitgebers 
an eine sammelstiftung verfügen. zudem wurde 
in diesem Fall eine strafanzeige bei der staatsan-
waltschaft erhoben.

1.4.1.5 barauszahlung der Freizügigkeitsleistung / 
selbständigkeitsbestätigungen 
eine barauszahlung der Freizügigkeitsleistung ist 
nur in ganz bestimmten, im Gesetz abschliessend 
aufgezählten Fällen möglich (art. 12 abs. 3 und 
4 bPVG). zudem kann die Freizügigkeitsleistung 
auf Verlangen des Versicherten vorzeitig ausbe-
zahlt werden, wenn er eine volle invalidenrente 
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bezieht und das invaliditätsrisiko nicht bereits 
durch eine Freizügigkeitspolice zusätzlich ver-
sichert wird (art. 9 abs. 3 bPVV). schliesslich 
wird die Freizügigkeitsleistung ausbezahlt, wenn 
der Versicherte (früh-)pensioniert wird (art. 8 
abs. 1 und 2 bPVG).

die Fma ist zuständig für die bearbeitung der 
barauszahlungsanträge gemäss bPVG. die Fma 
prüft sodann, ob eine der vorgenannten Vor-
aussetzungen erfüllt und eine auszahlung somit 
möglich ist. zudem stellt die Fma bestätigungen 
für selbständigerwerbende aus, die im sinne des 
bPVG nicht obligatorisch versicherungspflichtig 
sind (art. 3 abs. 3 bst. c bPVG). 

die Fma hat im Jahr 2007 insgesamt 97 (Vor-
jahr: 76) anträge behandelt, wovon das Guthaben 
in 71 (Vorjahr: 55) Fällen freigegeben und in 26 
(Vorjahr: 21) Fällen die auszahlung nicht freige-
geben wurde.

die anträge verteilen sich auf die verschiedenen 
barauszahlungsgründe wie folgt: 27 anträge we-
gen aufnahme einer selbständigen erwerbstä-
tigkeit (davon abgelehnt: 9), 53 anträge wegen 
Verlassen des wirtschaftsraumes Liechtenstein /
schweiz (davon abgelehnt: 13), 8 anträge, weil 
die Freizügigkeitsleistung weniger als einen Jah-
resbeitrag des Versicherten beträgt (davon abge-
lehnt: 3), 2 anträge wegen bezug einer vollen 
iV-rente (davon abgelehnt: 1), 7 anträge wegen 
frühzeitiger Pensionierung (davon abgelehnt: 0). 
aufgeteilt auf die nationalität der antragsteller 
ergibt sich folgendes bild: 13 antragsteller wa-
ren Liechtensteiner, 39 Österreicher, 4 schweizer,  
5 deutsche, 23 spanier, 5 von anderen ewr-
staaten und die restlichen 8 von staaten ausser-
halb des ewr bzw. der schweiz.

Gesamthaft entschied die Fma über Freizügig-
keitsguthaben in der höhe von chF 5,48 mio.

die entscheide der Fma können bei der Fma-
beschwerdekommission angefochten werden. 
dies war im Jahre 2007 zweimal der Fall. die eine 
beschwerde wurde abgelehnt, während die zweite 
gutgeheissen wurde. 

1.4.1.6 missbrauchsbekämpfung 
die Fma ist zuständig für die entgegennahme 
von beschwerden im bereich der aufsicht über 
die Vorsorgeeinrichtungen. im Jahr 2007 wurden 
5 (Vorjahr: 6) beschwerden eingereicht. dabei 
wurde in 4 Fällen die einhaltung des Gesetzesob-
ligatoriums bzw. die einhaltung der bPVG-Versi-
cherungspflicht bei den jeweiligen arbeitgebern 
überprüft; in einem weiteren Fall wurde die kor-
rekte durchführung des bPVG durch eine Vor-
sorgeeinrichtung geprüft. eine beschwerde war 
per 31. dezember 2007 noch pendent.
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in insgesamt 8 (Vorjahr: 2) Fällen erfolgte gestützt 
auf art. 25 abs. 1 bPVG eine sachverhaltsmit-
teilung an die staatsanwaltschaft. in allen Fällen 
wurde die bPVG-Versicherung nicht bzw. nicht 
ordnungsgemäss vom verantwortlichen arbeitge-
ber durchgeführt. 

1.4.1.7 operative schwerpunkte 2007 
umsetzung bPVG-revision
aufgrund der bPVG-revision auf den 1. Janu-
ar 2006 mussten alle Vorsorgeeinrichtungen ihre 
rechtsgrundlagen (statuten, reglemente) auf 
anpassungsbedarf prüfen und die revidierten un-
terlagen der Fma zur Prüfung einreichen. die 
unterlagen wurden von den meisten Vorsorgeein-
richtungen ende 2006 eingereicht und mussten 
damit im berichtsjahr durch die Fma geprüft 
werden.

in zusammenarbeit mit der ahV wurde im be-
richtsjahr das Verfahren zur systematischen an-
schlusskontrolle gemäss bPVG festgelegt. im 
rahmen dieser kontrolle prüft die ahV ab Janu-
ar 2008, ob sämtliche arbeitgeber ihre versiche-
rungspflichtigen arbeitnehmer einer Vorsorge-
einrichtung angeschlossen haben. der inhalt und 
der ablauf wurde in der Fma-richtlinie 2008 / 1 
überprüfung der anschlusspflicht gemäss Gesetz 
über die betriebliche Personalvorsorge geregelt, 
welche per 1. Januar 2008 in kraft getreten ist.

aufgrund des auf den 1. Januar 2006 revidierten 
bPVG, mit welchem eine gesetzliche Verpflich-
tung zur aus- und weiterbildung der stiftungsräte 
eingeführt wurde, hat die Fma in zusammenar-
beit mit der hochschule Liechtenstein ende 2007 
begonnen, ein aus- und weiterbildungsangebot 
für stiftungsräte zu institutionalisieren. die ar-
beiten zur Festlegung des ausbildungskonzeptes 
werden 2008 abgeschlossen.

1.4.1.8 ausblick 2008 
im Jahre 2008 wird die anzahl der tätigen Vorsor-
geeinrichtungen voraussichtlich weiter abnehmen. 
die sich in Liquidation befindlichen Vorsorgeein-
richtungen werden sich 2008 vom liechtensteini-
schen Vorsorgemarkt zurückziehen. 

die Fma wird im Jahre 2008 weitere Vor-ort-
kontrollen und erstmals managementgespräche 
bei Vorsorgeeinrichtungen vornehmen.

die im Jahre 2007 begonnenen Vorarbeiten für die 
implementierung einer risikobasierten aufsicht 
werden im Jahre 2008 weitergeführt. zusätzlich 
wird der geforderte Prüfumfang der revision er-
weitert, indem im detail vorgegeben wird, welche 
Punkte und Themenkreise künftig zu prüfen und 
zu kommentieren sind. 

im Jahre 2008 wird erstmals eine unterjährige 
berichterstattung eingeführt. dadurch soll die 
Fma einen aktuellen überblick über die finan-
zielle Lage der Vorsorgeeinrichtungen erhalten 
und damit die möglichkeit haben, bei Problemen 
frühzeitig eingreifen zu können. die Fma wird 
den inhalt der unterjährigen berichterstattung in 
einer wegleitung definieren.

1.4.2 Pensionsfonds
1.4.2.1 Pensionsfondsstandort Liechtenstein 
am 17. Januar 2007 sind das Gesetz vom  
24. november 2006 betreffend die aufsicht über 
einrichtungen der betrieblichen altersversorgung 
(Pensionsfondsgesetz, PFG; LGbl. 2007 nr. 11) 
sowie die entsprechende Verordnung in kraft ge-
treten.

das PFG dient der umsetzung der richtlinie 
2003/41/eG des europäischen Parlaments und 
des rates vom 3. Juni 2003 über die tätigkeiten 
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und die beaufsichtigung von einrichtungen der 
betrieblichen altersversorgung (Pensionsfonds-
richtlinie). dem PFG unterliegen einrichtun-
gen, die in Liechtenstein oder von Liechtenstein 
aus die betriebliche altersversorgung betreiben. 
das PFG regelt die aufnahme und ausübung der 
tätigkeit solcher einrichtungen und bezweckt 
insbesondere den schutz der Versorgungsanwär-
ter und Leistungsempfänger sowie des Vertrau-
ens in das liechtensteinische Versicherungs- und  
Finanzwesen. 

1.4.2.2 bewilligungen zum Geschäftsbetrieb
Gesellschaften sowie Vorsorgeeinrichtungen, wel-
che neu unter den anwendungsbereich des PFG 
fallen, mussten der Fma ein Gesuch zur bewilli-
gung der Geschäftstätigkeit zusammen mit einem 
Geschäftsplan einreichen (art. 7 PFG). die über-
gangsfrist zur einreichung eines solchen bewilli-
gungsgesuchs ist am 18. Januar 2008 abgelaufen 
(übergangsfrist gemäss art. 53 PFG). 

die erste bewilligung nach PFG wurde am  
6. Februar 2007 erteilt. dabei handelt es sich um 
einen Pensionsfonds eines deutschen Lebensversi-
cherungsunternehmens. am 18. dezember 2007 
wurde die zweite bewilligung nach PFG an eine 
sammelstiftung, welche bisher dem bPVG unter-
stellt war, jedoch ausschliesslich sogenannte expa-
triates versichert, erteilt. 

1.4.2.3 änderungen von bewilligungen
es erfolgten bisher keine änderungen von bewil-
ligungen, zu welchen die Fma ihre zustimmung 
erteilen musste.

1.4.2.4 Grenzüberschreitender  
dienstleistungsverkehr
in Liechtenstein bewilligte Pensionsfonds können 
auch von unternehmen mit sitz in einem ande-
ren Vertragsstaat des ewr-abkommens getragen 
werden, d. h. trägerunternehmen aus anderen Ver-
tragsstaaten des ewr-abkommens akzeptieren 
und damit grenzüberschreitend tätig sein. eine 
inländische einrichtung, die ein trägerunterneh-
men mit sitz in einem anderen Vertragsstaat des 
ewr-abkommens akzeptieren will, hat hierfür die 
vorherige Genehmigung der Fma einzuholen. die 
aufnahme der tätigkeit ist erst nach entsprechen-
der notifikation durch die Fma an die tätigkeits-
landaufsichtsbehörde zulässig. die jeweils gelten-
den arbeits- und sozialrechtlichen bestimmungen 

Liechtensteinische Vorsorgeeinrichtungen, welche 
bisher ausschliesslich die freiwillige betriebliche 
Personalvorsorge für nicht in Liechtenstein ahV-
pflichtige arbeitnehmer durchführten oder grenz-
überschreitend im ausland tätig sind, fallen neu 
unter den anwendungsbereich des PFG und sind 
daher diesen gesetzlichen bestimmungen zu unter-
stellen. alsdann haben liechtensteinische arbeitge-
ber die wahlmöglichkeit, die rein freiwillige betrieb-
liche altersversorgung ihrer arbeitnehmer entweder 
nach den bestimmungen des Gesetzes über die be-
triebliche Personalvorsorge (bPVG) oder in Form 
eines Pensionsfonds nach den neuen bestimmungen 
des Pensionsfondsgesetzes durchzuführen. Gemäss 
der Verordnung zum Gesetz über die betriebliche 
Personalvorsorge (bPVV) gelten das bPVG und 
das bPVV einzig für Personen, die bei der liechten-
steinischen alters- und hinterlassenenversicherung 
(ahV) versichert sind (art. 1 bPVV). die obligato-
rische betriebliche Personalvorsorge muss weiterhin 
im rahmen des bPVG durchgeführt werden.
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des tätigkeitslandes über die ausgestaltung der 
altersversorgungssysteme sind vom liechtensteini-
schen Pensionsfonds dabei zu beachten.

ein liechtensteinischer Pensionsfonds ist derzeit in 
deutschland grenzüberschreitend tätig. der zweite 
liechtensteinische Pensionsfonds ist derzeit über-
wiegend in drittstaaten ausserhalb des ewr tätig.

die Fma hat im berichtsjahr keine notifikatio-
nen von ausländischen aufsichtsbehörden erhal-
ten, wonach ein Pensionsfonds mit sitz in einem 
anderen Vertragsstaat des ewr-abkommens in 
Liechtenstein grenzüberschreitend tätig ist.

1.4.2.5 meldewesen
die bewilligten Pensionsfonds müssen der Fma 
änderungen im genehmigten Geschäftsplan vor-
legen. solche änderungen sind im berichtsjahr 
keine erfolgt.

1.4.2.6 operative schwerpunkte 2007
im zusammenhang mit dem inkrafttreten des Pen-
sionsfondsgesetzes per 17. Januar 2007 mussten di-
verse Vorbereitungsarbeiten zur Gewährleistung des 
Vollzuges getroffen werden, insbesondere die schaf-
fung von Formularen und wegleitungen betreffend 
die einreichung von bewilligungsgesuchen. 

ein weiterer schwerpunkt war die bearbeitung 
der bereits im berichtsjahr eingelangten bewilli-
gungsgesuche sowie die implementierung des no-
tifikationsverfahrens zum grenzüberschreitenden 
dienstleistungsverkehr.

1.4.2.7 ausblick 2008
der Fma wurden noch im dezember 2007 zwei 
neue bewilligungsgesuche eingereicht, welche vor-
aussichtlich im 1. halbjahr 2008 bewilligt werden. 
diverse anfragen betreffend Gründung eines Pen-

sionsfonds in Liechtenstein wurden an die Fma 
gerichtet, sodass mit dem eingang von weiteren be-
willigungsgesuchen im Jahr 2008 gerechnet werden 
kann. 

die operativen schwerpunkte des bereiches Versiche-
rungs- und Vorsorgeaufsicht werden im tätigkeits-
feld der Pensionsfondsaufsicht zudem im wesent-
lichen in der weiteren umsetzung und im Vollzug 
des neuen Pensionsfondsgesetzes sein. insbesondere 
wird im Jahre 2008 die berichterstattung der Pensi-
onsfonds an die Fma aufgebaut werden, welche in 
einer wegleitung konkretisiert werden wird.

zudem wird die Fma die arbeits- und sozialver-
sicherungsrechtlichen bestimmungen festlegen, 
welche ein Pensionsfonds mit sitz in einem ande-
ren Vertragsstaat des ewr einzuhalten hat, wel-
cher grenzüberschreitend in Liechtenstein tätig 
werden will.

1.5 Aufsicht Andere Finanzintermediäre 

1.5.1 Einleitung 
der bereich aufsicht andere Finanzintermediäre 
(aFi) nimmt die sorgfaltspflichtrechtliche auf-
sicht über die anderen Finanzintermediäre sowie 
Prüfungs- und berufszulassungen betreffend die 
am Finanzmarkt teilnehmenden Freien berufe 
wahr. Vor diesem hintergrund vollzieht der be-
reich aFi folgende Gesetze und die dazu erlasse-
nen durchführungsverordnungen:
–  Gesetz über die beruflichen sorgfaltspflichten 

bei Finanzgeschäften (sPG)
–  Gesetz über die treuhänder (trhG)
–  Gesetz über die wirtschaftsprüfer und  

revisionsgesellschaften (wPrG)
–  Gesetz über die rechtsanwälte (raG)
–  Gesetz über die Patentanwälte (PaG)
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1.5.2 Prüfungszulassungen – Bewilligungen /
Berufszulassungen
Prüfungszulassungen
im Jahr 2007 erhielt der bereich aufsicht aFi 
insgesamt 35 Gesuche auf zulassung zu den ver-
schiedenen zulassungs- und eignungsprüfungen. 
in 33 Fällen konnte der jeweilige Gesuchsteller 
zur Prüfung zugelassen werden. ein Gesuch wur-
de zurückgezogen (raG) und ein Gesuch musste 
abgelehnt (trhG) werden.

22 der insgesamt 33 kandidaten (66 %) konn-
ten die von ihnen absolvierte Prüfung mit erfolg 
abschliessen. im Vorjahr waren dies 14 von 25 
(56 %). 

die nachfolgende tabelle gibt eine übersicht 
über die Prüfungszulassungen und -ergebnisse 
der Jahre 2006 und 2007 sowie über die jeweilige 
Veränderung nach berufsgruppen. 

Tabelle 11: Prüfungszulassungen und -ergebnisse (Anzahl)

Berufsgruppen Prüfungen 2006 Prüfungen 2007
Änderungen

+ / –

Zul. abl. best. Zul. abl. best. Zul. abl. best.

rechtsanwälte 12 0 8 15 1) 0 11 + 3 0 + 3

treuhänder 11 1 6 11 1 7 0 0 + 1

Patentanwälte 0 0 0 0 0 0 0 0 0

wirtschaftsprüfer 2 0 0 7 2) 0 4 + 5 0 + 4

Total 25 1 14 33 1 22 + 8 0 + 8

zulassung, ablehnung, bestanden 1) davon 4 eignungsprüfungen  2) davon 3 eignungsprüfungen

bewilligungen/berufszulassungen
im Jahr 2007 erteilte der bereich aufsicht aFi 
51 bewilligungen, mit welchen natürliche oder 
juristische Personen zur ausübung eines am  
Finanzmarkt teilnehmenden Freien berufes zuge-
lassen wurden. in 37 Fällen wurden auf antrag 
hin änderungen einer bereits bestehenden bewil-
ligung vorgenommen. am häufigsten waren dies 
änderung der Firma und wechsel des verantwort-
lichen Geschäftsführers. darüber hinaus wurden  
56 Löschungen von bewilligungen vorgenom-
men. die durchschnittliche dauer für die ertei-
lung einer bewilligung bzw. abänderung einer 
bewilligung durch ausstellung einer ordentlichen 
Verfügung betrug ca. drei wochen. bei einfacher 

mitteilung ohne begründung aufgrund einer Ver-
zichtserklärung des antragstellers auf ausstellung 
einer ordentlichen Verfügung betrug die dauer  
ca. acht tage. die bereits im Vorjahr, nach einfüh-
rung des vereinfachten bewilligungsverfahrens, 
festgestellte reduktion des zeitaufwandes (in der 
regel um 50 %) bestätigte sich im berichtsjahr 
wiederum und ermöglichte dem bereich aufsicht 
aFi eine raschere reaktion auf die bedürfnisse 
des marktes.

rechtsanwälte
das raG sah im Gegensatz zu den übrigen freien 
berufen das tätigwerden in Form einer juristi-
schen Person als einzige ausnahme bisher nicht 
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vor. die gemeinschaftliche ausübung der rechts-
anwaltstätigkeit war im raG lediglich in Form 
einer einfachen Gesellschaft oder kollektivgesell-
schaft möglich. mit der abänderung des raG am 
27. Juli 2007 ist es nunmehr auch den rechtsan-
wälten möglich, sich mit anderen rechtsanwäl-
ten zur gemeinschaftlichen berufsausübung in 
Form einer juristischen Person zu organisieren. 
es stehen neben der bisherigen möglichkeit des 
zusammenschlusses mittels einer einfachen Ge-
sellschaft oder kollektivgesellschaft zusätzlich 
die rechtsformen der aktiengesellschaft und 
der Gesellschaft mit beschränkter haftung zur 
Verfügung. zurückzuführen ist die Gesetze s-
änderung insbesondere auf ein ergangenes urteil 
des staatsgerichtshofes vom 3. Juli 2006 (stGh 
2006 / 5), in dem er zwar die beschränkung von 
rechtsanwaltssozietäten auf einfache Gesellschaf-
ten und kollektivgesellschaften als zulässig und 
verhältnismässig erachtete, gleichzeitig aber auch 
feststellte, dass geänderte realien durchaus für 
eine anpassung der entsprechenden regelung 
sprechen können. Für Letztere sprachen die inter-
nationalen entwicklungen in diesem bereich und 
die hiermit korrelierende wettbewerbsfähigkeit 

und sicherung eines äquivalenten marktauftritts 
liechtensteinischer rechtsanwälte. Vorteile einer 
rechtsanwaltsgesellschaft, z. b. in Form einer 
aG, sind insbesondere die begrenzte haftung auf 
das Gesellschaftsvermögen, die erleichterte nach-
folgeregelung sowie Vorteile in versicherungstech-
nischer und steuerrechtlicher hinsicht. hinzu 
kommt, dass es sich bei der aG um eine zeitge-
mässe und moderne organisationsform handelt, 
die international bekannt und transparent ist. so 
wurden nach Gesetzesanpassung bis ende 2007 
bereits fünf bestehende Gesellschaften in akti-
engesellschaften geändert, während noch keine 
neugründung verzeichnet wurde.

der endbestand an Personen mit einer bewilli-
gung nach dem raG beträgt per 31. dezember 
2007 306 Personen. seit 2003 ist ein stetiger an-
stieg bei rechtsanwälten (ausübung als natürliche 
Person) und eintragungsfähigen rechtsanwälten 
festzustellen, welcher sich auch im berichtsjahr 
bestätigte. bei den konzipienten war im Vergleich 
zum Vorjahr ein rückgang zu verzeichnen.

Grafik 28:  Entwicklung der in den Listen nach dem Rechtsanwaltsgesetz eingetragenen  

Personen (Anzahl)
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Tabelle 12: Bewilligungen / Berufszulassungen nach dem Rechtsanwaltsgesetz (Anzahl)

Aufsichtsrechtliche Tätigkeiten gemäss RAG 2005 2006 2007

erteilung 26 31 29

abänderung 22 20 16

ablehnung 1 – –

entzug – – –

löschung 14 17 24

treuhänder
wie im Vorjahr war im Jahr 2007 ein weiterer 
rückgang der bewilligten treuhandgesellschaften 
durch zahlreiche umwandlungen in Vermögens-
verwaltungsgesellschaften aufgrund des inkrafttre-
tens des VVG per 1. Januar 2006 festzustellen. die 
anzahl der treuhänder (ausübung als natürliche 
Person), der eingeschränkten treuhänder sowie 

der eingeschränkten treuhandgesellschaften hin-
gegen blieb in etwa konstant. der endbestand an 
Personen mit einer bewilligung nach dem trhG 
beträgt per 31. dezember 2007 389 Personen. 
bewilligungsabänderungen gab es insbesondere 
aufgrund diverser wechsel von Geschäftsführern 
sowie änderungen der Firma. 

Grafik 29: Entwicklung der bewilligten Personen nach dem Treuhändergesetz (Anzahl)
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Tabelle 13: Aufsichtsrechtliche Tätigkeiten gemäss TrHG

Aufsichtsrechtliche Tätigkeiten gemäss TrHG 2005 2006 2007

erteilung 34 15 16

abänderung 5 9 19

ablehnung – – –

entzug – 1 1

löschung 5 32 26
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Patentanwälte 
der bestand der nach dem PaG bewilligten na-
türlichen Personen war auch im Jahr 2007 rück-
läufig. es waren drei Löschungen zu verzeichnen. 

die anzahl Patentanwaltsgesellschaften blieb auf 
dem stand des Vorjahres. der endbestand an Per-
sonen mit einer bewilligung nach dem PaG be-
trägt per 31. dezember 2007 14 Personen.

Grafik 30: Entwicklung der bewilligten Personen nach dem Patentanwaltsgesetz (Anzahl)
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Tabelle 14: Aufsichtsrechtliche Tätigkeiten gemäss Patentanwaltsgesetz (Anzahl)

Aufsichtsrechtliche Tätigkeiten gemäss PAG 2005 2006 2007

erteilung 1 – –

abänderung – – 1

ablehnung – – –

entzug – – –

löschung – 1 3

wirtschaftsprüfer und revisionsgesellschaften
bei den bewilligten Personen nach dem wPrG 
ist im berichtsjahr hinsichtlich der liechtenstei-
nischen revisionsgesellschaften weiterhin ein 
rückläufiger trend zu beobachten. die anzahl der 
revisionsgesellschaften im freien dienstleistungs-
verkehr ist hingegen im Vergleich zum Vorjahr 
gleichbleibend. auch die anzahl der wirtschafts-
prüfer blieb in etwa konstant. dagegen ist seit 
dem Jahr 2005 ein konstanter anstieg der wirt-
schaftsprüfer im freien dienstleistungsverkehr zu 
beobachten.
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der endbestand an Personen mit einer bewilligung nach dem wPrG beträgt per 31. dezember 2007 
72 Personen.

Grafik 31: Entwicklung der bewilligten Personen nach dem Wirtschaftsprüfergesetz (Anzahl)
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Tabelle 15: Aufsichtsrechtliche Tätigkeiten gemäss Wirtschaftsprüfergesetz (Anzahl)

Aufsichtsrechtliche Tätigkeiten gemäss WPRG 2005 2006 2007

erteilung 10 2 6

abänderung 1 3 1

ablehnung 1 – –

entzug – – 1

löschung 6 2 3

1.5.3 Aufsicht gemäss SPG
der bereich aufsicht aFi hat im Jahr 2007 ver-
mehrt ordentliche sorgfaltspflichtprüfungen be-
gleitet und in sorgfaltspflichtrechtlicher hinsicht 
angezeigte ausserordentliche sorgfaltspflichtprü-
fungen selbst durchgeführt. hintergrund für diese 
verstärkte Präsenz des bereiches aufsicht aFi auf 
dem Finanzplatz ist einerseits eine dahingehende 
empfehlung des internationalen währungsfonds 
(iwF) anlässlich des vom 20. märz bis 4. april 
2007 stattgefundenen zweiten assessments des 
iwF. andererseits verspricht sich der bereich auf-
sicht aFi vom direkten austausch mit den sorg-
faltspflichtigen eine Qualitätssteigerung bei der 
praktischen anwendung des liechtensteinischen 
sorgfaltspflichtrechts. 
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ordentliche sorgfaltspflichtkontrollen

Tabelle 16: Sorgfaltspflichtige AFIs per 31. Dezember 2006 (Anzahl)

Sorgfaltspflichtige AFIs per 31. Dezember 2005 2006

rechtsanwälte 134 143

rechtsagenten 5 5

treuhänder 421 403

wirtschaftsprüfer 72 73

Personen mit einer bestätigung gemäss art. 180a Pgr 461 495

wechselstuben 1 2

immobilienhändler 16 18

händler mit wertvollen gütern 17 37

sonstige sorgfaltspflichtige 21 28

Total 1’148 1’204

da sorgfaltspflichtkontrollen bei den aFis 
grundsätzlich in einer Periodizität von drei Jah-
ren vorgenommen werden, wählte der bereich 
aufsicht aFi aus dem bestand der vorstehend 
dargestellten tabelle die natürlichen und juris-
tischen Personen aus, bei denen entweder noch 
nie 8) oder zuletzt im Jahr 2004 oder vorher eine 
sorgfaltspflichtkontrolle durchgeführt worden 
war. in diese auswahl fielen im Jahr 2007 ca.  
333 natürliche und juristische Personen. im wei-
teren auswahlverfahren wurde ermittelt, ob der 
betreffende sorgfaltspflichtige in der zeit seit der 
letzten sorgfaltspflichtkontrolle bzw. für den Fall, 
dass bei ihm noch nie eine sorgfaltspflichtkontrolle 
durchgeführt worden ist, im vergangenen Prüf-
jahr 2006 berufsmässig Finanzgeschäfte ausgeübt 

hatte. dies traf auf 156 natürliche und juristische 
Personen zu. davon waren 24 rechtsanwälte,  
1 rechtsagent, 77 treuhänder, 3 wirtschaftsprü-
fer, 87 Personen mit einer bestätigung gemäss 
art. 180a PGr, 9 sonstige sorgfaltspflichtige be-
troffen (inkl. doppelzählungen).

diese 156 ermittelten aFis wurden sodann in  
48 Gruppen zusammengefasst. Jede Gruppe wurde 
einem wirtschaftsprüfer bzw. einer revisionsge-
sellschaft zugeteilt. alsdann wurde im märz 2007 
jeder betroffene aFi über die Prüfung informiert. 
Gleichzeitig wurden den betreffenden wirt-
schaftsprüfern bzw. revisionsgesellschaften die 
Prüfungsaufträge schriftlich erteilt. die kontrol-
len fanden vorwiegend zwischen mai und august 

8)  es gibt zwei mögliche Gründe, warum ein aFi noch nie geprüft wurde. er kann entweder seine tätigkeit als aFi innerhalb der letzten 
sechs monate vor der letzten kontrolle aufgenommen haben, sodass er bei dieser noch nicht berücksichtigt wurde, oder aber er ist 
bei vorgängigen Prüfungen deswegen nie berücksichtigt worden, weil er jeweils glaubhaft gemacht hat, im relevanten zeitraum keine 
Finanzgeschäfte getätigt zu haben. 
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statt. dabei wurde je nach Grösse des Finanzin-
termediärs eine stichprobe aus den Geschäftsbe-
ziehungen gezogen, welche auf einhaltung sämt-
licher formeller und materieller anforderungen 
gemäss sorgfaltspflichtgesetz geprüft wurden. bis 
ende des Jahres 2007 gingen sämtliche kontroll-
berichte beim bereich aufsicht aFi ein und wur-
den ausgewertet. alle geprüften aFis wurden im 
rahmen eines Feedbackschreibens über das Ge-
samtresultat der kontrolle informiert. 

die durchführung der sorgfaltspflichtkontrollen 
hinsichtlich der dem sPG unterstellten händler 
mit wertvollen Gütern und immobilienmakler 
wurde davon abhängig gemacht, ob sie zwischen 
dem 1. Januar 2006 und dem 31. dezember 2006 
Finanzgeschäfte oder den Finanzgeschäften gleich-
gestellte handelsgeschäfte getätigt haben. wurde 
dies bejaht, führte der bereich aufsicht aFi an-
hand des Jahresberichts des jeweiligen sorgfalts-
pflichtigen grundsätzlich selbst die ordentliche 
sorgfaltspflichtkontrolle durch. im Jahr 2007 
wurden vom bereich aufsicht aFi 55 entspre-
chende kontrollen bei händlern mit wertvollen 
Gütern und immobilienhändlern durchgeführt.

insgesamt kann, wie bereits im Vorjahr, ein positi-
ves Fazit aus der Prüfrunde 2007 gezogen werden. 
der schwerpunkt der Prüfungsrunde 2007 lag er-
neut bei der materiellen kontrolle. im rahmen 
der auswertung sämtlicher kontrollberichte hat 
der bereich aufsicht aFi festgestellt, dass insbe-
sondere in folgenden bereichen Qualitätssteige-
rungen betreffend die einhaltung bzw. umset-
zung der sorgfaltspflichten zu erwähnen sind:

–  Vollständigkeit und aktualität der Profile der 
Geschäftsbeziehungen sowie steigerung der 
aussagekraft hinsichtlich des wirtschaftlichen 
hintergrundes und herkunft sowie dem Ver-
wendungszweck der eingebrachten Vermögens-
werte;

–  Plausibilisierung von transaktionen, welche 
vom Profil der Geschäftsbeziehung bzw. von 
den in den internen weisungen festgehaltenen 
risikokriterien abweichen;

–  einsatz von geeigneten hilfsmitteln im zusam-
menhang mit der überwachung von Geschäfts-
beziehungen (transaktionskontrolle) bzw. der 
PeP-erkennung;

–  bildung von risikokategorien («risikopositi-
onen») durch unterteilung der Geschäftsbe-
ziehungen in unterschiedlich risikogeneigte 
kategorien und definition der adäquaten risi-
kokriterien je kategorie.

eine Vielzahl der kontrollberichte enthielt 
empfehlungen des sorgfaltspflichtprüfers an 
den sorgfaltspflichtigen zur bereinigung der 
oben dargestellten sorgfaltspflichtrechtlichen 
schwachstellen, welche nicht die Qualität von 
beanstandungen oder Verstössen hatten. in  
18 kontrollberichten wurden jedoch beanstan-
dungen betreffend den erwähnten schwachstellen 
festgestellt. es lagen jedoch bei keiner der geprüf-
ten Geschäftsbeziehungen Verdachtsmomente 
hinsichtlich der Verwirklichung eines sorgfalts-
pflichtrechtlichen straftatbestandes (Verstoss) 
nach art. 30 sPG vor.

in 8 Fällen konnten die beanstandungen ohne 
eine nachkontrolle bereinigt werden, in 10 Fäl-
len wurde durch den sorgfaltspflichtprüfer eine 
nachkontrolle angesetzt, um die aufarbeitung 
zu prüfen. eine nachkontrolle wird insbesondere 
dann angeordnet, wenn beim sorgfaltspflichtigen 
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im rahmen der ordentlichen Prüfung beanstan-
dungen anzubringen sind und Verstösse fest-
gestellt werden, welche sich nicht während der 
Vor-ort-kontrolle bereinigen lassen. zu diesem 
zweck setzt der sorgfaltspflichtprüfer eine Frist 
an, innerhalb derer der sorgfaltspflichtige die 
mängel zu beseitigen hat. nach ablauf der nach-
frist überprüft der wirtschaftsprüfer von sich aus, 
ohne weiteren auftrag des bereiches aufsicht aFi, 
die bereinigung der beanstandungen und Verstös-
se durch den sorgfaltspflichtigen und informiert 
den bereich aufsicht aFi unverzüglich schriftlich 
über das ergebnis der Prüfung. 

ausserordentliche sorgfaltspflichtkontrollen
im berichtsjahr 2007 wurden in drei Fällen aus-
serordentliche sorgfaltspflichtkontrollen vor ort 
durch den bereich aufsicht aFi durchgeführt. 
auslöser hierfür waren in zwei Fällen zweifel an 
der Gewährleistung einer ordentlichen Geschäfts-
tätigkeit und einwandfreien Geschäftsführung in 
sorgfaltspflichtrechtlicher hinsicht. in einem Fall 
konnte der sorgfaltspflichtrechtlich geforderte 
mindeststandard wieder hergestellt werden, im 
anderen Fall dauert die aufarbeitung unter be-
aufsichtigung des bereiches aufsicht aFi noch an. 
im dritten Fall, auf den der bereich aufsicht aFi 
im rahmen des Pressemonitorings aufmerksam 
wurde, galt es mittels ausserordentlicher Vor-ort-
kontrolle festzustellen, ob der sorgfaltspflichtige 
in seinen Geschäftsbeziehungen, gegenüber wel-
chen die Presseberichte den Verdacht auf Geld-
wäscherei äusserten, sämtliche sorgfaltspflichten 
eingehalten hatte. der bereich aufsicht aFi sah 
sich aufgrund des kontrollergebnisses nicht zu 
einer meldung an die staatsanwaltschaft veran-
lasst.

1.5.4 Aufsichtspraxis
insgesamt erliess der bereich aufsicht aFi  
89 förmliche Verfügungen, welche Prüfungs- oder 
berufszulassungen oder sorgfaltspflichtrechtliche 
sachverhalte mit bezug zu aFis betrafen. Ge-
gen eine dieser Verfügungen wurde beschwerde 
erhoben, welche von der Fma-beschwerdekom-
mission jedoch wegen eines Formfehlers zurück-
gewiesen wurde. eine beschwerde aus dem Jahre 
2005, welche den wechsel des verantwortlichen 
Geschäftsführers einer revisionsgesellschaft be-
trifft (vgl. nachstehend), ist noch hängig. 

aufsichtsrechtliche massnahmen
zur Prüfung der einhaltung des gesetzlichen er-
fordernisses der Freien berufe, insbesondere im 
hinblick auf den kundenschutz, vor ausübung 
der entsprechenden tätigkeiten eine haftpflicht-
versicherung abzuschliessen, forderte der bereich 
aufsicht aFi im märz 2007 sämtliche in Liech-
tenstein bewilligten und tätigen rechtsanwälte, 
treuhänder, wirtschaftsprüfer und Patentanwälte 
auf, einen aktuellen nachweis über das bestehen 
einer berufshaftpflichtversicherung zu erbrin-
gen. ein zusätzliches augenmerk wurde dabei 
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insbesondere auf die durchschnittliche höhe der 
haftpflichtversicherung sowie den selbstbehalt 
gelegt.

mitteilungen an die Fiu / anzeigen an die  
staatsanwaltschaft (sta) 
im berichtsjahr 2007 mussten keine mitteilun-
gen nach art. 16 abs. 1 sPG an die Fiu erstat-
tet werden. hingegen musste durch den bereich 
aufsicht aFi in zwei Fällen eine anzeige sowie in 
einem dritten Fall eine sachverhaltsdarstellung an 
die strafverfolgungsbehörden erstattet werden.

der eine Fall wurde dem bereich aufsicht aFi 
seitens eines Finanzmarktteilnehmers zur kennt-
nis gebracht. dabei handelte es sich um eine Ge-
sellschaft, welche unter einem liechtensteinischen 
domainnamen auf ihrer homepage unter ande-
rem für dienstleistungen in den bereichen treu-
hand, Vermögensverwaltung, wirtschaftsprüfung 
sowie steuer- und rechtsberatung warb, ohne 
dafür über die entsprechenden spezialgesetzlichen 
bewilligungen seitens des bereiches aufsicht aFi 
zu verfügen. Vor diesem hintergrund erstatte-
te der bereich aufsicht aFi eine anzeige an die 
staatsanwaltschaft wegen des Verdachts der Ver-
wirklichung von straftatbeständen im sinne di-
verser Finanzmarktgesetze (trhG, wPrG, VVG 
und raG). der Fall ist bei der sta pendent.

auf den anderen Fall wurde der bereich auf-
sicht aFi im rahmen der ordentlichen sorgfalts-
pflichtkontrolle aufmerksam. die im auftrag des 
bereiches aufsicht aFi durchgeführte sorgfalts-
pflichtkontrolle im Jahre 2006 führte zutage, 
dass bei diesem Finanzintermediär diverse sorg-
faltspflichtverletzungen vorlagen. auch die durch 
die revisionsgesellschaft angeordnete nachkon-
trolle führte diesbezüglich zu keiner wesentlichen 
Verbesserung. der bereich aufsicht aFi sah sich 

vor diesem hintergrund veranlasst, der staatsan-
waltschaft eine anzeige betreffend den Verdacht 
zukommen zu lassen, dass der Finanzintermediär 
den gesetzlichen sorgfaltspflichten i.s.v. art. 30 
abs. 1 sPG vorsätzlich nicht nachgekommen sei. 
der Fall ist ebenfalls bei der sta pendent.

in einem weiteren Fall musste der sta eine sach-
verhaltsdarstellung übermittelt werden. dieser Fall 
betraf einen liechtensteinischen sorgfaltspflichti-
gen, der eine trustee-stellung in einem nach aus-
ländischem recht errichteten trust ausübte. der 
sachverhalt wurde dem bereich aufsicht aFi vom 
vermeintlich geschädigten settlor übermittelt. 
der settlor beschuldigte den sorgfaltspflichtigen 
des Verdachts der untreue. im rahmen ihrer auf-
sichtsrechtlichen abklärungen stellte der bereich 
aufsicht aFi fest, dass der sorgfaltspflichtige über 
keine bewilligung nach dem treuhändergesetz 
verfügt und somit nicht zur geschäftsmässigen 
übernahme von treuhänderschaften befugt ist. 
Vor diesem hintergrund erstattete der bereich 
aufsicht aFi eine sachverhaltsdarstellung an die 
staatsanwaltschaft, wo der Fall noch hängig ist.
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Fma-mitteilungen
auf initiative des bereichs aufsicht aFi wurde im 
Jahr 2007 folgende Fma-mitteilung erlassen:

–   FMA-Mitteilung Nr. 1/2007 vom 13. März 
2007 betreffend Taliban-Verordnung: De-
listing, Befriedigung existenzieller Grund-
bedürfnisse und ungewisse Zuordnung von 
gelisteten Namen zu konkreten Personen

     im rahmen der umsetzung von resolutionen 
des sicherheitsrates der Vereinten nationen 
betreffend massnahmen zur bekämpfung des 
terrorismus hat die regierung am 10. oktober 
2000, gestützt auf das Gesetz über massnahmen 
im wirtschaftsverkehr mit fremden staaten 
(wirtschaftsmassnahmegesetz), die sogenannte 
taliban-Verordnung erlassen, in deren anhang 
2 eine Liste von Personen und organisationen 
aufgeführt ist, welche in Verbindung mit ter-
rorismus gebracht werden. nach art. 3 der ta-
liban-Verordnung sind u. a. sämtliche Gelder 
und Vermögenswerte, die sich im eigentum 
oder unter der kontrolle der natürlichen und 
juristischen Personen, Gruppen und organi-
sationen gemäss der in anhang 2 der Verord-
nung geführten Liste befinden, zu sperren. da 
es sich bei der sperrung von Vermögenswerten 
um äusserst gravierende massnahmen handelt, 
bezweckt die Fma-mitteilung nr. 1/ 2007, 
wie bei der sperrung von Vermögenswerten im 
zusammenhang mit der bekämpfung der ter-
rorismusfinanzierung vorzugehen ist, wenn: 

    –  eine Person auf der Liste gemäss anhang 2 
der taliban-Verordnung aufgeführt, aber der 
meinung ist, dass die nennung und damit 
auch die sperrung von Geldern und wirt-
schaftlichen ressourcen ungerechtfertigt er-
folgte; 

    –  einer Person Gelder oder wirtschaftliche res-
sourcen gesperrt wurden und damit existen-
zielle Grundbedürfnisse nicht mehr erfüllt 
werden können; oder 

    –  unklare angaben zu Personen vorliegen, die 
auf der in anhang 2 der taliban-Verordnung 
enthaltenen Liste geführt werden bzw. sofern 
zweifel über eine klare identifizierung gege-
ben sind. 

Verfügungen von besonderem interesse
–   Kommt ein Sorgfaltspflichtiger der Auffor-

derung zur Beseitigung von Beanstandungen 
trotz Ermahnung des Sorgfaltspflichtprüfers 
nicht nach, kann der Bereich Aufsicht AFI 
Massnahmen nach Art. 28, 30 und 31 SPG 
ergreifen.

     im auftrag des bereiches aufsicht aFi führte 
eine revisionsgesellschaft im Jahre 2006 eine 
sorgfaltspflichtkontrolle bei einem Finanzin-
termediär durch. im kontrollbericht wurden 
diverse Verletzungen von sorgfaltspflichten 
festgestellt, weshalb die revisionsgesellschaft 
eine nachkontrolle ansetzte. im rahmen der 
nachkontrolle wurde festgestellt, dass einige 
beanstandungen zwischenzeitlich zwar berei-
nigt werden konnten, andere hingegen noch 
fortbestanden. nach ansicht der revisions-
gesellschaft war nicht damit zu rechnen, dass 
weitere massnahmen der revisionsgesellschaft 
dazu führen würden, dass der Finanzinterme-
diär die notwendigen schritte ergreifen wür-
de, um die noch offenen beanstandungen zu 
beseitigen. Vor diesem hintergrund sah sich 
der bereich aufsicht aFi veranlasst, der sta 
eine anzeige betreffend den Verdacht, dass 
der Finanzintermediär den gesetzlichen sorg-
faltspflichten nicht vollumfänglich nachge-
kommen sei, zukommen zu lassen. bezüglich 
weiterer, weiterhin offener beanstandungen, 
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welche nicht unter den katalog von art. 30 
abs. 1 sPG subsumiert werden konnten, er-
liess der bereich aufsicht aFi eine Verfügung, 
mit der an eine bussenandrohung geknüpften 
aufforderung, den rechtmässigen zustand her-
zustellen (art. 31 abs. 1 bst. b sPG). darüber 
hinaus sprach der bereich aufsicht aFi eine 
aufsichtsmassnahme i.s.v. art. 28 abs. 1 bst. d 
sPG aus, die es dem Finanzintermediär verbot, 
neue Geschäftsbeziehungen einzugehen, bis der 
rechtmässige zustand hergestellt sei. um den 
Fortschritt bezüglich der aufarbeitung der of-
fenen Pendenzen zu überprüfen, fand eine Vor-
ort-kontrolle durch den bereich aufsicht aFi 
statt. zudem wird der bereich aufsicht aFi im 
rahmen einer regelmässigen berichterstattung 
über die aufarbeitung der offenen Pendenzen 
informiert. der abschluss der aufarbeitung ist 
noch pendent.

–   Wechsel des verantwortlichen Geschäftsfüh-
rers einer Revisionsgesellschaft

     eine liechtensteinische revisionsgesellschaft 
beantragte den wechsel des verantwortlichen 
Geschäftsführers gemäss art. 21 abs. 1 bst. c 
wPrG. der bereich aufsicht aFi lehnte den 
antrag im Jahr 2006 ab, da der neu vorgesehe-
ne Geschäftsführer weder im besitz einer für 
Geschäftsführer von revisionsgesellschaften 
erforderlichen wirtschaftsprüferbewilligung 
i.s.v. art. 1 wPrG war, noch eine solche – auf 
basis des damaligen standes der erkenntnisse –  
hätte erlangen können, da er weder das staats-
bürgerrecht eines ewr-staates noch den 
wohnsitz in Liechtenstein oder einem anderen 
ewr-staat besass. selbst bei auslegung der be-
stimmungen im Lichte des hier massgeblichen 
staatsvertragsrechts, namentlich der Vaduzer 
konvention und der besonderen regeln des 
bilateralen Protokolls zwischen Liechtenstein 

und der schweiz, konnte der bereich aufsicht 
aFi zu keiner anderen entscheidung gelangen, 
da diese nur Freizügigkeitsrechte für natürliche 
Personen beinhalten, nicht aber für juristische 
Personen, sodass an den anforderungen an Ge-
schäftsführer für juristische Personen festzuhal-
ten ist. eine generelle Gegenrechtsregelung ba-
sierend auf der bestehenden rechtslage in der 
schweiz war ebenfalls zu verneinen. 

     Gegen diese Verfügung wurde beschwerde er-
hoben, welche von der Fma-beschwerdekom-
mission abgewiesen wurde. die antragsteller 
erhoben gegen diesen beschluss beschwerde an 
den Verwaltungsgerichtshof, welche mit urteil 
vom 1. Juni 2006 abgewiesen wurde. Gegen 
dieses urteil wurde individualbeschwerde an 
den staatsgerichtshof erhoben. ein entscheid 
wurde seitens des staatsgerichtshofes bis zum 
heutigen zeitpunkt noch nicht getroffen.

1.5.5 Missbrauchsbekämpfung 
insgesamt wurden im berichtszeitraum 2007  
30 Fälle aufgrund von Verdachtsmomenten einer 
näheren Prüfung unterzogen. in weiteren 11 Fällen 
konnte der Verdacht aufgrund kontaktaufnahme 
mit den jeweiligen betroffenen im Vorfeld ausge-
räumt werden. schwerpunkte der missbrauchsbe-
kämpfung lagen insbesondere in der bekämpfung 
der missbräuchlichen Verwendung von Firmen, un-
zulässiger werbung sowie unerlaubter tätigkeiten 
mangels entsprechend notwendiger bewilligung. 
Grösstenteils wurden die mängel durch die betrof-
fenen Personen umgehend behoben. insbesondere 
wurden zweckeinträge bereinigt sowie Firmenauf-
tritte und -werbungen aus dem internet genommen 
oder entsprechend der aufforderung des bereichs 
aufsicht aFi korrigiert. in einem Fall wurde durch 
den bereich aufsicht aFi mittels Vor-ort-kont-
rollen geprüft, ob die Voraussetzungen für die be-
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willigung einer treuhandgesellschaft nach wie vor 
gegeben seien. konkret galt es durch den bereich 
aufsicht aFi abzuklären, ob die treuhandgesell-
schaft nach wie vor über einen hauptberuflichen 
Geschäftsführer verfügt, der seiner damit einherge-
henden kontroll- und überwachungspflicht auch 
tatsächlich und verantwortlich nachkommt. in ei-
nem Fall musste im zusammenhang mit der elekt-
ronischen anpreisung von bewilligungspflichtigen 
Finanzdienstleistungen im world-wide-web eine 
anzeige an die staatsanwaltschaft gemacht werden. 
in einem anderen Fall erfolgte im zusammenhang 
mit einer bewilligungspflichtigen trustee-stellung 
eine sachverhaltsdarstellung an die staatsanwalt-
schaft, weil der sorgfaltspflichtige nicht über die 
entsprechende bewilligung seitens des bereiches 
aufsicht aFi verfügte.

Generell kann festgestellt werden, dass sich die 
missbrauchsfälle insbesondere im internet bezüg-
lich Firmenauftritten und -werbungen häufen und 
vermehrt einen internationalen bezug aufweisen.

1.5.6 Projekte 2007
der bereich aufsicht aFi hat sich im Jahr 2007 
mit folgenden Projekten befasst:

–   Rechtsanwaltsgesellschaften
     seit der Gesetzesänderung im Jahr 2007 ist es 

nunmehr auch den rechtsanwälten möglich, 
sich zur gemeinschaftlichen berufsausübung 
in Form einer juristischen Person zu organisie-
ren. der bereich aufsicht aFi hatte vor diesem 
hintergrund neben vermehrter beratungstä-
tigkeit der marktteilnehmer insbesondere die 
internen Prozesse zu überprüfen und dem ge-
änderten zulassungsregime anzupassen. 

–   Überarbeitung Missbrauchsbekämpfungs-
konzept

     aufgrund des anstiegs der missbrauchsfälle 
sowie der entwicklungen hinsichtlich miss-
brauchspotenzial und -anfälligkeit in bezug auf 
das internet bedurfte es einer überarbeitung 
des bisherigen missbrauchsbekämpfungskon-
zeptes sowie einer neuausrichtung des diesbe-
züglichen ressourceneinsatzes. aufgrund der 
bereichsübergreifend festgestellten änderungen 
und Probleme wurden die internen Prozesse 
aktualisiert und bereichsübergreifend standar-
disiert. im weiteren wurden adäquate hilfs-
mittel erarbeitet, welche bei nationalen sowie 
internationalen Fällen eine optimale nutzung 
vorhandener synergien zwecks steigerung der 
effizienz und effektivität der missbrauchsbe-
kämpfung ermöglichen sollen.

um missbräuchlichen aktivitäten präventiv zu 
begegnen, verstärkte der bereich aufsicht aFi die 
zusammenarbeit mit den zuständigen behörden 
hinsichtlich eintragungen im Öffentlichkeitsre-
gister sowie ersuchen von Gewerbebewilligungen, 
um schon vorgängig mögliche Verstösse gegen die 
spezialgesetze betreffend zweck- und Firmenein-
tragungen zu verhindern. 
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–   Wirtschaftsprüfer-Schulung
     die Liechtensteinische wirtschaftsprüferver-

einigung (wPV) organisiert alljährlich eine  
wirtschaftsprüferschulung (sP-weiterbildung),  
welche als unternehmensexterne aus- und wei-
terbildungsveranstaltung im sinne des sorg-
faltspflichtrechts gilt. der bereich aufsicht aFi 
erachtet diese Veranstaltung als äusserst wichtig 
und stellt vor diesem hintergrund regelmässig 
referenten zur Verfügung. 

     im Jahr 2007 wurden die referenten für die 
sP-weiterbildung einzig vom bereich auf-
sicht aFi gestellt. dies vor dem hintergrund, 
dass die per 1. Januar 2007 in kraft getretene 
Fma-richtlinie 2006/2 betreffend sorgfalts-
pflichtkontrollen durch beauftragte sorgfalts-
pflichtprüfer sowie der dazugehörige neue 
muster-kontrollbericht den wirtschaftsprü-
fern und revisionsgesellschaften eingehend 
vorgestellt werden sollte. neben einem kurzen 
rückblick auf die sorgfaltspflichtkontrollrunde 
2006 stellte dies denn auch den hauptpunkt 
der Veranstaltung dar.

–  Vermehrte Begleitung vor Ort
     im Jahr 2007 begleitete der bereich aufsicht aFi 

in verstärktem masse die wirtschaftsprüfer bei 
Vor-ort-kontrollen. ziel hierbei war insbeson-
dere, den dialog mit den wirtschaftsprüfern 
als verlängerten arm der sorgfaltspflichtauf-
sicht der Fma zu intensivieren und deren Vor-
gehensweise bei sorgfaltspflichtprüfungen in 
der Praxis wahrzunehmen. dadurch konnten 
Veränderungen, bedürfnisse und herausfor-
derungen im markt rascher erfasst und darauf 
reagiert werden. im weiteren soll hierbei eine 
für alle sorgfaltspflichtigen einheitliche über-
prüfung der sorgfaltspflichten gewährleistet 
werden. 

1.5.7 Ausblick 2008
Für den bereich aufsicht aFi zeichnen sich fol-
gende Projekte für das Jahr 2008 ab:

–   Verstärkte Aufsicht gemäss SPG
     der bereich aufsicht aFi beabsichtigt, den 

bereits im Jahr 2007 eingeschlagenen weg der 
verstärkten aufsicht, mittels begleiteter oder 
eigenständiger Vor-ort-kontrollen, weiterzu-
führen und auszubauen. des weiteren sollen 
basierend auf den eingereichten kontrollbe-
richten vermehrt Feedbackgespräche mit den 
beauftragten sorgfaltspflichtprüfern stattfin-
den. die erfahrungen im Jahr 2007 haben ge-
zeigt, dass Gespräche mit den sorgfaltspflichti-
gen bzw. den sorgfaltspflichtprüfern erheblich 
zur Qualitätssteigerung in sorgfaltspflichtrecht-
lichen belangen beitragen.

–   Begleitung diverser Regulierungsvorhaben 
durch den Bereich Aufsicht AFI

     wie nachstehend unter der rubrik regulierung 
erläutert, begleitet der bereich aufsicht aFi die 
umsetzungen der berufsqualifikationsrichtli-
nie, der abschlussprüferrichtlinie, der dienst-
leistungsrichtlinie, der dritten Geldwäscherei-
richtlinie samt der PeP-richtlinie sowie der 
Verordnung über den grenzüberschreitenden 
zahlungsverkehr. aufgrund der Vielzahl an 
regulierungsvorhaben und deren implikati-
onen auf die vorhandenen ressourcen sowie 
internen Prozesse sind neue aufsichtspflichten 
und -prozesse, internetregister, reportingtools 
und/oder andere aufsichtsrechtliche regulie-
rungsanforderungen frühzeitig zu erfassen und 
in der weiteren begleitung der Projekte zu be-
rücksichtigen.
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–   Projekt IMI (Internal Market Information 
System)

     das Projekt imi wurde ins Leben gerufen, um 
die zusammenarbeit der ewr-mitgliedstaa-
ten bei der umsetzung der zahlreichen bin-
nenmarktvorschriften zu erleichtern. Probleme 
bestehen insbesondere in den unterschiedli-
chen Verwaltungsabläufen, strukturen und 
sprachen sowie fehlenden vereinbarten Verfah-
rensweisen und festen ansprechpartnern. die-
sen Problemen soll mit dem internal market 
information system bzw. binnenmarktinfor-
mationssystem (kurz «imi») entgegengewirkt 
werden. dabei handelt es sich um ein elek-
tronisches system zur unterstützung der Ver-
waltungszusammenarbeit zwischen nationalen 
und regionalen behörden der eu-mitglied-
staaten sowie der ewr- / eFta-staaten im 
sinne einer erleichterung und Vereinfachung 
sowie einer Verbesserung der kommunikati-
on. erste anwendungsgebiete werden zunächst  
die berufsqualifikationsrichtlinie 2005 / 36 /  
eG und später auch die dienstleistungsricht-
linie 2006 / 123 / eG sein, welche ein elektro-
nisches system für den informationsaustausch 

vorsehen. die im Februar 2008 beginnende 
operative Pilotphase umfasst zunächst 4 von 
rund 800 berufsgruppen. dies sind die ärzte, 
apotheker, krankengymnasten / Physiothera-
peuten und steuerberater / wirtschaftsprüfer / 
buchhalter. der bereich aufsicht aFi ist als 
zuständige «Pilotbehörde» für die berufsgrup-
pe steuerberater / wirtschaftsprüfer am Projekt 
beteiligt.
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Wir regulieren unter Beteiligung 
der Betroffenen, in Erfüllung 
internationaler Standards sowie 
unter Berücksichtigung der 
Wettbewerbsfähigkeit des  
Finanzmarktes Liechtenstein.

wir erarbeiten im auftrag der regierung des Landes Liechtenstein Gesetze und Verordnungen.
wir erlassen richtlinien und tragen damit zur rechtssicherheit bei.
wir regulieren nur dort, wo bedarf gegeben ist, und nach dem Grundsatz der Verhältnismässigkeit 
nur so viel wie nötig.
wir überprüfen und bereinigen die bestehende regulierung.
wir regulieren in erfüllung internationaler standards und berücksichtigen dabei die 
wettbewerbsfähigkeit und die besonderheiten des Finanzmarktes Liechtenstein.
wir beteiligen die betroffenen an der regulierung.
wir nutzen chancen durch schnelle realisierung von regulierungsprojekten und fördern  
innovationen aktiv.
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wie auch im Jahr 2006 stellte die regulierungstä-
tigkeit eine wichtige und ressourcenintensive auf-
gabe der Fma dar. die Fma war wiederum stark 
in regulatorische Vorhaben auf nationaler ebene 
eingebunden. hierbei ging es einerseits um die 
Vorbereitung der umsetzung von finanzmarkt-
relevantem ewr-recht in die nationale Gesetz-
gebung, andererseits um die konkretisierung von 
Gesetzes- und Verordnungsbestimmungen im Fi-
nanzmarktbereich durch Fma-regulatorien. 

die regulierungstätigkeit stand im Lichte der 
berücksichtigung der bedürfnisse des Finanzplat-
zes Liechtenstein unter gleichzeitiger beachtung 
internationaler standards. wie bisher wurde das 
ziel verfolgt, für den Finanzplatz Liechtenstein 
wettbewerbsfähige Lösungen zu erarbeiten. auch 
2007 stand die Fma in ständigem und intensivem 
dialog mit den einzelnen interessenverbänden. 

schwerpunkt der regulierungstätigkeit im be-
reich banken- und wertpapieraufsicht bildete im 
berichtsjahr die aufwändige und terminlich ehr-
geizige umsetzung der miFid sowie die in die 
miFid-umsetzung integrierte restumsetzung 
der basel-ii-richtlinien. des weiteren waren 
vereinzelte kleinere umsetzungsprojekte wie die 
teilrevision des e-Geld-Gesetzes an die hand zu 
nehmen und abzuschliessen. im berichtsjahr trat 
zudem das marktmissbrauchsgesetz in kraft.

im bereich Versicherungs- und Vorsorgeaufsicht 
wurden im berichtsjahr 2007 verschiedene regu-
lierungsvorhaben abgeschlossen bzw. vorangetrie-
ben. im Januar 2007 sind das Pensionsfondsgesetz 
(PFG) sowie die Pensionsfondsverordnung (PFV) 
in kraft getreten. zudem wurde im november 
2007 die richtlinie 2002 / 87 / eG über die zu-
sätzliche beaufsichtigung der kreditinstitute, Ver-
sicherungsunternehmen und wertpapierfirmen 

eines Finanzkonglomerats in das nationale recht 
umgesetzt, durch schaffung des Finanzkonglo-
meratsgesetzes (FkG) sowie der entsprechenden 
Verordnung (FkV).  im weiteren wurde mit den 
umsetzungsarbeiten in bezug auf die rückversi-
cherungsrichtlinie 2005 / 68 / eG begonnen. da-
neben wurde die abänderung der Fma-Gebüh-
renverordnung begleitet.

im bereich aufsicht andere Finanzintermediäre 
wurde im berichtsjahr das Vertragsverletzungsver-
fahren der eFta-überwachungsbehörde (esa) 
durch abänderung des raG, trhG, PaG und 
wPrG sowie der Verordnungen über die Prüfun-
gen und eignungsprüfungen für rechtsanwälte, 
treuhänder, Patentanwälte und wirtschaftsprüfer 
abgeschlossen. im weiteren wurden die arbeiten 
zur umsetzung der berufsqualifikationsrichtlinie 
2005 / 36 / eG im raG, trhG und PaG beglei-
tet. ein regulierungsschwerpunkt bildeten die 
Vorarbeiten zur dritten Geldwäschereirichtlinie 
2005 / 60 / eG, der PeP-richtlinie 2006 / 70 / eG 
und der Verordnung (eG) nr. 1781 / 2006 über 
den grenzüberschreitenden zahlungsverkehr, 
welche durch abänderung des sPG und der sPV 
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umgesetzt werden sollen. zudem erfolgten erste 
Vorarbeiten zur umsetzung der abschlussprü-
ferrichtlinie 2006 / 43 / eG und der dienstleis-
tungsrichtlinie 2006 / 123 / eG.

2.1 Banken- und Wertpapieraufsicht

2.1.1 Abgeschlossene regulatorische Vorhaben 
per 31. Dezember 2007
marktmissbrauchsgesetz
am 1. Februar 2007 ist das marktmissbrauchsge-
setz (mG), welches in der Landtagssitzung vom 
24. november 2006 verabschiedet worden war, in 
kraft getreten. 

das mG bezweckt die bekämpfung von insider-
geschäften und marktmanipulationen – beispiele 
von marktmanipulationen sind in art. 1 mV zu 
finden – sowie die sicherstellung der marktinte-
grität. marktmissbräuchliches Verhalten wird seit 
dem inkrafttreten des mG hauptsächlich auf der 
basis des mG bekämpft. in diesem zusammen-
hang gilt es, das augenmerk auch auf die neue 
meldepflicht für Finanzintermediäre zu richten: 
Verdächtigen Finanzintermediäre eine transakti-
on der insidergeschäftsmässigen oder marktma-
nipulativen kontamination, so haben sie diesen 
Verdacht der stabsstelle Fiu zu melden. ebenfalls 
neu ist die Pflicht von mit Führungsaufgaben be-
dachten Personen eines inländischen emittenten, 
ihre Geschäfte mit Finanzinstrumenten des emit-
tenten der Fma zu melden.

die für den Vollzug des mG zuständige auf-
sichtsbehörde ist die Fma. ihr obliegt es, un-
ter Verwendung der ihr im rahmen des mG 
zustehenden befugnisse, insbesondere mit den 
zuständigen ausländischen behörden zwecks be-
kämpfung von insidergeschäften und marktma-

nipulation zusammenzuarbeiten. Gerade wegen 
der stetig wachsenden globalen Vernetzung auch 
bzw. insbesondere innerhalb der Finanzmärkte 
kommt dieser zusammenarbeit eine herausragen-
de stellung zu. entsprechend enthält das mG eine 
detaillierte amtshilferegelung. diese amtshilfe-
regelung ist aufgrund des beschleunigungsgebots 
mit der verfahrensrechtlichen besonderheit aus-
gestattet, dass gegen Verfügungen der Fma nur 
beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof erho-
ben werden kann. 

ausführungserlasse zum marktmissbrauch
die umsetzung der diesbezüglichen europäischen 
Vorschriften erforderte, neben dem erlass des mG, 
die schaffung der marktmissbrauchsverordnung 
(mV), der Finanzanalyse-marktmissbrauchs-
Verordnung (FinmV) sowie der Fma-mitteilung 
1 / 2007 über die auslegung von begriffen der 
FinmV. während die mV einzelne bestimmun-
gen des mG, insbesondere den begriff der markt-
manipulation sowie die zulässigen marktprakti-
ken näher ausführt, befasst sich die FinmV mit 
der regelung einer sachgerechten darbietung von 
anlageempfehlungen.

basel ii
die beiden eu-richtlinien 2006 / 48 / eG und 
2006 / 49 / eG, welche die als «basel ii» bekann-
ten beschlüsse des basler ausschusses für banken-
aufsicht ins europäische recht inkorporieren und 
deshalb auch hier als basel-ii-Vorschriften be-
zeichnet werden, ersetzen die Vorgängerrichtlinien 
2000 / 12 / eG und 93 / 6 / ewG. im Vorfeld der 
umsetzung in nationales recht wurde, aufgrund 
des umfanges und der inhaltlichen komplexität 
der zu ändernden Vorschriften, aber auch um den 
betroffenen möglichst frühzeitig den Gehalt der 
neuen eigenmittel- und risikoverteilvorschriften 
bekannt geben zu können, entschieden, die um-
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setzung in zwei Phasen zu vollziehen. auch sprach 
der umstand, dass die weiteren umzusetzenden 
Vorschriften primär die aufsichtsrechtliche tätig-
keit selbst und nicht die marktteilnehmer direkt 
betrafen, für eine umsetzung in zwei Phasen.
in einer ersten Phase wurde das bankengesetz so 
modifiziert, dass die notwendig gewordene «Ver-
ordnung über die eigenmittel und risikovertei-
lung für banken und wertpapierfirmen (eigen-
mittelverordnung, erV)» über eine ausreichende 
gesetzliche Grundlage verfügt. diese änderungen 
des bankengesetzes sind zusammen mit der erV 
am 1. Januar 2007 in kraft getreten.

in der zweiten Phase von basel ii wurden die 
aufsichtsrechtlichen bestimmungen in nationa-
les recht transformiert. auch diese Vorschriften 
wurden im bankengesetz umgesetzt. sie traten auf 
den 1. Januar 2008 in kraft. neben vereinzelten 
modifikationen der Vorschriften über die bewil-
ligung schlagen sich die basel-ii-bestimmungen 
vor allem in der kompletten neufassung der Vor-
schriften über die konsolidierte aufsicht nieder. 
wesentliche änderungen widerfuhren in diesem 
zusammenhang den bestimmungen über die zu-

ständigkeit, die kooperation und den informati-
onsaustausch sowie über die Finanzholdinggesell-
schaften und gemischten unternehmen.

aufgrund des genannten inkrafttretenszeitpunkts 
sowie der in mehreren bereichen zu verzeichnen-
den konnexität der basel-ii-Vorschriften mit den-
jenigen der miFid (vgl. unten), aber auch weil 
beide richtlinienkomplexe in den bankenrechtli-
chen erlassen (bankengesetz und bankenverord-
nung) umgesetzt wurden, war eine Vereinigung 
und harmonisierung dieser beiden umsetzungen 
unausweichlich geworden. diese beiden umset-
zungen zogen faktisch eine totalrevision des ban-
kengesetzes nach sich.

miFid
die grösste regulatorische herausforderung in 
der berichtsperiode stellte die vollständige und 
zeitgerechte umsetzung sowie inkraftsetzung der 
richtlinie 2004 / 39 / eG des europäischen Parla-
ments und des rates vom 21. april 2004 über 
märkte für Finanzinstrumente, zur änderung der 
richtlinien 85 / 611 / ewG und 93 / 6 / ewG und 
der richtlinie 2000 / 12 / eG des europäischen 
Parlaments und des rates und zur aufhebung der 
richtlinie 93 / 22 / ewG (2. wertpapierdienst-
leistungsrichtlinie; miFid) dar. die herausforde-
rung wurde unter vorbildlicher zusammenarbeit 
mit den marktteilnehmern gemeistert.

die miFid regelt hauptsächlich die erbringung 
von dienstleistungen im rahmen des wertpa-
piergeschäfts. hierzu gehört, neben der entge-
gennahme, der weiterleitung und der ausführung 
von kundenaufträgen, der Vermögensverwaltung, 
dem börslichen und ausserbörslichen handel und 
dem emissionsgeschäft neu auch die anlagebe-
ratung als eigenständige wertpapierdienstleis-
tung. nebst diesen dienstleistungen normiert die 
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miFid in kombination mit den europäischen 
ausführungserlassen auch die in diesem bereich 
relevanten Querschnittsfunktionen, wie beispiels-
weise die organisatorischen (z. b. outsourcing, 
interessenkonfliktsthematik), technischen (z. b. 
Geschäftsmeldungen) und verfahrensrechtlichen 
(z. b. aussergerichtliche schlichtungsstelle, zu-
sammenarbeit mit anderen aufsichtsbehörden) 
aspekte der wertpapierfirma bzw. der wertpa-
pierdienstleistungen sowie die dabei einzuhalten-
den wohlverhaltensregeln. als besonderheit gilt es 
schliesslich, den teilweise ausserordentlich hohen 
detaillierungsgrad der miFid-bestimmungen zu 
erwähnen, welcher bei der umsetzung den hand-
lungsspielraum markant einschränkte. 

rechtlichen erlasse. nebst der bereits erwähnten 
faktischen totalrevision des bankengesetzes er-
fuhr auch die bankenverordnung mannigfaltige 
anpassungen. hervorzuheben gilt es diesbezüg-
lich die neu geschaffenen anhänge 7.1 bis 7.4, 
in welchen der Grossteil der miFid-durchfüh-
rungsrichtlinienbestimmungen ihren nieder-
schlag fanden. des weiteren ist im rahmen der 
umsetzung ein weiterer neuer Finanzintermediär, 
die wertpapierfirma, geschaffen worden.

Fma-regulatorien zur miFid
aufgrund der transformation der miFid-Vorschrif-
ten – wie teilweise auch der basel-ii-bestimmungen 
– sind modifikationen mehrerer Fma-wegleitun-
gen notwendig geworden. diese anpassungen be-
trafen thematisch einerseits die bei der Gründung 
einer bank, wertpapierfirma oder Vermögensver-
waltungsgesellschaft einzureichenden unterlagen, 
die notifikationserfordernisse sowie die anforde-
rungen bei der errichtung einer zweigstelle.

e-Geld-Gesetz 
nachdem die eFta surveillance authority (esa) 
bei ihrer überprüfung der umsetzung der e-Geld-
richtlinie (2000 / 46 / eG) gewisse mängel festge-
stellt hat, galt es die beanstandeten bestimmun-
gen entsprechend anzupassen. es wurden primär 
die kapitalanlagebeschränkungen für e-Geld-
institute, sekundär die Verweise auf die banken-
rechtlichen erlasse, welche sinngemäss auch auf 
e-Geld-institute anwendung finden, korrigiert.

2.1.2 Pendente regulatorische Vorhaben  
per 31. Dezember 2007
transparenzrichtlinie 
mit regierungsbeschluss vom 4. dezember 2007 
wurde der entwurf zum revidierten offenlegungs-
gesetz, welcher der umsetzung der richtlinie 
2004 / 109 / eG des europäischen Parlaments und 

wie die umsetzung von basel ii wurde auch die 
miFid zweigeteilt umgesetzt. in einem ersten 
schritt wurde, allein basierend auf der miFid 
bzw. ohne dass die miFid-durchführungserlasse 
bereits bekannt waren, das Vermögensverwal-
tungsgesetz (VVG) geschaffen. das VVG brachte 
Liechtenstein einen neuen Finanzintermediär und 
kann rund zwei Jahre nach dessen inkrafttreten 
als wahrhafter erfolg bezeichnet werden. bis zum 
31. dezember 2007 wurden insgesamt 90 bewil-
ligungen für Vermögensverwaltungsgesellschaften 
gesprochen.

in einem zweiten schritt galt es, einerseits die 
restlichen miFid-bestimmungen zu transfor-
mieren und andererseits das VVG aufzudatieren. 
die «miFid-restumsetzung» erfolgte, wie oben 
ausgeführt, durch die modifikation der banken-
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des rates vom 15. dezember 2004 zur harmoni-
sierung der transparenzanforderungen in bezug 
auf informationen über emittenten, deren wert-
papiere zum handel an einem geregelten markt 
im ewr zugelassen sind, und zur änderung der 
richtlinie 2001 / 34 / eG (transparenzrichtlinie) 
und deren durchführungsrichtlinie 2007 / 14 / eG 
dient, zur Vernehmlassung gebracht.

die transparenzrichtlinie ist bestandteil des ak-
tionsplans der europäischen kommission für Fi-
nanzdienstleistungen (FsaP) und ergänzt die re-
gulatorischen regimes der ias-Verordnung, der 
marktmissbrauchsrichtlinie, der wertpapierdienst-
leistungsrichtlinie und der Prospektrichtlinie. da-
rüber hinaus beinhaltet die transparenzrichtlinie 
vereinzelte elemente des Gesellschaftsrechts und 
der corporate Governance.

die transparenzrichtlinie aktualisiert einerseits 
das ewr-recht über informationen, die den an-
legern durch die emittenten regelmässig zu über-
mitteln sind und fasst andererseits die regelungen 
über beteiligungsmeldungen der aktionäre neu. 

da der anwendungsbereich des geltenden liech-
tensteinischen offenlegungsgesetzes auf die of-
fenlegung von bedeutenden beteiligungen an im 
ewr börsenkotierten Gesellschaften beschränkt 
ist, bedarf es einer totalrevision des offenle-
gungsgesetzes sowohl in materieller wie auch in 
formeller hinsicht sowie der schaffung einer Ver-
ordnung zum offenlegungsgesetz. aufgrund des 
erweiterten Geltungsbereichs kommt es zu einer 
änderung der bezeichnung des offenlegungs-
gesetzes in «Gesetz über die offenlegungs- und 
transparenzpflichten».

das revidierte offenlegungsgesetz wird voraus-
sichtlich am 1. dezember 2008 in kraft treten.

ucits-durchführungsrichtlinie
die ucits-richtlinie 85 / 611 / ewG, die in 
Liechtenstein durch das iuG sowie die dazuge-
hörige Verordnung umgesetzt wurde, enthält 
im zusammenhang mit den Vermögenswerten, 
die für die investition für gemeinsame anlagen 
in wertpapiere (oGaw; engl. ucits) in Frage 
kommen, verschiedene, teilweise zusammenhän-
gende definitionen, wie zum beispiel der begriffe 
«wertpapiere» und «Geldmarktinstrumente». da 
die anzahl der gehandelten Finanzinstrumen-
te an den Finanzmärkten seit dem erlass der 
ucits-richtlinie 85 / 611 / ewG beträchtlich 
zugenommen hat, kam es innerhalb der eu zu 
unsicherheiten, ob bestimmte arten von Finanz-
instrumenten unter die genannten definitionen 
fallen und ucits in sie investieren dürfen. um 
eine einheitliche auslegung der definitionen 
zu gewährleisten, wurde die durchführungs-
richtlinie 2007 / 16 / eG der kommission vom  
19. märz 2007 zur durchführung der richtlinie 
85 / 611 / ewG des rates zur koordinierung der 
rechts- und Verwaltungsvorschriften betreffend 
bestimmte organismen für gemeinsame anlagen 
in wertpapieren (oGaw) erlassen.

die durchführungsrichtlinie erfordert eine an-
passung der Verordnung zum investmentunter-
nehmensgesetz. die modifikationen werden im 
Jahr 2008 implementiert.

zahlungsdienstrichtlinie (Payment services di-
rective; Psd)
die richtlinie 2007 / 64 / eG des europäischen 
Parlaments und des rates vom 13. novem-
ber 2007 über die zahlungsdienste im binnen-
markt, zur änderung der richtlinien 97 / 7 / eG, 
2002 / 65 / eG, 2005 / 60 / eG und 2006 / 48 / eG 
sowie zur aufhebung der richtlinie 97 / 5 / eG 
gilt es, bis zum 1. november 2009 in nationales 
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recht zu transformieren. die Psd hat zum ziel, 
den ewr-weiten zahlungsdienstbinnenmarkt 
zu harmonisieren. zudem wird mit der Psd ein 
neuer Finanzintermediär, das zahlungsinstitut, 
eingeführt. in groben zügen regelt die Psd auf 
der einen seite die (aufsichts-)rechtlichen aspekte 
des zahlungsinstituts wie auch weiterer zahlungs-
dienstleister und auf der anderen seite die zah-
lungsdienste. sie schreibt dabei vor, wer wen wie 
zu informieren hat, welche rechte und Pflichten 
bei der aufgabe und abwicklung von zahlungs-
aufträgen zu beachten sind sowie verfahrensrecht-
liche aspekte wie die behördliche zusammenar-
beit oder die aussergerichtliche streitbeilegung. 
die umsetzung hat zwar erst auf den 1. novem-
ber 2009 zu erfolgen, angesichts des umfangs der 
Psd sowie der bei der zahlungsdienstausführung 
vorhandenen berührungspunkte zu drittstaaten, 
insbesondere zur schweiz, ist mit der umsetzung 
bereits im Jahr 2008 zu beginnen.

Fma-regulatorien
Für das Jahr 2008 ist der erlass diverser neuer, 
wie auch aufdatierter Fma-regulatorien geplant. 
diese regulatorien (Fma-wegleitungen bzw. 
Fma-mitteilungen) befassen sich mit Themen 
wie dem risikomanagement, der «Öffentlichkeit» 
von werbung, angebot und Vertrieb im Verhält-
nis zum «Private Placement», den zulassungs-
anforderungen bei revisionsstellen sowie den 
Gründungs- und auflösungsbedingungen von 
Verwaltungs- und anlagegesellschaften (selbst- 
oder fremdverwaltet) oder die schaffung und den 
Vertrieb von Fonds und Fondsanteilen.

2.1.3 Amtshilfe
die amtshilfe beinhaltet sowohl einen instituts-
bezogenen als auch einen funktionalen aspekt. 
die institutsbezogene amtshilfe dient dabei vor 
allem der prudenziellen überwachung von Fi-

nanzintermediären. die diesbezüglichen regeln 
finden sich entsprechend in den jeweiligen spe-
zialerlassen. Funktionale aspekte sind hingegen 
insbesondere dann betroffen, wenn mit der amts-
hilfe das marktgeschehen überwacht werden soll. 
diesen teil der amtshilfe regelt hauptsächlich das 
marktmissbrauchsgesetz (mG), in untergeordne-
tem masse aber auch das offenlegungsgesetz so-
wie das übernahmegesetz.

aufgrund der tatsache, dass kunden liechtenstei-
nischer Finanzintermediäre die nachfrage nach 
grenzüberschreitenden Finanzgeschäften stets stei-
gern, ist es für den Finanzplatz Liechtenstein un-
erlässlich, zugang zu den internationalen Finanz-
märkten zu haben. Voraussetzung für den zugang 
zu diesen internationalen märkten ist namentlich 
eine enge zusammenarbeit zwischen den für die 
überwachung solcher märkte bzw. markthand-
lungen zuständigen aufsichtsbehörden. dazu 
gehört im besonderen ein rascher und effizien-
ter austausch aufsichtsrelevanter informationen. 
diese aufsichtsrechtliche zusammenarbeit dient 
jedoch nicht nur aufsichtsrechtlichen interessen, 
sondern stellt einen wesentlichen beitrag für die 
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internationale anerkennung des Finanzplatzes 
Liechtenstein dar und gewährleistet somit die Par-
tizipation liechtensteinischer Finanzintermediäre 
an den internationalen Finanzmärkten.

Funktionale amtshilfe (mG)
die hauptsächlichen regelungen der funktiona-
len amtshilfe finden sich im mG. diesem ent-
sprechend leistet die Fma zur bekämpfung von 
marktmissbrauch (insiderhandel und markt-
manipulation) amtshilfe. diese art der amts-
hilfe beinhaltet vorwiegend den austausch von 
kundenbezogenen informationen. Für die einen 
potenziellen marktmissbrauch untersuchende 
behörde ist es unerlässlich, kundenbezogene da-
ten, wie beispielsweise die identitätsdaten eines 
kunden, eines wirtschaftlich berechtigten oder 
der den konkreten auftrag erteilenden Person 
zu erhalten. nur mit hilfe dieser informationen 
ist es der untersuchenden behörde möglich, eine 
konkrete Verbindung zu einem marktmissbräuch-
lichen Verhalten festzustellen oder zu negieren. 
eine beurteilung derartiger Verbindungen ist 
allein aufgrund von marktdaten nicht möglich. 
den betroffenen Personen steht gegen die über-
mittlung dieser daten an die ausländische behör-
de eine beschwerdemöglichkeit zur Verfügung, so 
dass deren rechtsschutz gewahrt bleibt.

institutsbezogene amtshilfe (bankG, iuG, 
VVG)
die institutsbezogene amtshilfe basiert auf den 
zusammenarbeitsregelungen der jeweiligen insti-
tutsbezogenen spezialgesetze wie dem bankG, dem 
iuG oder dem VVG. alle drei genannten erlasse 
verfügen über umfangreiche bestimmungen über 
die zusammenarbeit mit ausländischen zuständi-
gen behörden. im rahmen der institutsbezogenen 
amtshilfe geht es insbesondere um den austausch 
von informationen über die finanzielle situation, 

die organisation sowie das risikomanagement der 
beaufsichtigten institute. ausserdem erfolgt unter 
diesem titel der informationsaustausch über Ge-
sellschaften, die zwar unbeaufsichtigt sind, aber 
der aufsicht unterstehen müssten. 

amtshilfepraxis der Fma
die amtshilfepraxis der Fma wurde im Jahres-
bericht 2006 (s. 18 ff.) ausführlich erläutert. sie 
hat im Jahr 2007 insbesondere aufgrund des in-
krafttretens des mG änderungen erfahren. so hat 
die amtshilfe im rahmen des mG schneller zu 
erfolgen (beschleunigungsgebot), wozu auch die 
Verkürzung des instanzenzugs dient. zudem wird 
das Prinzip der «langen hand» abgeschwächt. 
Gleiches gilt im übrigen neu auch bei der amts-
hilfe gemäss bankG. überdies bricht die amts-
hilfe nach mG mit der Praxis, dass gegenüber 
Finanzmarktaufsichtsbehörden, welche die erhal-
tenen informationen nach weiteren internen ab-
klärungen und darauf folgender klageeinreichung 
öffentlich machen müssen (sog. litigation release), 
keine amtshilfe geleistet werden darf.

statistik amtshilfefälle
im berichtszeitraum gelangten 20 amtshilfe-
ersuchen ausländischer behörden (+ 33 % gegen-
über dem Vorjahr) an die Fma. Von den 20 er-
suchen basierten deren 17 auf dem mG, während 
deren 3 auf den institutsbezogenen spezialgesetzen 
fussten. in 4 Fällen wurden die Verfügungen der 
Fma mit beschwerde belegt. in der berichtsperi-
ode behandelte der Verwaltungsgerichtshof 3 be-
schwerden und stützte die Verfügungen der Fma 
in allen 3 Fällen.

die Fma konnte in der berichtsperiode  
14 amtshilfefälle abschliessen, wobei es sich bei  
3 abschlüssen um die erledigung von ersuchen 
aus dem Jahr 2006 handelte.
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2.2 Versicherungsaufsicht

2.2.1 Abgeschlossene regulatorische Vorhaben 
per 31. Dezember 2007
umsetzung eu-Finanzkonglomeratsrichtlinie 
(2002 / 87 / eG)
mit dem Finanzkonglomeratsgesetz (FkG, LGbl. 
2007 nr. 275) und der Finanzkonglomerats-
verordnung (FkV, LGbl. 2007 nr. 281), welche 
beide am 1. november 2007 in kraft getreten 
sind, wurde die richtlinie 2002 / 87 / eG des  
europäischen Parlaments und des rates vom  
16. dezember 2002 über die zusätzliche beauf-
sichtigung der kreditinstitute, Versicherungsun-
ternehmen und wertpapierfirmen eines Finanz-
konglomerats und die änderung der richtlinien 
73 / 239 / ewG, 79 / 267 / ewG, 92 / 49 / ewG, 
92 / 96 / ewG, 93 / 6 / ewG und 93 / 22 / ewG 
des rates und der richtlinien 98 / 78 / eG und 
2000 / 12 / eG des europäischen Parlaments und 
des rates ins liechtensteinische recht umgesetzt.

die konglomeratsaufsicht tritt ergänzend zu der 
jeweiligen branchenaufsicht hinzu. die zusätzli-
che beaufsichtigung gilt für einzelne branchen 
(banken, Versicherungsunternehmen, Verwal-
tungsgesellschaften von investmentunternehmen, 
wertpapierfirmen und Vermögensverwaltungs-

gesellschaften) und bezieht sich auf eine Gruppe 
von unternehmen, welche ein Finanzkonglome-
rat darstellen.

die zusätzliche beaufsichtigung bezieht sich auf 
eine Gruppe von unternehmen, die aus einem 
mutterunternehmen, seinen tochterunterneh-
men und den unternehmen besteht, an denen 
das mutterunternehmen (oder seine tochter-
unternehmen) eine beteiligung hält; als Gruppe  
werden auch unternehmen betrachtet, die un-
tereinander durch eine beziehung verbunden 
sind, welche zu konsolidierter rechnungslegung 
verpflichtet. um unter die zusätzliche beaufsich-
tigung zu fallen, muss die unternehmensgruppe 
ein Finanzkonglomerat darstellen, d. h. sie muss 
schwergewichtig in der Finanzbranche tätig sein. 
das Gesetz umschreibt die einzelnen kriterien 
und Voraussetzungen, wann ein solches Finanz-
konglomerat vorliegt; insbesondere werden auch 
schwellenwerte festgelegt, die vorhanden sein 
müssen, damit ein aufsichtspflichtiges Finanzkon-
glomerat gegeben ist.

Grafik 32: Ersuchende Behörden im Bereich des Marktmissbrauchs 2007 (Anzahl Ersuchen)
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das FkG bezweckt eine überwachung der Fi-
nanzlage von Finanzkonglomeraten. dabei geht 
es in erster Linie um die überwachung einer an-
gemessenen eigenmittelausstattung. es ist sicher-
zustellen, dass auf Finanzkonglomeratsebene stets 
eigenmittel in bestimmter höhe vorhanden sind. 
alsdann gilt es, risikokonzentrationen innerhalb 
des Finanzkonglomerats zu vermeiden und grup-
peninterne transaktionen zu beaufsichtigen.

durch die bestellung eines koordinators als für 
die zusätzliche beaufsichtigung zuständige behör-
de wird die zusammenarbeit zwischen den be-
troffenen aufsichtsbehörden erleichtert und dabei 
geklärt, welche aufgabe jeder von ihnen hinsicht-
lich der zusätzlichen beaufsichtigung zukommt.

als zuständige behörde für die zusätzliche auf-
sicht auf Finanzkonglomeratsebene ist die Fma 
vorgesehen.

abänderung Fma-Gebührenverordnung
mit Verordnung vom 18. dezember 2007 (LGbl. 
2007 nr. 355) wurde die Verordnung vom  
21. dezember 2004 über die erhebung von auf-

sichtsabgaben und Gebühren nach dem Finanz-
marktaufsichtsgesetz (Fma-Gebührenverordnung; 
Fma-GebV, LGbl. 2004 nr. 288) abgeändert.

die jährliche aufsichtsabgabe der Versicherungs-
vermittler umfasst neu eine Grundabgabe von 
chF 1’000 für natürliche Personen bzw. chF 
2’000 für juristische Personen. zusätzlich fällt eine 
zusatzabgabe von je chF 200 pro natürliche Per-
son, welche im register eingetragen ist, an. 

die Gebühr für die erteilung einer bewilligung 
an Versicherungsvermittler wurde zudem neu auf 
chF 1’000 für natürliche und chF 2’000 für 
juristische Personen erhöht. zuzüglich wird ein 
betrag von chF 200 pro arbeitnehmer, welcher 
die Versicherungsvermittlung betreibt, erhoben.

die abänderung der Gebührenverordnung ist am 
1. Januar 2008 in kraft getreten.

2.2.2 Pendente regulatorische Vorhaben  
per 31. Dezember 2007
umsetzung eu-rückversicherungsrichtlinie 
(2005 / 68 / eG)
mit der umsetzung der rückversicherungsricht-
linie 2005 / 68 / eG werden in Liechtenstein neue 
aufsichtsrechtliche bestimmungen für professi-
onelle rückversicherungsunternehmen, welche 
reine rückversicherungstätigkeiten ausüben, 
eingeführt. bisher wurden solche rückversi-
cherungsunternehmen nach der aufsichtsgesetz-
gebung für direktversicherungsunternehmen 
beaufsichtigt. daran soll sich auch zukünftig hin-
sichtlich der zulassungsvoraussetzungen nichts 
ändern. Jedoch werden die aufsichtsregeln für die 
überwachung der rückversicherungsunterneh-
men verstärkt und die besonderen merkmale ei-
niger arten von rückversicherungsverträgen oder 
Geschäftszweigen berücksichtigt.
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mit der umsetzung der rückversicherungsricht-
linie erhalten rückversicherungsunternehmen 
wie die direktversicherungsunternehmen einen 
«einheitlichen Pass» für die grenzüberschreiten-
de tätigkeit im europäischen wirtschaftsraum. 
bestehende einzelstaatliche «sicherungssysteme» 
werden abgeschafft. hinsichtlich der kapitalanla-
gen von rückversicherungsunternehmen wird das 
«Vorsichtsprinzip» (prudent person) eingeführt.

die vorliegende richtlinie soll durch eine ände-
rung des Versicherungsaufsichtsgesetzes und ins-
besondere der Versicherungsaufsichtsverordnung 
umgesetzt werden. mit der umsetzung der rück-
versicherungsrichtlinie ist auch eine Präzisierung 
und optimierung der geltenden aufsichtsgesetz-
gebung geplant.

die ausarbeitung der Vorlage hat sich aufgrund 
der Frage der regulierung von verschiedenen spe-
zialthemen, wo die richtlinie den mitgliedstaaten 
eine umsetzungsoption einräumt, verzögert und 
wird voraussichtlich im Frühling 2008 in die Ver-
nehmlassung gehen. Geplantes inkrafttreten ist 
der 1. Januar 2009.

umsetzung 5. eu-richtlinie über die kraftfahr-
zeug-haftpflichtversicherung (2005 / 14 / eG)
Von der 5. richtlinie 2005 / 14 / eG über die 
kraftfahrzeug-haftpflichtversicherung wird kein 
eigener Gegenstand erfasst, sondern es erfolgt im 
wesentlichen eine aktualisierung, modernisierung 
und Präzisierung der bestehenden kraftfahrzeug-
haftpflicht-richtlinien. als schwerpunkte wer-
den die mindestdeckungssummen in der Pflicht-
versicherung für Personen- und sachschäden neu 
festgelegt, der Versicherungsschutz von Fussgän-
gern, radfahrern und anderen nicht motorisier-
ten Verkehrsteilnehmern weiter verbessert, die 
schadenregulierung durch die elektronische Ver-

fügbarkeit von unfalldaten beschleunigt sowie 
auch der wechsel des Versicherers, die erlangung 
von vorübergehendem Versicherungsschutz bei ei-
nem zeitlich begrenzten auslandsaufenthalt sowie 
die kurzfristige Versicherung von ausserhalb des 
wohnsitzlandes des halters gekauften Fahrzeugen 
erleichtert werden. daneben erfolgen in der richt-
linie noch weitere Präzisierungen zur schliessung 
bestehender Lücken.

die umsetzung der richtlinie soll voraussicht-
lich durch eine änderung des strassenverkehrs-
gesetzes sowie der zugehörigen Verordnungen 
erfolgen. aufgrund der grossen ähnlichkeit 
der gesetzlichen bestimmungen in der schweiz  
sowie der fast 100 %igen abdeckung des inländi-
schen kraftfahrzeugversicherungsmarktes durch 
schweizerische Versicherungsunternehmen wer-
den auch die dortigen entwicklungen zu beob-
achten sein.

solvency ii
am 10. Juli 2007 hat die europäische kommission 
einen Vorschlag für eine richtlinie des europäischen 
Parlamentes und des rates betreffend die aufnahme 
und ausübung der Versicherungs- und der rückver-
sicherungstätigkeit (solvabilität ii) vorgelegt. 

der richtlinienvorschlag zu solvabilität ii setzt 
sich zum einen aus einer kodifizierung der be-
stehenden Versicherungsrichtlinien zusammen, 
jedoch werden auch zusätzliche bestimmungen 
eingeführt werden, um das neue solvenzsystem zu 
reflektieren. bei diesem stehen weniger die einzel-
risiken, als vielmehr ein ganzheitliches system zur 
Gesamtsolvabilität im zentrum. neben den quan-
titiven aspekten, ob beispielsweise ausreichend 
solvenzkapital vorhanden ist, stehen auch quali-
tative aspekte, wie das Vorhandensein eines ad-
äquaten risikomanagements innerhalb der unter-
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nehmen, im Vordergrund. ziel von solvabilität ii  
ist es, den Verbraucherschutz zu verbessern, die 
aufsicht zu modernisieren, die integration der 
märkte zu vertiefen und die internationale wett-
bewerbsfähigkeit der europäischen Versicherer 
zu verbessern. unter dem neuen system werden 
Versicherer und rückversicherer verpflichtet sein, 
alle arten von risiken zu berücksichtigen und 
diese effektiver zu managen. unter solvabilität ii 
werden Versicherer und rückversicherer die wahl 
haben, die solvenzkapitalanforderungen entweder 
mit einer europäischen standardformel oder mit-
tels eines internen modells zu berechnen. zudem 
werden Versicherungsgruppen über einen Grup-
penaufseher verfügen, was eine bessere beobach-
tung der gesamten Gruppe ermöglichen soll.

die Fma wird mitte 2008 einen umsetzungs-
plan für die implementierung von solvency ii 
ins liechtensteinische recht festlegen und mit der 
umsetzung beginnen.

2.3 Vorsorgeaufsicht

2.3.1 Abgeschlossene regulatorische Vorhaben 
per 31. Dezember 2007
anlagevorschriften für Freizügigkeitsleistungen 
bei banken (art. 30 bPVV)
am 7. september 2007 ist der revidierte art. 30 
bPVV in kraft getreten. diese bestimmung regelt 
die anlagevorschriften für Freizügigkeitsleistungen 
bei banken. der Versicherte hat neu die möglich-
keit, seine Freizügigkeitsleistung in investmentun-
ternehmen (Fonds) für wertpapiere im sinne von 
art. 3 bst. a des Gesetzes über investmentunter-
nehmen (iuG) anzulegen. zudem ist eine anlage 
in investmentunternehmen für andere werte ge-
mäss art. 3 bst. b iuG zulässig, soweit die ein-
schränkungen für investmentunternehmen für 
wertpapiere ebenfalls eingehalten sind. ausdrück-
lich ausgeschlossen sind investmentunternehmen 
für andere werte mit erhöhtem risiko gemäss art. 
44 iuG. darüber hinaus wurde mit diesem arti-
kel eine explizite meldepflicht der banken einge-
führt, wonach diese jährlich bis zum 31. Januar 
des Folgejahres statistische angaben betreffend 
Freizügigkeitskonti der Fma übermitteln müssen. 
zudem sind die im rahmen von art. 30 bPVV 
angebotenen Fonds der Fma zu melden.

Fma-richtlinie 2008 /1 überprüfung der an-
schlusspflicht gemäss Gesetz über die betriebliche 
Personalvorsorge
Per ende 2007 wurde die Fma-richtlinie 2008 /1 
überprüfung der anschlusspflicht gemäss Gesetz 
über die betriebliche Personalvorsorge verabschie-
det, welche per 1. Januar 2008 in kraft trat. diese 
richtlinie wurde von der Fma gestützt auf art. 
4a abs. 7 bPVG nach absprache mit der Liech-
tensteinischen alters- und hinterlassenenversi-
cherung (ahV) erlassen. die ahV überprüft 
aufgrund dieser richtlinie, ob die von ihr erfass-
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ten arbeitgeber nach massgabe von art. 3 abs. 1 
bPVG einer Vorsorgeeinrichtung angeschlossen 
sind. damit erfolgt erstmals eine systematische 
anschlusskontrolle durch die ahV. die an-
schlusskontrolle findet durch die ahV bei der er-
fassung eines neuen arbeitgebers (erstkontrolle),  
im zeitpunkt der jährlichen abrechnung der ahV-
beiträge (periodische anschlusskontrolle) sowie im 
rahmen der arbeitgeberkontrolle statt. die Fma 
ist wie bisher zuständig für die wiederanschluss-
kontrolle, d. h. sie prüft, ob – nach erfolgter kün-
digung eines anschlussvertrages zwischen arbeit-
geber und Vorsorgeeinrichtung – der arbeitgeber 
seine versicherungspflichtigen arbeitnehmer einer 
anderen Vorsorgeeinrichtung angeschlossen hat.

abänderung Fma-Gebührenverordnung
mit Verordnung vom 18. dezember 2007 wurde 
die Fma-Gebührenverordnung im bereich der 
beruflichen Vorsorge abgeändert.

neu beträgt die jährliche aufsichtsabgabe  
einer Vorsorgeeinrichtung 0,1 ‰ der bilanzsum-
me einschliesslich der rück kaufswerte aus kol-
lektiv-Versicherungsverträgen, mindestens aber  
chF 3’000. Für die erledigung bestimmter  
tätigkeiten wie die übernahme der aufsicht be-
trägt die Gebühr neu zwischen chF 5’000 und 
chF 10’000. Für die zusammenlegung oder  
Liquidation von Vorsorgeeinrichtungen sowie die 
anordnung von massnahmen zur behebung von 
mängeln wird zudem neu eine Gebühr zwischen 
chF 1’000 bis chF 5’000 erhoben. die höhe 
der Gebühr richtet sich nach dem tatsächlichen 
aufwand. im weiteren wird für die anerkennung 
von revisionsgesellschaften, die nicht bereits über 
eine bewilligung nach Versicherungsaufsichtsge-
setz verfügen, neu eine Gebühr von chF 5’000 
sowie für Pensionsversicherungsexperten eine sol-
che von chF 2’000 erhoben.

die abänderung der Fma-Gebührenverordnung 
ist auf den 1. Januar 2008 in kraft getreten.

2.4 Aufsicht Andere Finanzintermediäre

2.4.1 Abgeschlossene regulatorische Vorhaben 
per 31. Dezember 2007
Vertragsverletzungsverfahren
mit den Gesetzen vom 26. april 2007 betreffend 
der abänderung des raG, trhG, PaG und wPrG 
wurden die kritikpunkte der eFta-überwachungs-
behörde (esa) hinsichtlich der Falschumsetzung 
der diplomanerkennungsrichtlinien 89 / 48 / ewG 
und 92 / 51 / ewG in der Fassung der richtlinie 
2001 / 19 / eG (erste und zweite regelung des all-
gemeinen systems der diplom anerkennung) be-
rücksichtigt. der Grundsatz des allgemeinen sys-
tems der diplomanerkennung besteht darin, dass 
ein berufsangehöriger, der die Qualifikationsvoraus-
setzungen für die ausübung eines berufs in einem 
mitgliedstaat erfüllt, als ausreichend qualifiziert 
gilt, um diesen beruf in einem anderen mitglied-
staat auszuüben. bei berufsausbildungen, die im 
ewr nicht harmonisiert sind, kann ein mitglied-
staat unter einhaltung gewisser Verfahrensregeln 
ausgleichsmassnahmen, wie eine eignungsprüfung 
oder einen anpassungslehrgang, fordern.

Liechtenstein unterschied in den bisherigen Ge-
setzen nicht zwischen der anerkennung von 
ausländischen ausbildungsnachweisen für die 
erstmalige berufszulassung (akademische an-
erkennung) und der anerkennung von bereits 
erfolgten berufszulassungen im herkunftsstaat 
(berufliche anerkennung). durch «Vermischung» 
der beiden anerkennungsformen kam es zur ku-
mulierung von ausgleichsmassnahmen (so etwa 
der nachweis einer praktischen betätigung und 
die ablegung der eignungsprüfung).
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die Verordnungen über die Prüfungen und eig-
nungsprüfungen für rechtsanwälte, treuhänder, 
Patentanwälte und wirtschaftsprüfer wurden den 
Gesetzen entsprechend angepasst. neu geschaffen 
wurde die Verordnung über die eignungsprüfung 
von Patentanwälten aus dem europäischen wirt-
schaftsraum. die abänderungsgesetze und ab-
änderungsverordnungen sind am 6. Juli 2007 in 
kraft getreten. 

2.4.2 Pendente regulatorische Vorhaben  
per 31. Dezember 2007
anpassungen der spezialgesetzlichen Verordnun-
gen hinsichtlich änderung des wohnsitzerfor-
dernisses
am 23. mai 2007 hat der Landtag die abschaf-
fung der wohnsitzerfordernisse für die ausübung 
einer erwerbstätigkeit verabschiedet. aus diesem 
Grund wurden die bestimmungen, die der Per-
sonenfreizügigkeit und der niederlassungsfreiheit 
(wohnsitzerfordernisse) widersprachen, im raG, 
trhG, PaG und wPrG aufgehoben. anlass für 
die abschaffung der wohnsitzerfordernisse für die 
ausübung einer erwerbstätigkeit war die jüngs-
te rechtsprechung des eFta-Gerichtshofs sowie 
ein von der eFta-überwachungsbehörde (esa) 
gegen Liechtenstein geführtes Vertragsverlet-
zungsverfahren. die durch den bereich aufsicht 
aFi verfassten Verordnungsentwürfe sehen vor 
diesem hintergrund – wie die erwähnten Gesetze 
– eine aufhebung jener bestimmungen vor, die 
der beschränkung der Personenfreizügigkeit und 
der niederlassungsfreiheit widersprechen. die 
diesbezüglich angepassten Verordnungen werden 
anfang 2008 an die regierung zur überprüfung 
und Verabschiedung weitergeleitet.

umsetzung der berufsqualifikationsrichtlinie 
2005 / 36 / eG
die berufsqualifikationsrichtlinie 2005 / 36 / eG 
gilt für alle staatsangehörigen eines ewr-mit-
gliedstaates, die als selbständige oder abhängig 
beschäftigte einen reglementierten beruf in einem 
anderen mitgliedstaat ausüben wollen als dem, in 
welchem sie ihre berufsqualifikation erworben ha-
ben. mit der umsetzung dieser richtlinie soll eine 
grössere Liberalisierung bzw. erleichterung bei 
der zeitweiligen und gelegentlichen erbringung 
von dienstleistungen (freier dienstleistungs-
verkehr), ein stärkerer automatismus bzw. eine 
Verbesserung der regeln bei der anerkennung 
von Qualifikationen zum zweck der dauerhaften 
niederlassung sowie eine verstärkte zusammenar-
beit der mitgliedstaaten im bereich der anerken-
nung von berufsqualifikationen erreicht werden. 
die umsetzungsfrist ist für die eu-staaten am  
20. oktober 2007 abgelaufen. in den ewr-
staaten läuft derzeit das übernahmeverfahren ins 
ewr-abkommen.

die umsetzung der berufsqualifikationsrichtli-
nie erfolgt durch die totalrevision des Gesetzes 
über die anerkennung von hochschuldiplomen  
und beruflichen befähigungsnachweisen (neuer 
titel «berufsqualifikations-anerkennungs-Gesetz,  
baG») sowie in verschiedenen berufsspezifischen 
Gesetzen, so auch im raG, trhG und PaG. das 
wPrG wird zurzeit nicht abgeändert, da sei-
tens der eu-kommission noch unklar ist, ob die 
abschlussprüferrichtlinie 2006 / 43 / eG dieser 
richtlinie vorgeht. die Verordnungen zum raG, 
trhG und PaG sind entsprechend anzupassen.
das baG beschränkt sich auf die regelung des all-
gemeinen systems der anerkennung im hinblick 
auf die ständige niederlassung in Liechtenstein. 
es gilt für die reglementierten berufe in diesem 
bereich subsidiär, insoweit Fragen der diplom-
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anerkennung nicht durch die berufsspezifischen 
Gesetze beantwortet werden. die vorübergehende 
grenzüberschreitende dienstleistungserbringung 
ist in den berufsspezifischen Gesetzen zu regeln.

die Vernehmlassungsfrist betreffend die ab-
änderung des raG, trhG und PaG ist am  
30. november 2007 abgelaufen. die 1. Lesung im 
Landtag wird voraussichtlich im Frühjahr 2008 
stattfinden.

umsetzung der abschlussprüferrichtlinie 
2006 / 43 / eG
mit der umsetzung der richtlinie 2006 / 43 / eG 
des europäischen Parlaments und des rates vom 
17. mai 2006 über abschlussprüfungen von Jah-
resabschlüssen und konsolidierten abschlüssen, 
zur änderung der richtlinien 78 / 660 / ewG und 
83 / 349 / ewG des rates und zur aufhebung der 
richtlinie 84 / 253 / ewG des rates soll die zu-
verlässigkeit der Jahresabschlüsse von unterneh-
mungen durch mindestanforderungen für die 
Pflichtprüfung der Jahresabschlüsse und konsoli-
dierten abschlüsse verbessert werden, damit eine 
harmonisierung auf hohem niveau erfolgt. die 

richtlinie definiert die Pflichten der abschlussprü-
fer, anforderungen an deren unabhängigkeit und 
standesregeln und legt mindestanforderungen an 
die externe Qualitätssicherung fest. Ferner schreibt 
sie eine öffentliche aufsicht über die abschluss-
prüfer vor und verbessert die zusammenarbeit 
zwischen den aufsichtsbehörden der mitgliedstaa-
ten. als zuständige behörde für die aufsicht über 
abschlussprüfer ist die Fma vorgesehen.

der Landtag hat dem beschluss des Gemeinsamen 
ewr-ausschusses zur übernahme der abschluss-
prüferrichtlinie in das ewr-abkommen am  
26. april 2007 seine zustimmung erteilt. 

umsetzung der dritten Geldwäschereirichtlinie 
2005 / 60 / eG
mit der umsetzung der dritten Geldwäscherei-
richtlinie 2005 / 60 / eG werden die bestehenden 
anforderungen im bereich der bekämpfung der 
Geldwäsche und der terrorismusfinanzierung an 
die 40 empfehlungen der Financial action task 
Force (FatF), die im Juni 2003 umfassend über-
arbeitet und erweitert worden sind, angepasst. 
unter anderem bilden die nachfolgenden zwei 
Themenbereiche schwerpunkte bei der umset-
zung der dritten Geldwäschereirichtlinie. zum 
einen sieht die dritte Geldwäschereirichtlinie in 
bezug auf den sachlichen anwendungsbereich des 
sorgfaltspflichtrechts vor, dass jede «… geschäftli-
che, berufliche oder kommerzielle beziehung …» 
des sorgfaltspflichtigen dem sorgfaltspflichtre-
gime unterstellt werden muss. damit erfährt der 
derzeit geltende sachliche Geltungsbereich des 
liechtensteinischen sorgfaltspflichtrechts, welcher 
durch den begriff des «Finanzgeschäftes bzw. die-
sem gleichgestellte Geschäfte» (art. 4 sPG) be-
grenzt wird, eine wesentliche erweiterung. zum 
anderen sieht die dritte Geldwäschereirichtlinie 
im zusammenhang mit der Feststellung der wirt-
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schaftlich berechtigten Personen durch die ein-
führung eines schwellenwertes neu die möglich-
keit vor, dass grundsätzlich nur diejenigen, welche 
einen anteil oder die kontrolle von über 25 % an 
den fraglichen Vermögenswerten halten, als wirt-
schaftlich berechtigte Personen festzustellen sind.

die vorliegende richtlinie soll durch abänderung 
des sorgfaltspflichtgesetzes, der sorgfaltspflichtver-
ordnung und durch anpassung der Fma-richtlinie 
2005 /1 betreffend überwachung der Geschäftsbe-
ziehungen umgesetzt werden. ziel ist es, im Früh-
ling 2008 in die Vernehmlassung zu gehen.

umsetzung der PeP-richtlinie 2006 / 70 / eG
bei der PeP-richtlinie 2006 / 70 / eG handelt es 
sich um eine durchführungsrichtlinie zur dritten 
Geldwäschereirichtlinie. sie legt die technischen 
aspekte der begriffsbestimmung von politisch 
exponierten Personen (PeP) fest. zudem enthält 
die PeP-richtlinie technische kriterien für die 
beurteilung der Frage, ob in bestimmten Fällen 
ein geringes risiko der Geldwäsche oder der ter-
rorismusfinanzierung besteht und deshalb eine 
vereinfachte sorgfaltspflicht gegenüber diesen 
kunden anwendung finden kann. schliesslich 
legt sie technische kriterien für die beurteilung 
der Frage fest, ob es in gewissen Fällen gerecht-
fertigt ist, bestimmte juristische oder natürliche 
Personen, die nur gelegentlich oder in sehr einge-
schränktem umfang Finanzgeschäfte tätigen, von 
der anwendung der dritten Geldwäschereiricht-
linie auszunehmen.

der Landtag hat dem beschluss des Gemeinsa-
men ewr-ausschusses zur übernahme der PeP-
richtlinie in das ewr-abkommen am 26. april 
2007 seine zustimmung erteilt. die umsetzung 
der PeP-richtlinie wird an diejenige der drit-
ten Geldwäschereirichtlinie gekoppelt und durch 

abänderung des sorgfaltspflichtgesetzes und der 
sorgfaltspflichtverordnung erfolgen.

umsetzungsarbeiten im zusammenhang mit 
der Verordnung (eG) nr. 1781 / 2006 über den 
grenzüberschreitenden zahlungsverkehr 
die Verordnung (eG) nr. 1781 / 2006 zielt dar-
auf ab, mit hilfe von bestimmungen, die für alle 
an einem Geldtransfer beteiligten zahlungsver-
kehrsdienstleister gelten, die rückverfolgbarkeit 
solcher transfers zu gewährleisten. während der 
dienstleister des auftraggebers sicherstellen muss, 
dass bei einem Geldtransfer vollständige, genaue 
und aussagekräftige angaben zum auftraggeber 
übermittelt werden, hat jeder zwischengeschal tete 
zahlungsverkehrsdienstleister dafür zu sorgen, 
dass alle übermittelten auftraggeberdaten weiter-
geleitet oder angemessen gespeichert werden. der 
zahlungsverkehrsdienstleister des begünstigten 
muss in der Lage sein, bei erhalt eines transfers 
das Fehlen von angaben zum auftraggeber fest-
zustellen und angemessene Gegenmassnamen zu 
treffen, damit eingehende Geldtransfers nicht an-
onym bleiben.
im zusammenhang mit der Verbundenheit 
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Liechtensteins mit der schweiz auf Grundlage des 
währungsvertrages ist art. 17 der Verordnung 
(eG) nr. 1781 / 2006 von besonderem interesse. 
nach dieser bestimmung besteht allenfalls unter 
genau definierten Voraussetzungen die möglich-
keit, eine Vereinbarung mit der schweiz abzu-
schliessen, welche gestatten würde, Geldtransfers 
zwischen dem Fürstentum Liechtenstein und der 
schweiz wie Geldtransfers innerhalb eines Landes 
zu behandeln, weshalb für diese transfers ledig-
lich vereinfachte angaben zum auftraggeber zu 
übermitteln wären. entsprechende abklärungen 
sind bereits im Gange.

der Landtag hat dem beschluss des Gemeinsamen 
ewr-ausschusses zur übernahme der Verord-
nung (eG) nr. 1781 / 2006 in das ewr-abkom-
men am 20. september 2007 seine zustimmung 
erteilt. Grundsätzlich sind eu-Verordnungen nach 
der übernahme in das ewr-abkommen unmit-
telbar anwendbar, ohne dass es einer umsetzung 
durch die nationalen behörden bedarf. dennoch 
können Verordnungen Gesetzgebungsbedarf her-
vorrufen, wenn sie beispielsweise spezielle sank-
tionen bei nichtbefolgung auf nationaler ebene 
verlangen, wie dies bei der Verordnung (eG)  
nr. 1781 / 2006 der Fall ist. die notwendigen 
umsetzungsarbeiten werden an diejenigen der 
dritten Geldwäschereirichtlinie gekoppelt und 
durch abänderung des sorgfaltspflichtgesetzes 
und der sorgfaltspflichtverordnung erfolgen.
umsetzung der dienstleistungsrichtlinie 

2006 / 123 / eG
die richtlinie 2006 / 123 / eG des europäischen 
Parlaments und des rates vom 12. dezember 
2006 über dienstleistungen im binnenmarkt 
schafft einen allgemeinen rechtsrahmen für alle 
dienstleistungen, die gegen entgelt erbracht wer-
den, wobei gewisse bereiche davon ausgenommen 
sind (z. b. Finanzdienstleistungen). die dienst-
leistungsrichtlinie 2006 / 123 / eG bezweckt die 
beseitigung von rechtlichen und administrati-
ven hindernissen für den dienstleistungsverkehr 
zwischen den mitgliedstaaten und verfolgt vier 
hauptziele:
–  die erleichterung der niederlassungsfreiheit 

und der dienstleistungsfreiheit (freier dienst-
leistungsverkehr) zwischen den mitgliedstaa-
ten;

–  die stärkung der rechte der dienstleistungs-
empfänger;

–  die Verbesserung der dienstleistungsqualität;
–  die schaffung einer wirksamen Verwaltungszu-

sammenarbeit zwischen den mitgliedstaaten.

Gegenstand von abklärungen bildet zurzeit unter 
anderem der weit gefasste anwendungsbereich 
dieser richtlinie. im bereich aufsicht aFi gilt 
es insbesondere abzuklären, ob die berufsspezifi-
schen Gesetze über die rechtsanwälte, treuhän-
der, Patentanwälte und wirtschaftsprüfer von der 
umsetzung betroffen sind.
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Wir pflegen den Dialog in  
unseren Aussenbeziehungen 
und werden aufgrund unserer 
Kompetenz und Leistung national 
und international anerkannt.

wir werden aufgrund unserer kompetenz und Leistung national und international anerkannt.
wir pflegen den dialog in all unseren nationalen und internationalen aussenbeziehungen.
wir vertreten die interessen des Landes Liechtenstein in internationalen Gremien und fördern  
die zusammenarbeit mit anderen aufsichtsbehörden.
wir informieren unsere anspruchsgruppen (stakeholders) transparent und proaktiv.
wir informieren die Öffentlichkeit über unsere tätigkeit.
wir pflegen die reputation der Fma und des Finanzmarktes Liechtenstein gegenüber  
internationalen Gremien und ausländischen Finanzmarktaufsichtsbehörden.
wir streben die mitgliedschaft in bedeutsamen internationalen Gremien an, wenn dies  
für die Fma und den Finanzmarkt Liechtenstein von nutzen ist.
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3.1 Nationale Aussenbeziehungen

Allgemein
im nationalen umfeld stand die Fma auch im Jahr 
2007 in regem dialog mit der Praxis. das gegen-
seitige interesse der Fma sowie der wirtschafts-
verbände, Finanzmarktteilnehmer und weiterer 
interessierter kreise an einem dialog äusserte sich 
im Jahr 2007 erneut in einer engen einbeziehung 
derselben bei regulatorischen Vorhaben sowie 
durch die mitarbeit der Fma bei branchenspe-
zifischen Projekten. daneben wurden durch die 
mitarbeitenden der Fma zahlreiche Vorträge 
gehalten und schulungen zu finanzmarktspezi-
fischen Themen durchgeführt, insbesondere im 
zusammenhang mit verschiedenen ausbildungs-
gängen an der hochschule Liechtenstein. auch 
im Jahr 2007 zeigte sich, dass dieser dialog einen 
wichtigen beitrag zur sicherung der Qualität und 
stabilität des Finanzplatzes leistet.

Verstärkte zusammenarbeit mit Verbänden und 
behörden
die Fma suchte in diesem Jahr vermehrt die zu-
sammenarbeit mit den verschiedenen Verbänden 
des Finanzmarktes. es fanden insbesondere regel-
mässige treffen sowie workshops statt. ziel dieser 
verstärkten zusammenarbeit ist es, sowohl für die 
Verbände als auch für die Fma eine diskussions-
plattform zu schaffen, wo aktuelle aufsichtsthe-
men sowie entwicklungen und bedürfnisse des 
Finanzplatzes diskutiert und erfahrungen ausge-
tauscht werden können. 

daneben suchte die Fma insbesondere eine in-
tensivierung des kontakts zu anderen inländi-
schen behörden, um schnittstellen zu optimieren 
und «lange wege» im hinblick auf effizienz und 
effektivität im interesse der behörden, aber auch 
der marktteilnehmer zu verkürzen.

3.2 Internationale Aussenbeziehungen

Allgemein
die Förderung der internationalen zusammenar-
beit und des informationsaustausches ist ein sehr 
wichtiges anliegen der Fma. ziel der Fma ist es, 
neben der mitarbeit in internationalen Gremien 
vor allem den kontakt zu den für die liechten-
steinischen Finanzintermediäre wichtigsten auf-
sichtsbehörden in europa sowie im nahen osten 
und den Finanzzentren asiens zu intensivieren, 
um die hiesigen unternehmen bei ihrer marktex-
pansion zu unterstützen.

Globale Zusammenarbeit
auf globaler ebene hat die Fma im Jahr 2007 
die kooperation und den informationsaustausch 
insbesondere im bereich der bekämpfung der 
Geldwäscherei und der terrorismusfinanzierung 
(FatF / moneyval), der Versicherungsaufsicht 
(international association of insurance supervi-
sors, iais), der aufsicht über die Pensionsfonds 
(international organisation of Pension supervi-
sors, ioPs) und der wertpapieraufsicht (interna-
tional organization of securities commissions, 
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iosco) weiter vertieft. im rahmen des iwF-
assessments hat die Fma im berichtsjahr sehr 
intensiv mit dem internationalen währungsfonds 
zusammengearbeitet.

teilnahme moneyval
das komitee moneyval des europarates ist eine 
untergruppe der Financial action task Force 
(FatF), ein sogenanntes FatF style regional 
body, Fsrb. moneyval widmet sich dem kampf 
gegen die Geldwäscherei sowie gegen die terro-
rismusfinanzierung. dies geschieht hauptsächlich 
durch die Vornahme von gegenseitigen Vor-ort-
Prüfungen in moneyval-mitgliedstaaten. Liech-
tenstein wurde bislang zweimal geprüft, im Jahr 
1999 sowie im Jahr 2002. im Jahr 2007 fand 
nun die 3. evaluationsrunde gemeinsam mit 
dem iwF-assessment statt. die durch money-
val auf einhaltung der 40 + 9 FatF-empfehlun-
gen durchgeführten Länderevaluationen finden 
durch experten statt, welche von den einzelnen 
mitgliedstaaten gestellt werden. um in dieser 
hinsicht einen einheitlichen standard zu ge-
währleisten, werden durch moneyval regelmässig 
assessorentrainings organisiert. im berichtsjahr 
hatten drei mitarbeiter des bereiches aufsicht 
aFi die Gelegenheit, an dieser schulung teilzu-
nehmen. darüber hinaus nahm die Leiterin des 
bereichs aufsicht aFi regelmässig an den sitzun-
gen des komitees teil.

iwF-assessment 2007
Vom 21. märz bis am 4. april 2007 fand im Fürs-
tentum Liechtenstein das zweite assessment-Ver-
fahren durch den internationalen währungsfonds 
(iwF) statt. der iwF hat sich der Förderung der 
internationalen zusammenarbeit im bereich der 
währungspolitik sowie der stabilisierung der in-
ternationalen Finanzsysteme verschrieben. Vor 
diesem hintergrund sollen in assessment-Ver-

fahren schwachstellen in Finanzsystemen teilneh-
mender staaten aufgedeckt und behoben werden. 
Grundlage für das zweite assessment-Verfahren 
des iwF in Liechtenstein bildeten die revidierten 
40 empfehlungen sowie die 9 spezialempfeh-
lungen der Financial action task Force (FatF) 
sowie die internationalen standards für die ban-
ken-, Versicherungs- und wertpapieraufsicht. im 
rahmen der überprüfung Letzterer fand insbe-
sondere eine beurteilung des Fortschritts in der 
banken- und wertpapieraufsicht auf der basis 
des iwF assessments im Jahre 2002 statt. dabei 
wurden dieselben internationalen standards wie 
im Jahre 2002 überprüft («basle core Principles» 
des basler ausschusses für bankenaufsicht und 
standards der «international organization of se-
curities commissions (iosco)» zur wertpapier-
aufsicht). eine neubeurteilung fand hinsichtlich 
des systems zur bekämpfung der Geldwäscherei 
und der terrorismusfinanzierung statt, da die  
40 empfehlungen der FatF im Jahr 2003 total 
revidiert und verschärft wurden. die Publikation 
der schlussberichte des iwF wird anfang 2008 
erwartet.

mitgliedschaft bei der international organisation 
of Pension supervisors (ioPs)
mit der schaffung der Pensionsfondsgesetzge-
bung im Januar 2007 sollte ein international an- 
erkannter Pensionsfondsstandort aufgebaut wer-
den. aufgrund der ewr-mitgliedschaft ist die 
anerkennung im ewr-raum gegeben. um den 
liechtensteinischen Pensionsfonds auch den zu-
gang zu ausländischen märkten ausserhalb des 
ewr zu ermöglichen, ist eine weltweite anerken-
nung der Fma als aufsichtsbehörde über die Pen-
sionsfonds sicherzustellen. die Fma beantragte 
daher im oktober 2007 die mitgliedschaft bei 
ioPs. ioPs ist eine unabhängige internationale 
organisation, welche die im bereich der aufsicht 
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über die privaten Pensionsfonds tätigen behör-
den repräsentiert. ioPs arbeitet eng mit anderen 
internationalen organisationen zusammen, wel-
che sich mit der entwicklung und dem dialog 
über Pensionsaufsichtsfragen beschäftigen, wie 
die oecd, weltbank, iais und imF. die Fma 
wird ab 2008 als ordentliches mitglied bei ioPs 
aufgenommen werden.

mitgliedschaft bei der international organization 
of securities commissions (iosco)
iosco ist der internationale dachverband der 
wertpapier- und börsenaufsichtsstellen. die 
zugehörigkeit zu dieser organisation würde der 
Fma bzw. mittelbar dem Finanzplatz Liechten-
stein diejenige anerkennung verleihen, die für 
die weltweite erbringung von wertpapierdienst-
leistungen, insbesondere den handel mit wertpa-
pieren, notwendig ist. um diese anerkennung zu 
erlangen und damit die globale tätigkeit hiesiger 
Finanzintermediäre weiterhin aufrechterhalten zu 
können, strebt die Fma den beitritt zu iosco 
an. in diesem zusammenhang sind bereits erste 
Gespräche erfolgt.

Europäische Zusammenarbeit
im rahmen der ewr-mitgliedschaft nahmen 
Vertreter der Fma im Jahr 2007 in folgenden 
eu-Gremien einsitz:
–  committee of european banking supervision 

(cebs) inkl. Groupe de contact
–  committee of european insurance and  

occupational Pension supervisors (ceioPs)
– european banking committee (ebc)
–  european insurance and occupational Pensions 

committee (eioPc)
– european securities committee (esc)

auf eFta-ebene nahm die Fma an sitzungen der 
working Group on Financial services (wGFs) 
und im eFta board of auditors (eboa) teil. 
ausserdem vertrat die Fma Liechtenstein im 
council of europe development bank (ceb) des 
europarates.

Bilaterale Zusammenarbeit
im Jahr 2007 standen insbesondere die zusam-
menarbeit und der erfahrungsaustausch mit den 
deutschsprachigen aufsichtsbehörden im Vorder-
grund. in diesem zusammenhang war die Fma 
erstmals Gastgeberin für das jährlich stattfindende 
treffen der integrierten Finanzmarktaufsichtsbehör-
den aus deutschland, Österreich, der schweiz und 
Liechtenstein (dachL), wo sich deren Vertreter 
über aktuelle aufsichtsthemen ausgetauscht haben.

im weiteren wurden kontakte zu den aufsichtsbe-
hörden in dubai, singapur und china geknüpft, 
um den liechtensteinischen Finanzintermediären 
die Geschäftsaufnahme im nahen osten und in 
südostasien zu ermöglichen. besonders erwäh-
nenswert ist der erfolgreiche abschluss eines me-
morandum of understanding (mou) mit den kol-
legen der chinesischen wertpapieraufsicht (china 
securities regulatory commission, csrc).

direktversicherungsabkommen FL-ch
die Fma und die zuständige schweizerische auf-
sichtsbehörde, das bundesamt für Privatversiche-
rungen, vertreten die beiden Vertragsstaaten des 
direktversicherungsabkommens (abkommen 
zwischen dem Fürstentum Liechtenstein und der 
schweizerischen eidgenossenschaft betreffend 
die direktversicherung vom 19. dezember 1996, 
LGbl. 1998 nr. 129).

die Gemischte kommission und deren arbeits-
gruppe haben im Jahr 2007 wichtige traktanden 
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behandelt. so stand im berichtsjahr insbesondere 
die ausarbeitung eines Vorschlages zur erwei-
terung des direktversicherungsabkommens auf 
die Versicherungsvermittler im Vordergrund, um 
diesen analog wie den Versicherungsunterneh-
men eine grenzüberschreitende tätigkeit im an-
deren Land zu ermöglichen. am 1. Juli 2006 ist 
das Gesetz vom 17. mai 2006 über die Versiche-
rungsvermittlung (VersVermG;  LGbl. 2006 nr. 
125) in kraft getreten. Versicherungsvermittler 
unterliegen aufgrund dieses Gesetzes einer bewil-
ligungs- und registrierungspflicht. im rahmen 
der revision des schweizerischen Versicherungs-
aufsichtsrechts wurde auf den 1. Januar 2006 
ebenfalls eine registrierungspflicht für (ungebun-
dene) Versicherungsvermittler eingeführt. eine 
grenzüberschreitende tätigkeit von in Liechten-
stein registrierten Versicherungsvermittlern in der 
schweiz bzw. von in der schweiz registrierten Ver-
sicherungsvermittlern in Liechtenstein analog zu 
den Versicherungsunternehmen war bisher ohne 
eine abkommenserweiterung nicht möglich.

die abkommensänderung sieht im wesentlichen 
vor, dass angesichts der bestehenden Gleich- 
 wertigkeit des aufsichtsrechts im bereich der Ver-
sicherungsvermittlung der schweiz und Liech-
tensteins die grenzüberschreitende tätigkeit 
der Versicherungsvermittler ermöglicht und die 
hemmnisse für die aufnahme und ausübung der 
Vermittlertätigkeit im hoheitsgebiet des anderen 
Landes auf der Grundlage der Gegenseitigkeit 
beseitigt werden sollen, um damit beschränkt auf 
das beiderseitige staatsgebiet die niederlassungs- 
und dienstleistungsfreiheit der Versicherungsver-
mittler zu ermöglichen. in den anwendungsbe-
reich des abkommens fallen nur jene Vermittler, 
welche in der schweiz oder in Liechtenstein eine 
entsprechende bewilligung haben bzw. in das re-
gister eingetragen sind.

aufgrund der dringlichkeit der Vorlage konnte 
die abkommensänderung dem Landtag nicht 
mehr im normalen zustimmungsverfahren vor-
gelegt werden. die abkommensänderung trat 
daher per 1. Juli 2007 provisorisch in kraft. im 
Frühjahr 2008 wird die regierung dem Landtag 
den bericht und antrag zur ordentlichen Geneh-
migung vorlegen.

im weiteren haben sich die arbeitsgruppe sowie 
die Gemischte kommission erneut mit der Frage 
der tätigkeit der liechtensteinischen Versiche-
rungsunternehmen in der schweiz in der gebun-
denen Vorsorge beschäftigt, um den liechtenstei-
nischen Versicherungsunternehmen den Vertrieb 
von 3a-Produkten auch im freien dienstleis-
tungsverkehr zu ermöglichen. zudem wurden im 
berichtsjahr weitere Fragestellungen bzw. Prob-
lemfälle im zusammenhang mit der grenzüber-
schreitenden tätigkeit diskutiert.
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Wir sind unabhängig, intern 
nach privatwirtschaftlichen 
Grundsätzen ausgerichtet, 
kundenorientiert und zeichnen 
uns durch herausragende 
Qualität sowie pragmatische 
Lösungen aus.

wir sind unabhängig und in ausübung unserer tätigkeit an keine weisungen gebunden.
wir nutzen synergien durch unsere struktur als integrierte (fachbereichsübergreifende)  
Finanzmarktaufsichtsbehörde.
wir sind intern nach privatwirtschaftlichen Grundsätzen ausgerichtet und sind eine  
lernende organisation.
wir zeichnen uns durch herausragende Qualität unserer dienstleistungen sowie durch  
kompetenz, dynamik und Flexibilität aus.
wir orientieren uns an den bedürfnissen der kunden, berücksichtigen dabei die  
«best business Practice» und erarbeiten pragmatische Lösungen.
wir handeln zielorientiert und setzen entsprechende schwerpunkte und Prioritäten.
wir arbeiten effizient und effektiv und betreiben nur dort aufwand, wo dieser erforderlich  
und vertretbar ist.
wir sind offen für Veränderungen.
wir sind zukunftsorientiert und erarbeiten nachhaltige Lösungen.
wir streben eine vollständige Finanzierung durch die Finanzmarktteilnehmer an.
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Grafik 33: Aufbauorganisation Finanzmarktaufsicht (FMA) Liechtenstein per 31. Dezember 2007

1) Aufsichtsrat (2005 – 2009)
   rené h. Melliger, Vorsitzender im Vollamt
   dr. Jochen hadermann, stv. Vorsitzender
   dr. Martin batliner
   dr. hans haumer
   dr. stefan Jaeger

2) Geschäftsleitung
   dr. stephan ochsner, Vorsitzender
   Mario gassner, stv. Vorsitzender
   Christian reich
   Miriam Chiara Klier

Austritte
3) dr. stephan ochsner per 30.04.2008
4) dr. reinhard Malin per 29.02.2008
5) Vanessa erne per 31.12.2007
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im dritten operativen Geschäftsjahr wurden die 
unternehmerischen Grundsätze weiter umgesetzt. 
wiederum zeigte sich, dass aufgrund des wachs-
tums und der weiterentwicklung der Fma einzel-
ne anpassungen der aufbau- und ablauforganisa-
tion nötig wurden.

4.1 Bereiche

bereich banken- und wertpapieraufsicht (bwa)
der bereich banken- und wertpapieraufsicht ist 
seit dem operativen start der Fma personell stark 
gewachsen. ursachen dafür waren zahlreiche neue 
aufsichtsaufgaben und ein hohes Volumen an zu 
bewältigendem tagesgeschäft. die bisherigen 
aufbau- und ablauforganisationsstrukturen ge-
nügten den dadurch gestiegenen anforderungen 
nicht mehr.

daher wurde entschieden, die aufbau- und ab-
lauforganisation den geänderten bedürfnissen an-
zupassen. zielsetzung der umstrukturierung war 
eine Qualitätssteigerung durch spezialisierung, 
eine klare Priorisierung von regulatorien und 
aufsicht, entlastung der Führung sowie erhö-
hung der Leistungsfähigkeit.

Per 1. september 2007 wurde im bereich banken- 
und wertpapieraufsicht zusätzlich zu den beiden 
abteilungen «bankenaufsicht» und «wertpapier-
aufsicht» die neue abteilung «recht» geschaffen. 
die Position des abteilungsleiters konnte bis 
ende 2007 erfolgreich besetzt werden, drei bis-
herige juristische mitarbeitende der abteilung 
bankenaufsicht wurden in die neu geschaffene 
abteilung integriert. 

bereich aufsicht andere Finanzintermediäre 
(aFi)
nach dem ausscheiden der bisherigen stellen-
inhaberin aus der Fma aus familiären Gründen 
(mutterschaft) wurde die Position der bereichs-
leiterin aFi per 1. Juli 2007 durch Frau lic. iur. 
hsG miriam chiara klier, bisherige Leiterin der 
stabsstelle integrative und internationale aufga-
ben, besetzt. Frau klier wurde gleichzeitig zum 
mitglied der Geschäftsleitung berufen.

bereich Versicherungs- und Vorsorgeaufsicht 
(VVa)
ebenfalls aufgrund eines austrittes aus der Fma 
war die Position der Leiterin der abteilung recht 
im bereich Versicherungs- und Vorsorgeaufsicht 
neu zu besetzen. die stelle konnte durch eine bis-
herige mitarbeiterin der abteilung recht, Frau 
lic. iur. martina tschanz, besetzt werden.

4.2 Integrative Einheiten

stabsstelle
nach der zusammenführung der beiden stabs-
stellen «zentrale dienste» und «integrative und 
internationale aufgaben» im Jahr 2006 ergaben 
sich in der stabsstelle auch im Jahr 2007 orga-
nisatorische umstrukturierungen. aufgrund der 
veränderten bedürfnisse der internen anspruchs-
gruppen und dem wachstum der Fma zeichnete 
sich eine Verlagerung der aufgabenschwerpunkte 
von ursprünglich vorwiegend juristischen und in-
ternationalen tätigkeiten hin zu mehrheitlich or-
ganisatorischen und administrativen Themen ab. 

Per 1. september 2007 wurden sämtliche internati-
onale aufgaben an die bereiche abgegeben und die 
stabsstelle entsprechend umbenannt in «stabsstelle 
inte grative aufgaben» (sia). zu den integrativen 
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hauptaufgaben der stabsstelle gehören die Perso-
naladministration, das rechnungswesen, die Ver-
waltung von mobiliar und edV sowie allgemeine 
administrations- und organisationsaufgaben für 
sämtliche organisationseinheiten der Fma.

die zentralisierung zahlreicher, bisher in den 
einzelnen bereichen verteilt wahrgenommenen 
aufgaben bei der sia konnte im berichtsjahr er-
folgreich ausgebaut werden.

aufgrund der bestellung von Frau lic. iur. hsG mi-
riam chiara klier zur Leiterin des bereichs aufsicht 
andere Finanzintermediäre und zum mitglied der 
Geschäftsleitung erfolgte die interne nachbeset-
zung der Leitung sia durch Frau Patricia bärtsch. 
die stellen von zwei betriebswirtschaftlichen mit-
arbeitenden wurden sogleich ausgeschrieben, um 
die personellen ressourcen der sia wieder zu ver-
vollständigen und die einheit für die erfüllung der 
neuen aufgabenschwerpunkte zu rüsten.

die vom Landtag im november 2006 genehmig-
te, auf drei Jahre befristete stelle konnte im märz 
2007 erfolgreich besetzt werden. diese stelle 

bietet einem studienabgänger die möglichkeit, 
durch alternierende einsätze in allen operativen 
bereichen der Fma einen einblick in die vielsei-
tigen tätigkeiten der Fma und den Finanzplatz 
Liechtenstein zu erhalten.

executive assistant
nachdem die startphase des strategieprojekts im 
august abgeschlossen war, wurde ein mitarbei-
tender aus der stabsstelle abberufen, um sich voll-
umfänglich der umsetzung und betreuung der 
definierten strategischen initiativen zu widmen. 
zu diesem zweck wurde die neue stelle eines 
direkt dem ceo unterstellten executive assis-
tant geschaffen, welche mit dem bisherigen in-
haber der dreijahresstelle, herrn matthias willi,  
besetzt wurde.

iwF-assessment
das iwF-assessment stellte auch für die sia  
einen höhepunkt im Geschäftsjahr 2007 dar. nach 
langen und intensiven Vorbereitungen war die sia 
für den reibungslosen ablauf des assessments in 
organisatorischer hinsicht verantwortlich.
 
dachL
Vom 11. bis 14. september 2007 fand das Vier-
Länder-treffen (dachL) von Vertretern der 
Versicherungs- und bankenaufseher der Länder 
deutschland, Österreich, schweiz und Liechten-
stein in Vaduz statt. die Fma war erstmals Gast-
geberin dieses jährlich stattfindenden anlasses. 
diesem dachL-meeting kommt für die Fma 
sehr grosse bedeutung zu, da auf höchster ebe-
ne gemeinsame Themen erörtert werden und die 
Fma sich entsprechend positionieren kann. die 
sia war für die organisatorische Vorbereitung und 
durchführung dieses anlasses verantwortlich.
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rechnungswesen
das rechnungswesen dient als entscheidungs-
grundlage und Führungsinstrument für die Ge-
schäftsleitung und den aufsichtsrat. Gemäss der 
Leistungsvereinbarung zwischen der Fma und 
der Liechtensteinischen Landesverwaltung (LLV) 
vom november 2004 wurde bisher das finanziel-
le rechnungswesen von der Landeskasse geführt. 
aufgrund der erfahrungen und erkenntnis-
sen aus den ersten beiden Geschäftsjahren hatte 
man allerdings festgestellt, dass die möglichkei-
ten dieser Lösung den anforderungen der Fma 
insbesondere im bereich der auswertungen und 
entscheidungsgrundlagen nicht genügten. der 
aufsichtsrat hatte sich daher im herbst 2006 für 
eine Verselbständigung des rechnungswesens 
entschieden. diesen entscheid galt es, im be-
richtsjahr umzusetzen.

zielsetzungen der selbständigen Führung des 
rechnungswesens waren einerseits die optimie-
rung der Prozesse, die steigerung der Flexibilität 
und die unabhängigkeit von externen stellen so-
wie die erhöhung der zeitnähe und der adressa-
tengerechtigkeit der auswertungen. zudem sollte 
durch die selbständige Führung der debitoren-
buchhaltung ein eigenständiger auftritt der Fma 
gegenüber Finanzintermediären im rahmen der 
rechnungsstellung von Gebührenverfügungen si-
chergestellt werden.

nachdem der aufsichtsrat im herbst 2006 die 
Verselbständigung des Fma-rechnungswesens 
beschlossen hatte, konnte nach intensiven Vor-
bereitungen die umstellung auf das Fma-interne 
rechnungswesen planmässig per 1. Juli 2007 er-
folgen.

anfang 2008 sollen nun in einem weiteren schritt 
die liquiden mittel der Fma von der Landeskasse 

zur selbständigen Verwaltung an die Fma über-
tragen werden. ein entsprechender Grundsatzent-
scheid wurde im dezember 2007 vom aufsichts-
rat gefällt.
 

4.3 Finanzen 

der Landtag hatte in seiner november-sitzung 
des Jahres 2006 den Voranschlag für das Ge-
schäftsjahr 2007 in höhe von chF 7’270’000 ge-
nehmigt. der staatsbeitrag gemäss art. 29 FmaG 
betrug dabei chF 3’950’000.

das budget 2007 konnte wie bereits in den ers-
ten zwei Geschäftsjahren der Fma eingehal-
ten werden. der erwirtschaftete Gewinn von  
chF 302’367 wird den reserven zugewiesen. 
der staatsbeitrag konnte gegenüber dem Vorjahr 
reduziert und der selbstfinanzierungsgrad auf 
55 % erhöht werden.
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Bilanz per 31. Dezember (in CHF)

Aktiven 2007  2006

Anlagevermögen

sachanlagen  270’660  398’000 

Umlaufvermögen

Flüssige Mittel  2’222’743  –   

debitoren  244’347  99’706 

Forderungen gegenüber land  1’639’921  3’208’298 

Rechnungsabgrenzungsposten

transitorische aktiven  45’755  5’342 

Total Aktiven  4’423’426  3’711’345 

Passiven 2007 2006 

Eigenkapital

dotationskapital  2’000’000  2'000’000 

reserven per 1.1.  1’449’744  697’028 

Zuweisung reserven  302’367  752’715 

Rückstellungen

rückstellungen  180’000  80’000 

Verbindlichkeiten

Kreditoren  346’103 –   

Rechnungsabgrenzungsposten

transitorische Passiven  145’212  181’602 

Total Passiven  4’423’426  3’711’345

Erfolgsrechnung vom 1. Januar bis 31. Dezember (in CHF)

2007  2006

Ertrag

erlöse aus gebühren und abgaben  4’371’585  3’190’633

landesbeitrag 3’950’000 3’959’000

Total Ertrag 8’321’585 7’149’633

Aufwand

Personalaufwand  5’996’775 4’890’447

sachaufwand 1’892’121 1’376’550

abschreibungen  130’323  129’918 

Total Aufwand 8’019’218 6’396’915

Jahresgewinn 302’367 752’715 

die Jahresrechnung 2007 wurde anhand des separaten ausführlichen Geschäftsberichtes 2007 der Fma 
durch die Finanzkontrolle geprüft und dem Landtag zur Genehmigung vorgeschlagen.
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Testat der Finanzkontrolle
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4.4 Öffentlichkeitsarbeit 

dem gesetzlichen auftrag zur information der 
Öffentlichkeit über ihre aufsichtstätigkeit kam 
die Fma auch im berichtsjahr durch verschiede-
ne medien nach.

Fma-Jahresbericht 2006
die Fma präsentierte ihren ausführlichen bericht 
über das zweite operative Geschäftsjahr im ap-
ril 2007 der Öffentlichkeit. dieser stiess auf eine 
sehr positive resonanz. der Jahresbericht wurde 
in deutscher und englischer sprache in gedruckter 
Version abgegeben. an internationalen meetings 
trug die englische ausgabe des Jahresberichtes 
dazu bei, den ausländischen Partnern der Fma 
ein umfassendes bild über die Finanzmarktauf-
sicht und den Finanzplatz Liechtenstein zu ver-
mitteln.

Fma-Praxis
die Fma publizierte auf ihrer webseite im ok-
tober 2007 zum zweck einer vertieften informa-
tion über die aufsichtspraxis zusätzlich die Fma-
Praxis zum Geschäftsjahr 2006. die Fma-Praxis 
enthält auszüge wichtiger entscheidungen bzw. 
Verfügungen der Fma, von beschlüssen der 
Fma-beschwerdekommission sowie urteilen des 
VGh und des stGh in anonymisierter Form, so-
fern diese von besonderer bedeutung für die eta-
blierung neuer oder die weiterentwicklung beste-
hender aufsichtspraxen sind. dieses zusätzliche 
informationsangebot dient der rechtssicherheit 
sowie der transparenz in bezug auf die von der 
Fma praktizierte aufsicht über den Finanzmarkt 
Liechtenstein.

Fma-webseite
auf der Fma-webseite (www.fma-li.li) stellt die 
Fma den Finanzintermediären laufend aktuelle 
informationen, wegleitungen, merkblätter und 
Formulare in deutsch und englisch zur Verfü-
gung.

Fma-newsletter
mittels Fma-newsletter wird regelmässig über 
wichtige ereignisse informiert.
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manuela kindle



Wir sind ein Team, begegnen 
einander in gelebter Wert-
schätzung, identifizieren uns mit 
unseren Zielen und Aufgaben, 
handeln unternehmerisch und 
sind stolz, einen Beitrag zum 
Erfolg zu leisten.

wir sind ein team, begegnen uns in gelebter wertschätzung und unterstützen einander.
wir kommunizieren offen und direkt und geben aktiv Feedback.
wir bringen konflikte zur sprache und nutzen diese als motor für Fortschritte.
wir identifizieren uns mit unseren zielen und den aufgaben und sind stolz, einen beitrag  
zum erfolg zu leisten.
wir zeichnen uns durch hohe Leistungsbereitschaft aus.
wir arbeiten unter attraktiven rahmenbedingungen und pflegen ein positives arbeitsklima.
wir achten auf unsere körperliche und geistige Gesundheit.
wir fördern aktiv die aus- und weiterbildung.
wir sind Vorbilder, denken und handeln unternehmerisch und zeichnen uns durch  
Leadership, integrität und sozialkompetenz aus.
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5.1 Team der FMA

das Jahr 2007 stand auch in bezug auf die mit-
arbeitenden wiederum im zeichen der anpassung 
an die veränderten bedürfnisse des marktes. in 
den einzelnen bereichen sowie in der stabsstelle 
ergaben sich daher diverse änderungen in perso-
neller hinsicht (s. auch kapitel unternehmen).

aufgrund des enormen wachstums der verwalte-
ten Vermögen, der anzahl zu beaufsichtigenden 
Finanzmarktteilnehmer und der durch die Fma 
wahrzunehmenden neuen aufgaben drängte sich 
im Geschäftsjahr 2007 eine erweiterung des Per-
sonalbestandes auf. 

eine personell angemessen ausgestattete Fma 
ist ein wichtiger Faktor für den erfolg des Fi-
nanzmarktes Liechtenstein. nur eine personell 
angemessen ausgestattete Fma ist in der Lage, 
ihre aufgaben in qualitativer hinsicht zufrieden-
stellend wahrzunehmen und somit ihren hoheitli-
chen auftrag zu erfüllen. 

trotz drei zusätzlich geschaffener stellen konn-
te die Fma das starke wachstum sowie mehre-

re mutterschaftsurlaube nur durch den ausser-
ordentlichen einsatz der mitarbeitenden sowie 
durch den zusätzlichen einsatz von Praktikanten 
und Praktikantinnen bewältigen. in seiner sitzung 
vom november 2007 hat denn auch der Landtag 
festgehalten, dass die Fma ihre aufgaben unter 
schwierigen bedingungen meistert und dass die 
personelle ausstattung aufgrund des wachstums 
auf verschiedenen ebenen ungenügend ist. Gleich-
zeitig hat der Landtag die personelle aufstockung 
der Fma im Jahr 2008 durch die Genehmigung 
des Fma-budgets 2008 unterstützt.

kennzahlen
Per 31. dezember 2007 waren neben dem voll-
amtlich tätigen Vorsitzenden des aufsichtsrates 
30 fest angestellte mitarbeitende, 3 befristet an-
gestellte (insgesamt 28,8 Vollzeitstellen) sowie  
12 Praktikanten und Praktikantinnen (9,5 Vollzeit-
stellen) tätig. somit nahm der mitarbeiterbestand 
seit dem operativen start der Fma am 1. Januar 
2005 mit 26 Vollzeitstellen um 2,8 stellen zu.

neben dem aufsichtsratsvorsitzenden waren ende 
2007 13 weibliche und 20 männliche fest bzw. be-
fristet angestellte mitarbeitende für die Fma tätig.

Grafik 34: Geschlechterverteilung FMA-Team
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bei den beschäftigten mitarbeitenden handelte 
es sich um 10 liechtensteinische staatsangehöri-
ge, 14 schweizerische staatsangehörige sowie 9 
österreichische staatsangehörige. die belegschaft 

der Fma setzte sich somit zu rund einem drittel 
aus liechtensteinischen staatsangehörigen zusam-
men. 

Grafik 35: Staatsangehörigkeit FMA-Team
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neben den mitarbeitenden mit Festanstellung 
standen im Verlaufe des Jahres insgesamt 19 Prak-
tikanten für einige monate in den verschiedenen 
bereichen der Fma im einsatz. es handelte sich 
dabei um absolventen juristischer sowie betriebs-
wirtschaftlicher studiengänge von universitäten 
und Fachhochschulen aus dem in- und ausland 
sowie kaufmännisch ausgebildete Leute. die Fma  
ermöglichte diesen berufseinsteigern, einen ver-
tieften einblick in die tätigkeit einer Finanz-
marktaufsichtsbehörde zu gewinnen und aktiv an 
aktuellen Projekten mitzuarbeiten. der praxisnahe 
einsatz sowie die tätigkeit bei der Fma als gute 
referenz im persönlichen werdegang wurde von 
den Praktikanten als äusserst positiv bewertet.

im Jahr 2007 haben 6 mitarbeitende die Fma 
verlassen. zwei austritte erfolgten aus familiären 
Gründen (mutterschaft). die übrigen vier mitar-
beitenden fanden neue herausforderungen in der 
Privatwirtschaft. dabei zeigte sich, dass die Fma 
als referenz bei den Personalverantwortlichen der 
privatwirtschaftlichen unternehmen einen hohen 
stellenwert geniesst. sämtliche freigewordenen 
stellen konnten erfolgreich neu besetzt werden.
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teambildung
zur Förderung des teamgeistes und als zeichen 
der anerkennung und wertschätzung des einsat-
zes der Fma-mitarbeitenden fanden im berichts-
jahr diverse Personalanlässe statt. 

wie in der Vision der Fma festgehalten ist, leistet 
die Fma mit ihrer arbeit einen beitrag «… zum 
wohle des Landes Liechtenstein». da viele mit-
arbeitende der Fma nicht aus dem Fürstentum, 
sondern aus dem nahen ausland stammen, hat sich 
die Geschäftsleitung zum ziel gesetzt, das wissen 
des teams über eigen- und besonderheiten des 
Landes zu erweitern. so wurde ein wöchentlicher 
newsletter mit wissenswertem und aktuellem zu 
kultur, Geschichte, Geografie, sport, Politik und 
brauchtum in Liechtenstein eingeführt.

5.2 Fachspezifische Aus- und 
Weiterbildungen

auch im Geschäftsjahr 2007 wurde die fachspe-
zifische aus- und weiterbildung der mitarbeiten-
den aktiv vorangetrieben. die aktive Förderung 
des Fachwissens der mitarbeiter ist eine wichtige 
Voraussetzung für die sicherstellung einer funkti-
onierenden und proaktiven aufsicht.

Lehrlingsausbildung
die Fma bietet für Lernende, die ihre Lehre zur 
kauffrau /zum kaufmann in der Liechtensteini-
schen Landesverwaltung absolvieren, jeweils wäh-
rend 6 monaten ausbildungsplätze an. im Jahr 
2007 konnten so insgesamt 5 Lernende während 
ihres einsatzes in der Fma einblick in die tätig-
keiten der einzelnen bereiche und der stabsstelle 
nehmen.

Patricia bärtsch rebecca emberson

bettina Mähr

eva reithner

simone Villamar

Martin risch

beatrix Jäger

Christian reich

andreas Kantor

sandra Madlener

Martin batliner

Christian Maier

Kilian wicki

stefan Jaeger

Martina tschanz120
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Matthias willi

andres Kessler lisa Kopf

Jochen netzer

bianca seemayerPhilipp röser

bernhard rack

Michael rusch

selina gartler

sabrina storchenegger

stephan ochsner heidi ospelt Jutta ospelt oliver Pscheid

Manuela Kindle Miriam Chiara Klier roger Künzle andreas Kuster

rené h. Melliger

Patrik galliard

dalia längle

Mario gassner gregor gmeiner Jochen hadermannisabel emerich hans haumer

Marcel würmli

andreas sturzeneggerMartin schädler regula sieber

Marcel wyss
stand per 1. märz 2008

t e a M



Tabellenverzeichnis

122



Tabellenverzeichnis

 Titel Seite
tabelle 1 überblick entwicklung netto verwaltetes kundenvermögen Viii 
 per 31. dezember 2007
tabelle 2 Finanzmarktteilnehmer unter aufsicht der Fma per 31. dezember 2007 X
tabelle 3 Gesetze unter aufsicht und Vollzug der Fma per 31. dezember 2007 2
tabelle 4 übersicht kontrolle von revisionsberichten 4
tabelle 5 beschwerdefälle 6
tabelle 6 bewilligungsänderungen bankenaufsicht (anzahl) 10
tabelle 7 bewilligungskategorien gemäss iuG (anzahl Fälle / bewilligungskategorien) 23
tabelle 8 meldungen von Verwaltungsgesellschaften (VerwG) 30
tabelle 9 Versicherungsunternehmen mit sitz in Liechtenstein,  48 
 unterteilt nach bewilligungskategorie (anzahl)
tabelle 10 in Liechtenstein im niederlassungs- oder dienstleistungsverkehr  49 
 notifizierte ausländische Versicherungsunternehmen (anzahl)
tabelle 11 Prüfungszulassungen und -ergebnisse (anzahl) 68
tabelle 12 bewilligungen / berufszulassungen nach dem rechtsanwaltsgesetz (anzahl) 70
tabelle 13 aufsichtsrechtliche tätigkeiten gemäss trhG 70
tabelle 14 aufsichtsrechtliche tätigkeiten gemäss Patentanwaltsgesetz (anzahl) 71
tabelle 15 aufsichtsrechtliche tätigkeiten gemäss wirtschaftsprüfergesetz (anzahl) 72
tabelle 16 sorgfaltspflichtige aFis per 31. dezember 2006 (anzahl) 73

ta b e l l e n V e r Z e i C h n i s

123



Grafikverzeichnis

124



Grafikverzeichnis

 Titel Seite
Grafik 1 bestand Finanzmarktteilnehmer 2004 bis 2007 (anzahl) iX
Grafik 2 bewilligungstätigkeit 3
Grafik 3 anzahl missbrauchsfälle 4
Grafik 4 übersicht massnahmen / sanktionen der Fma 5
Grafik 5 die drei grössten banken zusammen im Verhältnis zum gesamten bankplatz 7
Grafik 6 ergebnis der normalen Geschäftstätigkeit (in mio. chF, konsolidiert) 8
Grafik 7 Verwaltetes kundenvermögen seit 2002 (in mrd. chF) 9
Grafik 8 entwicklung der verwalteten nettovermögen inländischer  21 
 investmentunternehmen (in mrd. chF)
Grafik 9 entwicklung der bewilligungen inländischer iu per 31. dezember 2007 (anzahl) 23
Grafik 10 entwicklung einzelvermögen per 31. dezember 2007 (anzahl einzelvermögen) 24
Grafik 11 zum Vertrieb in Liechtenstein zugelassene ausländische iu  25 
 nach heimatstaat per 31. dezember 2007 (anzahl)
Grafik 12 entwicklung ausländischer iu per 31. dezember 2007 (anzahl iu) 26
Grafik 13 entwicklung einzelvermögen ausländischer iu per 31. dezember 2007  27 
 (anzahl einzelvermögen)
Grafik 14 entwicklung der anzahl Versicherungsunternehmen  45 
 nach branchen 1995 bis 2007
Grafik 15 entwicklung der gebuchten bruttoprämien und kapitalanlagen 1998  46
 bis 2007 (in mrd. chF)
Grafik 16 entwicklung der bilanzsumme 1999 bis 2007 (in mrd. chF) 47
Grafik 17 Grenzüberschreitende tätigkeit der liechtensteinischen  48 
 Versicherungsunternehmen, unterteilt nach Ländern (basierend auf den  
 gebuchten bruttoprämien) im Jahr 2006 (in mrd. chF)
Grafik 18 Freier dienstleistungsverkehr der liechtensteinischen  50 
 schadenversicherungsunternehmen in der schweiz im Jahr 2006  
 (basierend auf den gebuchten bruttoprämien, in mio. chF)
Grafik 19 Freier dienstleistungsverkehr der liechtensteinischen  50 
 Lebensversicherungsunternehmen in der schweiz im Jahr 2006  
 (basierend auf den gebuchten bruttoprämien, in mio. chF)
Grafik 20 niederlassungsgeschäft und freier dienstleistungsverkehr der  51 
 schweizerischen schadenversicherungsunternehmen in Liechtenstein  
 im Jahr 2006 (basierend auf den gebuchten bruttoprämien, in mio. chF)
Grafik 21 niederlassungsgeschäft und freier dienstleistungsverkehr der schweizerischen  51 
 Lebensversicherungsunternehmen in Liechtenstein im Jahr 2006  
 (basierend auf den gebuchten bruttoprämien, in mio. chF)

g r a F i K V e r Z e i C h n i s

125



 Titel Seite
Grafik 22 Feuerversicherungssumme Gebäudeversicherung 2004 bis 2006 (in mrd. chF) 55
Grafik 23 entwicklung der beiträge 2004 bis 2006 (in mio. chF) 59
Grafik 24 aufteilung der anzahl Versicherten nach kategorien 59
Grafik 25 aufteilung der Vermögensanlagen 2006 nach anlagekategorien 60
Grafik 26 entwicklung der bilanzsumme 2004 bis 2006 (in mrd. chF) 60
Grafik 27 Freizügigkeitskonti: total verwaltetes kapital 2002 bis 2007 (in mio. chF) 63
Grafik 28 entwicklung der in den Listen nach dem rechtsanwaltsgesetz eingetragenen  69 
 Personen (anzahl)
Grafik 29 entwicklung der bewilligten Personen nach dem treuhändergesetz (anzahl) 70
Grafik 30 entwicklung der bewilligten Personen nach dem Patentanwaltsgesetz (anzahl) 71
Grafik 31 entwicklung der bewilligten Personen nach dem wirtschaftsprüfergesetz (anzahl) 72
Grafik 32 ersuchende behörden im bereich des marktmissbrauchs 2007 (anzahl ersuchen) 91
Grafik 33 aufbauorganisation Finanzmarktaufsicht (Fma) Liechtenstein  108 
 per 31. dezember 2007
Grafik 34 Geschlechterverteilung Fma-team 118
Grafik 35 staatsangehörigkeit Fma-team 119 

126

g r a F i K V e r Z e i C h n i s





Abkürzungsverzeichnis

128



a  Österreich / österreichische nationalität
abs.   absatz
aFi  aufsicht andere Finanzintermediäre /andere Finanzintermediäre
aFm authority for the Financial markets
aG  aktiengesellschaft
ahV/iV alters- und hinterlassenenversicherung / invalidenversicherung
amF autorité des marchés Financiers 
anlG anlagegesellschaft
art.  artikel
baFin  bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (deutschland)
baG berufsqualifikations-anerkennungs-Gesetz
bankG Gesetz über die banken und Finanzgesellschaften 
bankV  bankenverordnung 
bcsc british columbia securities commission
bwa  banken- und wertpapieraufsicht
bPVG  Gesetz über die betriebliche Personalvorsorge 
bPVV  Verordnung zum Gesetz über die betriebliche Personalvorsorge
bst.  buchstabe
bzw.  beziehungsweise
ca.  circa
ceb council of europe development bank
cebs  committee of european banking supervisors 
cFtc commodity Futures trading commission
ch  schweiz / schweizerische nationalität
chF  schweizer Franken
ceioPs committee of european insurance and occupational Pension supervisors
cesr  committee of european securities regulators 
ceo  chief executive officer
cnmV comisión nacional del mercado de Valores 
csrc china securities regulatory commission
cssF  commission de surveillance du secteur financier (Luxemburg)
dachL 4-Länder-treffen der deutschsprachigen aufsichtsbehörden
d. h.  das heisst
dipl.  diplomiert
dr. doktor
dr. iur. doktor der rechtswissenschaften
dr. oec. doktor der wirtschaftswissenschaften
dt.  deutsch
ebc  european banking committee
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ebk  eidgenössische bankenkommission (schweiz)
eboa eFta board of auditors
edV  elektronische datenverarbeitung
eFta  european Free trade association (dt. europäische Freihandelsvereinigung)
eG  europäische Gemeinschaft
eioPc european insurance and occupational Pensions committee 
erV Verordnung über die eigenmittel und risikoverteilung für banken  
 und Finanzgesellschaften
esa eFta surveillance authority
esc  european securities committee 
etc.   et cetera
eu  europäische union
euGh europäischer Gerichtshof
eur euro
ewG  europäische wirtschaftsgemeinschaft
ewr  europäischer wirtschaftsraum
exkl. exklusive
FatF  Financial action task Force
f. folgende
Fcmc Financial and capital market commission 
ff.  fortfolgende
FkG Finanzkonglomeratsgesetz
FkV Finanzkonglomeratsverordnung
FinmV Finanzanalyse-marktmissbrauchs-Verordnung
Fiu  Financial intelligence unit
FL  Fürstentum Liechtenstein
Fma  Finanzmarktaufsicht Liechtenstein
FmaG  Gesetz über die Finanzmarktaufsicht 
Fma-bk Fma-beschwerdekommission
Fma-GebV Fma-Gebührenverordnung 
FsaP aktionsplan der europäischen kommission für Finanzdienstleistungen
Fsrb FatF style regional body
gem. gemäss
GL  Geschäftsleitung
GVersG  Gesetz über den Versicherungsschutz der Gebäude gegen Feuer-  

und elementarschäden
hr handelsregister
i. V. m. in Verbindung mit
iais  international association of insurance supervisors
ias  international accounting standards
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icaaP internal capital adequacy assessment Process
iFrs  international Financial reporting standards
imF international monetary Fund
imi internal market information system
inkl.  inklusive
insb.  insbesondere
ioPs international organisation of Pension supervisors
iosco international organization of securities commissions
i.s.v. im sinne von
iu investmentunternehmen
iu für qa iu für qualifizierte anleger
iuG  Gesetz über investmentunternehmen 
iuV  Verordnung über investmentunternehmen 
iwF  internationaler währungsfonds
LGbl. Landesgesetzblatt
lic. iur. licentiatus iuris
Liecht. Liechtensteinische
LiFt  Liechtenstein investment Fund Think-tank
LLV  Liechtensteinische Landesverwaltung
mG marktmissbrauchsgesetz
miFid  markets in Financial instruments directive
mio.  millionen
mou  memorandum of understanding
mrd.   milliarden
mV marktmissbrauchsverordnung
nr.   nummer
oecd organisation for economic co-operation and development
oGaw organismus für gemeinsame anlagen für wertpapiere
PaG  Gesetz über die Patentanwälte
Pc-r-eV  select committee of experts on the evaluation of anti-money Laundering measures
PeP Politically exposed Person(s)
PFG Gesetz betreffend die aufsicht über einrichtungen der betrieblichen altersversorgung
PFV Verordnung zum Gesetz betreffend die aufsicht über einrichtungen  
 der betrieblichen altersversorgung
PGr  Personen- und Gesellschaftsrecht
Psd Payment services directives
raG  Gesetz über die rechtsanwälte
ras  risk assessment system
rL  richtlinie
s. siehe
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sec securities exchange commission
sia  stabsstelle für integrative aufgaben
sog.  sogenannt
sPG  Gesetz über die beruflichen sorgfaltspflichten bei Finanzgeschäften  
 (sorgfaltspflichtgesetz)
sPV  Verordnung zum sorgfaltspflichtgesetz
sta staatsanwaltschaft
stGb strafgesetzbuch
stGh  staatsgerichtshof
stv.  stellvertreter
swX swiss exchange
trhG  Gesetz über die treuhänder
trust reg. trust registered
tsd. tausend
u. a.  unter anderem
übG übernahmegesetz
ucits undertakings for collective investments in transferable securities
un  united nations
uno  united nations organisation
us united states
usa  united states of america (dt. Vereinigte staaten von amerika)
usw.  und so weiter
v. a.  vor allem
VersaG Gesetz betreffend die aufsicht über Versicherungsunternehmen
VersaV  Verordnung zum Gesetze betreffend die aufsicht über Versicherungsunternehmen
VersVermG Gesetz über die Versicherungsvermittlung
VerwG Verwaltungsgesellschaft
VGh  Verwaltungsgerichtshof
vgl.  vergleiche
vgVerm vertraglich gebundene Vermittler
Vr Verwaltungsrat
VuVL Verein unabhängiger Vermögensverwalter in Liechtenstein
VVa  Versicherungs- und Vorsorgeaufsicht
VVG  Gesetz über die Vermögensverwaltung
VV-Ges Vermögensverwaltungsgesellschaft
VVo  Verordnung zum Gesetz über die Vermögensverwaltung
wGFs working Group on Financial services
wPrG Gesetz über die wirtschaftsprüfer und revisionsgesellschaften
wPPG wertpapierprospektgesetz 
wPV Liechtensteinische wirtschaftsprüfervereinigung 
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wto  world trade organization
z. b.  zum beispiel
ziff.  ziffer
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